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Vorwort 
Die 24-Stunden-Betreuung zählt zu den neuen Pflegemodellen in Österreich. Sie hat sich 
illegal etabliert und wurde 2007 mit der Einführung eines Gesetzes, dem 
Hausbetreuungsgesetz (HBeG), legalisiert. Insbesondere Leistbarkeit und 
Bedarfsorientierung waren die ausschlaggebenden Leitmotive für die Pflegereform der 
damaligen Bundesregierung. Die Rund-um-die-Uhr-Pflege, welche sich im Bereich der 
Schwarzarbeit entwickelt hat, stimmt mit dieser Prioritätensetzung überein. Überwiegend 
Frauen aus Osteuropa arbeiten in dieser „billigen“ Betreuungsform und nehmen dafür 
unterdurchschnittliche arbeits- und sozialrechtliche Standards in Kauf.  
In der Öffentlichkeit wird die Ausgestaltung dieser Arbeit als „win-win“-Situation für alle 
Beteiligten angepriesen. Die Diskriminierung der 24-Stunden-Betreuerinnen1 wird kaum 
wahrgenommen, noch weniger Beachtung kommt den dahinter stehenden Strukturen und 
kulturellen Dominanzverhältnissen zu.  
Die vorliegende Masterarbeit befasst sich mit der Unterdrückungssystematik im Kontext der 
24-Stunden-Betreuung. Dabei wird in einem ersten Schritt das Zusammenwirken und 
Interagieren sozialer Kategorisierungs- und Differenzierungsprinzipien, insbesondere von 
Geschlecht, Ethnie und Klasse, untersucht. Darauf folgt eine Analyse des 
Hausbetreuungsgesetzes und dessen impliziter Regulierung von Differenzen und 
Hierarchien.  
                                                
1 Aufgrund der Annahme, dass es sich bei den in der 24-Stunden-Betreuung tätigen Personen fast ausschließlich 
um Frauen handelt, wird im Folgenden immer die weibliche Form verwendet, wenn auf diesen Personenkreis 
eingegangen wird. Hier muss jedoch angemerkt werden, dass genauere Informationen über die 
Betreuungspersonen wie Nationalität, Geschlecht und Qualifikation derzeit nicht erfasst werden.  
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1 Problemaufriss  
In den letzten zehn Jahren wuchs die Zahl von atypischen Beschäftigungsverhältnissen 
(Teilzeitarbeit, geringfügige Beschäftigung, Leiharbeit, befristete Beschäftigung, Telearbeit, 
Arbeit auf Abruf, freie Dienstverträge und Werkverträge) in Österreich stark an. Diese sind im 
Gegensatz zum klassischen Normalarbeitsverhältnis viel häufiger von vergleichsweise 
niedrigen und unregelmäßigen Einkommen gekennzeichnet. Soziale Transferleistungen sind 
jedoch an die Kontinuität und Höhe des Einkommens gekoppelt und fallen deshalb in diesen 
Beschäftigungsverhältnissen durchschnittlich viel geringer aus. Manche dieser neuen 
Erwerbsformen bieten außerdem nur eingeschränkt arbeitsrechtliche Schutzmechanismen 
(freie Dienstnehmer/innen, neue Selbstständige). Frauen befinden sich gegenüber Männern 
überproportional in atypischen Beschäftigungsverhältnissen die häufig prekär, d.h. „nicht 
dauerhaft existenzsichernd“ sind. Atypische Beschäftigung bedeutet demnach auch ein 
erhöhtes Armutsrisiko, überwiegend für Frauen (Feminisierung von Armut; Dörre 2006; Fink 
2003, 136-138; Wetzel 2003, 127).  
Wirtschaftssektoren, in denen überwiegend Frauen arbeiten, wie personennahe Berufe, sind 
besonders von der zunehmenden Deregulierung, Flexibilisierung und Prekarisierung des 
Arbeitsmarktes betroffen. Im Pflegebereich hat sich bis heute ein vorwiegend informeller 
Arbeitsmarkt etabliert, welcher von unterdurchschnittlichen Arbeitsbedingungen und 
unsicheren Lebensverhältnissen z.B. durch die zunehmende Mobilität von Frauen – 
Transnationalität - gekennzeichnet ist (Lutz 2008, 1-2).  
In Österreich gibt es eine große Anzahl von Frauen (vereinzelt auch Männer) aus Osteuropa, 
die als Haushaltshilfen und Pflegerinnen kranke und alte Menschen in ihren Privathaushalten 
betreuen. Geschlechts- und herkunftsbezogene Stereotype sowie ein lohnbezogenes West-
Ost-Gefälle begünstigten u. a. die Nachfrage nach solchen zumeist nur auf Vertrauen 
basierenden „Arbeitsverhältnissen“. Osteuropäerinnen werden seit kurzem auch politisch 
gezielt in frauentypische, ethnisierte, atypische Beschäftigungsverhältnisse wie die 24-
Stunden-Betreuung gelenkt. Beispielgebend dafür ist, dass es zwar beschränkende 
Übergangsbestimmungen für den freien Zugang von Angehörigen „neuer“ EU-
Mitgliedsländer zum österreichischen Arbeitsmarkt gibt, in bestimmten Bereichen wie der 
Betreuung und Pflege kranker und alter Menschen sieht das Ausländerbeschäftigungsgesetz 
jedoch seit 2006 eine Ausnahme vor.  
Diese durch die Internationalisierung der Arbeitsmärkte geförderte Mobilität, die politisch 
häufig unter dem Aspekt der Dienstleistungsfreiheit angesprochen wird, bedeutet in der 
Regel für jene polnischen, slowakischen oder tschechischen Frauen, die sich in Österreich 
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um alte Menschen kümmern, das Gegenteil von Freiheit. Was offiziell als „win-win“-Situation 
verkauft wird, „die Ausländerinnen verdienen ja hier in zwei Wochen so viel wie zu Hause im 
ganzen Monat nicht“, verschleiert ein großes Ungleichgewicht zu Lasten dieser mobilen 
Altenpflegerinnen. Denn schließlich ist ihr Arbeitstag nicht mit 8 Stunden begrenzt, sondern 
kann bis zu 24 Stunden täglich zwei Wochen lang dauern, die sie je nach Vereinbarung im 
Haushalt und der näheren Umgebung verbringen müssen. Weiters haben sie mitunter 
Beiträge an Organisationen zu zahlen, die sich zum Zweck der Vermittlung von 
Betreuerinnen aus Osteuropa institutionalisiert haben und sie tragen außerdem die 
Reisekosten. Abgesehen davon lassen sie ihre Familien im Herkunftsland zurück und sind in 
der Regel doch weiterhin für die finanzielle und emotionale Versorgung ihrer eigenen 
Angehörigen zuständig. Die ausländischen 24-Stunden-Betreuerinnen nehmen diese 
instabilen Lebens- und Arbeitsbedingungen vorwiegend aus sozioökonomischen Gründen in 
Kauf. Eine Studie über die im Bereich der care work tätigen Migrantinnen ergab, dass die 
meisten Haushaltsarbeiterinnen diese Mobilität nur auf Zeit, als Überbrückung für dringende 
finanzielle Probleme, anstreben. Das bedeutet, die Lohnunterschiede im Herkunfts- und 
Zielland sind ausschlaggebend für die Arbeitsmigration. Der Preis für ein Leben in 
Transnationalität kann tiefgreifende Folgen haben, wie z.B. permanente Angst aufgrund von 
Illegalität, psychische Belastung, weil die Familie zurückgelassen, wird etc (Lutz 2007c, 7-8). 
Auf der anderen Seite der Arbeitsbeziehung stehen die Pflegebedürftigen und ihre 
Angehörigen. Die öffentliche Versorgung mit Pflegeleistungen widerspricht den anerkannten 
und propagierten Idealvorstellungen einer bedarfsgerechten Pflege oftmals, weshalb sie 
keine andere Alternative sehen, als eine Rund-um-die-Uhr-Pflegerin aus eigener Tasche zu 
finanzieren. Die Allgemeinheit erspart sich dadurch enorme Pflegekosten und das 
Infragestellen des herrschenden Pflegesystems. Dies hat sich auch mit der nun eingeleiteten 
Legalisierung dieser Pflege- und Betreuungstätigkeiten nicht wesentlich geändert. Das 
System übernimmt nun lediglich die Mehrkosten, welche durch die „rechtgemäßen“ 
Beschäftigungen wie z.B. eine Anstellung anfallen und die Arbeitsbedingungen sind 
weiterhin diskriminierend, mit dem Unterschied, dass die Beteiligten sich nun nicht mehr 
„schuldig“ fühlen. Die tradierten Verhältnisbeziehungen von Geschlecht, Ethnizität und 
Klasse bleiben unberührt, sie werden lediglich neu zusammengesetzt (Caixeta 2006, 5; 
Lissek 2008). 
1.1 Dimensionen von Arbeitsmigration im Pflegebereich 
Im Bereich der Altenbetreuung und Pflege in Österreich haben gesellschaftliche, 
ökonomische und politische Rahmenbedingungen zur Entstehung eines illegalen 
Arbeitsmarkts, vor allem für Migrantinnen aus Osteuropa, beigetragen. Laut 
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Sozialministerium wird, insbesondere in Fällen, wo eine Rund-um-die-Uhr-Betreuung 
notwendig ist, vermehrt „auf unselbstständig oder auch selbstständig tätige Betreuungskräfte 
– insb. auch aus den östlichen EU-Mitgliedstaaten“ zurückgegriffen (BMSK 2008a, 9). 
In offiziellen Schriftstücken wird nicht näher auf die Identitäten der Beschäftigten 
eingegangen. Diese sind, als Betreuungs- oder Pflegekräfte bezeichnet, hinter einer 
ontologisch neutralen Rhetorik unsichtbar. Tatsächlich handelt es sich bei diesen Personen 
fast ausschließlich um Frauen aus Osteuropa. Wie viele Migrantinnen konkret 24 Stunden 
mit der Pflege von Bedürftigen beschäftigt sind, ist nicht bekannt. In einer Pressekonferenz 
am 22. Jänner 2008 sprach der damalige Sozialminister Erwin Buchinger von 5.000 bis 
20.000 Haushalten in Österreich, in denen Pflegekräfte illegal tätig waren. Hochgerechnet 
würde dies bedeuten, dass in Österreich bis zu 40.000 Betreuerinnen ohne 
Vertragsgrundlage in einem 24-Stunden-Pflegemodell arbeiteten (Parlamentskorrespondenz 
22.01.2008). 
1.1.1 Neues Pflegemodell 
Der arbeitsrechtliche Status von Migrantinnen im Pflegebereich war in der jüngsten 
Vergangenheit häufig Anlass für politische Debatten. Zur Beseitigung der illegalen 
Verhältnisse traten am 1. Juli 2007 (BGBl. Nr. 33/2007) das Hausbetreuungsgesetz (HBeG) 
und eine Novelle der Gewerbeordnung (GewO) 1994 in Kraft. Diese schaffen laut 
Sozialministerium „nun auch die arbeits- und gewerberechtliche Grundlage für eine legale 
Bis-zu-24-Stunden-Betreuung in privaten Haushalten, und zwar sowohl in Form eines 
unselbstständigen Betreuungsverhältnisses mit Arbeitsvertrag als auch in Form eines 
selbstständigen Betreuungsverhältnisses mit Werkvertrag“ (BMSK 2008a, 9). 
Das Gesetz ist unter anderem deshalb umstritten, weil arbeitsrechtliche Mindeststandards 
gesenkt und dadurch sozial schlechtere Arbeitsbedingungen festgeschrieben wurden. 
Beispielsweise wurde mit dem HBeG die rechtliche Grundlage für eine Ausweitung der 
Arbeitszeit-Höchstgrenze geschaffen. Auch die Freizeit-Einschränkung der Beschäftigten 
durch Zeiten, in denen sie sich in der häuslichen Umgebung aufhalten müssen, wird nicht 
entsprechend entlohnt. Außerdem wurden das Tätigkeitsfeld und die Kompetenzen der 
Betreuungspersonen kritisiert. Das Gesetz gibt keine Qualifikationsvoraussetzungen für die 
Betreuerinnen vor und die Tätigkeiten sind nur knapp umschrieben. Ein weiterer Kritikpunkt 
ist die Möglichkeit, die Arbeit als selbstständige Beschäftigung zu gestalten, wenngleich 
diese eindeutig die Merkmale einer abhängigen Beschäftigung aufweist. Damit bleiben die 
arbeits- und sozialrechtlichen Verpflichtungen der Haushalte minimal und der Spielraum bei 
der Vereinbarung des Entgelts für die Dienstleistung weitgehend frei (Moritz 2007, 150). 
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Bei der Neugestaltung der Pflege in Österreich stehen Leistbarkeit und Bedarfsorientierung 
im Mittelpunkt, so das Regierungsprogramm 2007. Ziel sei es, den Interessen der 
Pflegebedürftigen entgegenzukommen (BKA 2007a, 104-105). Verschwiegen wird jedoch, 
dass die in Österreich herrschenden arbeits- und sozialrechtlichen Mindeststandards wie 
sichere Arbeitsbedingungen und Mindestlöhne nicht mit diesen Zielen in Einklang zu bringen 
sind. Deshalb werden geltende Standards umgangen und dieser Schritt als alternativenlos 
dargestellt und gerechtfertigt. Eine andere Sichtweise auf die Pflegeproblematik könnte mit 
einer Änderung der Bewertung von Pflegearbeit verbunden sein. Es wäre denkbar, dass der 
Staat das Problem der Leistbarkeit nicht auf dem Rücken der Betreuerinnen austrägt, 
sondern die Art der Arbeit aufwertet und/oder dementsprechende Mittel oder Versorgung zur 
Verfügung stellt. Dazu müssten die geschlechts-, ethnizitäts- und klassenspezifischen Rollen 
bewusst überdacht werden.  
1.1.2 Spezifika von Pflegearbeit („care work“) 
Die Arbeitsleistungen innerhalb der 24-Stunden-Betreuung können zu dem von Bridget 
Anderson geprägten Begriff „care work“ gezählt werden. Die Autorin subsumiert die 
Leistungen innerhalb von care work anhand der drei C's: cleaning, cooking, caring. Im 
deutschen Sprachgebrauch werden care-Tätigkeiten als „haushaltsnahe personenbezogene 
Dienstleistungen“ definiert. Außerdem wird „zwischen haushaltsnahen Aufgaben (Kochen, 
Putzen, Waschen, Bügeln und so weiter) und personenbezogenen (erzieherischen oder 
pflegerischen) Tätigkeiten differenziert“. Zu beachten ist jedoch, dass diese im 
deutschsprachigen Raum begriffliche Trennung der Arbeitsinhalte in der Praxis kaum 
möglich ist. Darüber hinaus wird neben der Erledigung des Jobs auch ein „emotionaler 
Mehrwert erbracht“ (Anderson in: Lutz 2007c, 2; Lutz 2007b, 203). 
Im Unterschied zu anderen Wirtschaftssektoren hat Arbeitsmigration im Pflegebereich 
besondere Charakteristika, welche die soziale und rechtliche Situation der dort tätigen 
Migrantinnen wesentlich beeinflussen. Grundlegend ist der Pflegesektor von einem zumeist 
intimen/privaten Arbeitsumfeld und der sozialen Konstruktion dieser Arbeit als weiblich 
gegenderter2 Bereich gekennzeichnet (Lutz 2008, 1-2). Die besonderen Bedingungen von 
bezahlter „Hausarbeit“ ergeben sich aus der traditionellen geschlechtlichen Arbeitsteilung, 
die Frauen in der privaten Sphäre und Männer in der Öffentlichkeit verortet: „In der 
Terminologie des Gesellschafts-/Geschlechtervertrags sind es Frauen/Ehefrauen, die für die 
                                                
2 Etwas „gendern“ kann als Resultat von „doing gender“ verstanden werden. Der Begriff besagt, dass Geschlecht 
alltäglich interaktiv hergestellt/konstruiert und strukturiert wird. Er baut auf der Unterscheidung von Geschlecht in 
„sex“, biologische Kriterien der Geschlechtszugehörigkeit, und „gender“, sozio-kulturell vermittelt und 
zugeschriebene Geschlechtsidentität, auf (Kroll 2002, 72). 
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Hausarbeit verantwortlich sind, da die Privatsphäre letztlich durch den Geschlechtervertrag 
geregelt wird“ (Pateman 1988 in: Anderson 2006, 197). Haushaltsnahe personenbezogene 
Dienstleistungen wurden vor deren „Kommodifizierung“, d.h. Bezahlung und Zuführung zum 
Arbeitsmarkt demnach durch einen Geschlechtervertrag und nicht durch einen Arbeitsvertrag 
geregelt. Marktöffnung sowie Professionalisierungstendenzen von Haushaltsarbeit sind im 
Wesentlichen positiv für die Entwicklung der Geschlechtergerechtigkeit. Wenngleich häufig 
vergessen wird, dass es sich nach wie vor um einen vergeschlechtlichen Tätigkeitsbereich 
handelt und Entlohnung die traditionelle Abwertung haushaltsnaher personenbezogener 
Dienstleistungen nicht von selbst aufhebt (Lutz 2007b, 21). 
Die staatliche Pflegevorsorge in Österreich setzt mehr und mehr auf eine Individualisierung 
gesellschaftlicher Verantwortung. Öffentliche Sachleistungen wie staatliche Pflegeheime etc. 
werden durch Geldleistungen wie bspw. das Pflegegeld ersetzt. In der Realität bedeutet 
„Bargeld für Pflegearbeit“, dass der Staat finanzielle Zuwendungen an die Haushalte vergibt 
und diese sich um die Organisation von Pflegedienstleistungen selbst kümmern. Wobei die 
Geldleistungen des Staates in der Regel nicht ausreichen, um die Kosten der Versorgung 
gänzlich zu decken. Dies hat Auswirkungen auf die Anerkennung und Bewertung von 
zugekaufter Pflegearbeit im Haushalt. Besonders die Tatsache, dass die Nutzer/innen von 
Pflegearbeit selbst für die Anwerbung der Betreuerinnen und großen Einfluss auf die 
Gestaltung der Arbeitsbeziehungen haben, wird kritisch betrachtet. Denn die Nutzer/innen 
suchen in der Regel die „günstigste“ Variante und wählen Migrantinnen, die bereit sind, diese 
Leistungen unter prekären Bedingungen bereit zu stellen. Die personennahe Haushaltsarbeit 
verspricht demnach wenig sozial- und arbeitsrechtliche Absicherung und ein erhebliches 
Armutsrisiko für die darin Beschäftigten (Ungerson 2003 in: Anderson 2006, 237). 
Aktuelle Tendenzen lassen darauf schließen, dass der Geschlechtervertrag trotz des 
Übergangs von einer unbezahlten zu einer bezahlten Arbeit so gut wie unverändert bleibt 
und lediglich die Ungleichheit zwischen Frauen vergrößert wird. Bei aller Kritik an einer 
hierarchischen Umverteilung von Haushaltsarbeit zwischen Frauen darf die 
Geschlechterrollenverteilung zwischen Frauen und Männern nicht außer Acht gelassen 
werden: „Männer profitieren weiterhin von weiblicher Hausarbeit“ (Anderson 2006, 204-205). 
Als Kernproblem der Vermarktlichung von reproduktiven Tätigkeiten3 wie Pflege und 
Betreuung wird deren Bewertung angesehen, die in engem Zusammenhang mit dem 
Geschlechtervertrag steht. Die Statuszuweisung innerhalb der Gesellschaft lässt die 
                                                
3 Überbegriff für Tätigkeiten zur Wiederherstellung der Gesellschaft, z. B. Versorgung von Kindern, alten 
Menschen, Hausarbeiten. Dieser Arbeitsbereich wird innerhalb der geschlechtsspezifischen Arbeitsteilung Frauen 
zugeschrieben und in der Privatheit verortet. Als Opposition dazu steht die marktvermittelte durch Männer 
ausgeführte Produktion in der öffentlichen Sphäre. (Kroll 2002, 320; 341) 
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spezifischen Anforderungen von Pflegearbeit unberücksichtigt. Ansätze zur Auflösung des 
Missbrauchs von Migrantinnen reichen von dem Wunsch, Hausarbeit als „normalen“ Job 
anzusehen, bis zu Tendenzen, die Ausbeutung migrantischer Hausarbeiterinnen staatlich zu 
verhindern (Anderson 2006, 35; 240; Meagher 2002, 52). In dieser Arbeit werden jene 
Bestrebungen weiterverfolgt, die sich mit den Herausforderungen der Anerkennung und 
Professionalisierung von care work beschäftigen, denn das Konzept der 24-Stunden-
Betreuung bedeutet einen solchen Professionalisierungsschritt. 
2 Forschungsinteresse 
Der steigende Pflegebedarf, der neben der demographischen Entwicklung auch mit einer 
Veränderung der Familienstrukturen und der zunehmenden Erwerbstätigkeit von Frauen zu 
tun hat, führt nicht dazu, dass die Betreuungsverantwortung gerechter auf die Geschlechter 
aufgeteilt wird oder dass die Altenpflege einen höheren Stellenwert erfährt. Pflege ist 
weiterhin ein „Frauenberuf“ und auch die unbezahlte Pflege liegt weiter im 
Zuständigkeitsbereich von Frauen. Mit der „Erfindung“ der 24-Stunden-Betreuerin können 
sich Familien, die über genügend Ressourcen verfügen, von dieser Arbeit freikaufen und die 
Aufgaben auf eine unterdurchschnittlich bezahlte „Ostfrau“ schieben, deren Bedürfnisse 
marginalisiert werden. Die vormals unbezahlt von Frauen geleistete Haushaltsarbeit 
(Haushaltsarbeiten sowie personennahe Betreuungs- und Pflegetätigkeiten) erhält durch die 
Erwerbsorientierung einen neuen Status. Die strukturell spezifischen Merkmale von 
Pflegearbeit werden vernachlässigt, weil die Bewertungskriterien auf stereotypen Konzepten 
von Geschlecht, Ethnizität und Klasse basieren.  
Bei der Übertragung von rund um die Uhr Pflegearbeit an Frauen an Osteuropa sind 
mehrere Identitätskomponenten relevant, wie insbesondere Geschlecht, Ethnizität, 
sozioökonomischer Status. Diese und andere Kategorien interagieren miteinander, etwa bei 
der Gestaltung der Arbeitsbedingungen von 24-Stunden-Betreuerinnen in österreichischen 
Haushalten und tragen wesentlich zur rechtlichen und sozialen Lage von im Pflegebereich 
arbeitenden Migrantinnen bei. Grundlegend für die benachteiligende Ausgestaltung dieses 
Arbeitssektors sind vor allem strukturelle Dominanzverhältnisse, die über Arbeitsteilung, 
Ressourcenverteilung, persönliche Chancen, etc. entscheiden. Das politische Geschehen 
wirkt bspw. über Gesetze regulativ auf soziale Strukturen und trägt damit wesentlich zu 
deren Gestaltung bei (Walgenbach 2007, 40; Young 1996, 99). 
Gegenstand der Forschung ist das Hausbetreuungsgesetz (HBeG), welches auf das 
Zusammenspiel verschiedener Kategorien hin analysiert werden soll. Als 
gesellschaftsordnendes Konzept steht dessen Rolle bei der (Re-)Produktion von 
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Ungleichheiten und Ungerechtigkeiten im Fokus. Im Gesetzestext selbst werden freilich 
keine direkten Zuschreibungen vorgenommen. Zum Beispiel ist keine Rede davon, dass das 
Gesetz insbesondere für weibliche ausländische Arbeitskräfte aus Osteuropa geschaffen 
wurde. Doch u. a. der 14-Tage-Arbeitsrhythmus, der aufgrund der transnationalen 
Lebenssituation der vorwiegend ausländischen Betreuerinnen gewählt wurde, macht dies 
deutlich. Auch die weiteren arbeitsrechtlichen Sonderbestimmungen, wie die fehlende 
Vergütung von Bereitschaftszeiten sowie die Verpflichtung, in der Hausgemeinschaft der 
pflegebedürftigen Person zu wohnen, weisen den Betreuerinnen eine Randposition innerhalb 
der Gesellschaft zu. Weiters sind die Anreiz- und Sanktionsmechanismen des Gesetzgebers 
zur Einhaltung der Rechtsnorm so gestaltet, dass den Betreuerinnen die Mehrheit der sozial- 
und steuerrechtlichen Pflichten zu Unrecht übertragen und Scheinselbstständigkeit geduldet 
wird.  
In dieser Arbeit soll eine erweiterte Analyse des Gesetzwerdungsprozesses die implizit 
diskriminierenden Strukturen mittels einer qualitativen Dokumentenanalyse erkennbar 
machen. Die nachstehenden Forschungsfragen folgen dem Vorbild der normativ-kritischen 
Politikfeldanalyse, unter Einbeziehung von Gender-Theorien. Forschungsleitend ist der Blick 
auf die Unterdrückung hervorrufende Kategorie-Konstellation im Kontext der 24-Stunden-
Betreuung und deren Wirkungsweise. Im Zentrum des Forschungsinteresses steht dabei die 
gesellschaftsstrukturierende Bedeutung des Hausbetreuungsgesetzes als Ungerechtigkeit 
potentiell erzeugendes, verfestigendes oder beseitigendes Instrument. 
Forschungsleitende Fragestellungen: 
1) Welche Kategorien und Unterdrückungssysteme sowie -mechanismen liegen dem 
Hausbetreuungsgesetz aus intersektionaler/interdependenter Perspektive 
zugrunde? 
2) Werden durch das Hausbetreuungsgesetz Differenzen und Hierarchien 
institutionalisiert, sowie Ungerechtigkeiten strukturell konstruiert und/oder aufrecht 
erhalten bzw. beseitigt? 
Zur Beantwortung der ersten Fragestellung werden die im Kontext der 24-Stunden-
Betreuung grundsätzlich dominierende Konstellation an sozialen Kategorien und die 
Wirkweise der durch sie hervorgerufenen Ungerechtigkeiten aufgezeigt (bis Kapitel 5). Diese 
kontextbezogene Konstellationsanalyse basiert auf theoretischen Ansätzen zur Intersektion 
von sozialen Kategorien sowie zu Formen von Unterdrückung (Mehrfachdiskriminierung). 
Der zweite Teil der Arbeit behandelt Forschungsfrage 2 und befasst sich demnach mit dem 
Hausbetreuungsgesetz, welches die 24-Stunden-Betreuung reguliert und damit unweigerlich 
gesellschaftsstrukturierend auf diese Ungerechtigkeit erzeugenden Kategoriesysteme 
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einwirkt (ab Kapitel 6). Hier werden die Effekte und Konsequenzen der Legalisierung auf 
einen zuvor jedenfalls diskriminierenden und benachteiligenden Zustand empirisch erforscht. 
Zur Beantwortung der zweiten Fragestellung wird eine kritische Analyse der für die 
Hausbetreuung relevanten österreichischen Bundesrechtsnormen und Bundesgesetzblätter 
durchgeführt. Im Zentrum stehen dabei das am 1. Juli 2007 in Kraft getretene 
Hausbetreuungsgesetz (HBeG), sowie diesbezügliche Stellungnahmen und Artikel in 
juristischen Fachzeitschriften. Aus diesen Texten werden die rund um das Gesetz 
auftretenden Problembereiche skizziert.  
3 Theorien und Methoden 
Den Ausgangspunkt für die Analyse des Hausbetreuungsgesetzes bilden Theorien, welche 
Ungerechtigkeiten zwischen sozial differenzierten Gruppen zu erläutern versuchen. Dabei 
wird davon ausgegangen, dass es kein klar definierbares System der Unterdrückung gibt. 
Diskriminierungen resultieren aus Überschneidungen verschiedener Formen von 
Ungerechtigkeit. Individuen und Gruppen sind jeweils unterschiedlich von Benachteiligungen 
betroffen. Homogenisierende Ungerechtigkeitsbeschreibungen werden, entsprechend den 
gewählten Ungleichheitstheorien, abgelehnt, es wird von multiplen Gruppenidentitäten 
ausgegangen (Young 1996, 112; 133-135). 
Ebenso liegt bei der Definition und Wirkung sozialer Kategorien der Fokus auf Ansätzen der 
Gender Studies, die Gender als nicht isolierbar von anderen Kategorien konzeptualisieren. 
Diese Theorien versuchen soziale Kategorien wie Gender, Sexualität, Klasse, Ethnizität etc. 
zusammen zu denken bzw. hinterfragen die Eindeutigkeit solcher Identitäten.4  
Im Empirieteil werden das rechtliche Regelwerk und die gesellschaftlichen Hintergründe der 
Norm mit dem Fokus auf Gender, Klasse und Ethnie als wechselseitig wirkende Kategorien 
untersucht. Der gewählte transdisziplinäre Forschungsansatz verbindet Theoriekonzepte der 
Gender Studies sowie der Rechts- und der Politikwissenschaften. Die teleologische 
Interpretation der Norm (Ergründung von Sinn und Zweck) wird durch einen mittels Gender-
Theorien erweiterten Ansatz der Politikfeldanalyse durchgeführt. Im empirisch-analytischen 
Prozess sollen die den Entscheidungsprozessen zugrunde liegenden Wertbezüge ermittelt 
werden (Diskursanalyse).  
                                                
4 Theorieansätze u.a. von Anderson (2006); Crenshaw (1994); Fenstermaker/West (2001); Klinger (2005); 
Walgenbach (2007); Young (1996); Yuval-Davis (1997). 
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Der ausgewählte Materialkorpus umfasst die im parlamentarischen Geschehen für die 
Entstehung des Hausbetreuungsgesetzes relevanten Texte von den Entwürfen bis hin zu 
den erlassenen Bundesrechtsnormen. Dazu zählen: Der Ministerialentwurf zum 
Hausbetreuungsgesetz5 sowie dessen Vorblatt mit Erläuterungen (BMWA 2007a), das 
Hausbetreuungsgesetz in der geltenden Fassung6, Protokolle und Presseaussendungen aus 
dem parlamentarischen Verfahren rund um das Hausbetreuungsgesetz, Gesetze im 
Zusammenhang mit dem vorübergehenden Aussetzen von Verwaltungsstrafbestimmungen7 
und relevante Normen zu Anstellungsverhältnissen oder Berufsausübungsregelung, wie 
insbesondere das Hausgehilfen- und Hausangestelltengesetz8 und die Vereinbarung über 
Sozialbetreuungsberufe9.  
Im Zuge des parlamentarischen Prozesses rund um die Begutachtung des HBeG wurden 
Stellungnahmen von vielen Seiten eingebracht. Einschätzungen auf Bundes-, Landes- und 
Gemeindeebene kamen von den Bundesministerien für Europäische und Internationale 
Angelegenheiten, Völkerrechtsbüro (BMEIA), für Finanzen (BMF), für Gesundheit, Familie 
und Jugend (BMGFJ), für Justiz (BMJ), für Soziales und Konsumentenschutz (BMSK), dem 
Bundeskanzleramt (BKA), dem Hauptverband der Österreichischen 
Sozialversicherungsträger, dem Rechnungshof (RH) sowie allen Landesregierungen außer 
Oberösterreich sowie dem Österreichischen Städtebund und dem Österreichischen 
Gemeindebund. Die Seite der Wirtschaft fand Eingang durch Begutachtungen von der 
Österreichischen Wirtschaftskammer (WKO), der Kammer der Wirtschaftstreuhänder (WTH) 
sowie der Landwirtschaftskammer.  
Folgende Arbeitnehmer/innen-Vertretungen sowie Berufsverbände taten ihre Meinungen 
kund: Berufsvereinigung der Altenfachbetreuer/innen in Oberösterreich, Bundeskammer für 
Arbeiter und Angestellte (AK); Dachverband der Altenfachbetreuerinnen Österreichs, 
                                                
5 40/ME (XXIII. GP): Ministerialentwurf betreffend ein Bundesgesetz, mit dem Bestimmungen über die Betreuung 
von Personen in privaten Haushalten erlassen werden (Hausbetreuungsgesetz - HBeG) und mit dem die 
Gewerbeordnung 1994 geändert wird 
6 BGBl. I Nr. 33/2007: Bundesgesetz, mit dem Bestimmungen über die Betreuung von Personen in privaten 
Haushalten erlassen werden (Hausbetreuungsgesetz - HBeG) und mit dem die Gewerbeordnung 1994 geändert 
wird 
7 164. Bundesgesetz, mit dem Übergangsbestimmungen bis zur Neuregelung der Pflege erlassen werden 
(Pflege-Übergangsgesetz): BGBl. Nr. I 164/2006; 50. Bundesgesetz, mit dem das Pflege-Übergangsgesetz 
geändert wird: BGBl. I Nr. 50/2007; 43. Bundesverfassungsgesetz, mit dem Übergangsbestimmungen zur 
Förderung der Legalisierung der Pflege und Betreuung in Privathaushalten erlassen werden (Pflege-
Verfassungsgesetz): BGBl. Nr. I 43/2008 und BGBl I Änderung des Pflege-Übergangsgesetzes 50/2007 
8 Bundesgesetz vom 23. Juli 1962 über die Regelung des Dienstverhältnisses der Hausgehilfen und 
Hausangestellten (Hausgehilfen- und Hausangestelltengesetz). BGBl. Nr. 235/1962 
9 Vereinbarung gemäß Art. 15a B-VG zwischen dem Bund und den Ländern über Sozialbetreuungsberufe (NR: 
GP XXII RV 779 AB 869 S. 110. BR: AB 7291 S. 722.) BGBl. I Nr. 55/2005 
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Österreichische Arbeitsgemeinschaft für Rehabilitation (ÖAR) und der Österreichische 
Gewerkschaftsbund (ÖGB). Außerdem gab eine Reihe von gemeinnützigen Trägervereinen 
ihre Stellungnahmen zum Gesetzesentwurf ab: Bundesarbeitsgemeinschaft Freie Wohlfahrt, 
Caritas, Diakonie, Lebenshilfe, Hilfswerk und das Rote Kreuz (ÖRK). Vertretungen, denen 
die größte Gruppe an Pflegebedürftigen zuzurechnen ist, Seniorenrat sowie Kriegsopfer- und 
Behindertenverband haben ebenfalls Stellungnahmen eingebracht. Außerdem befindet sich 
ein Gutachten des Rechtsanwaltskammertags unter den zahlreichen Stellungnahmen.  
Darüber hinaus werden außerparlamentarische Fachartikel und rechtswissenschaftliche 
Stellungnahmen einbezogen. Die entsprechende Recherche in der Rechtsdatenbank (RDB) 
wurde auf das Schlagwort „Hausbetreuung“ bezogen und ohne sonstige Eingrenzung 
vorgenommen (z.B. Zeitraum). In die nähere Auswahl kamen dann jene Artikel, die nicht 
bloß den neuen Normtext auflisteten, sondern auch Einschätzungen und Interpretationen 
beinhalteten.  
3.1 Analyse von Ungleichheiten 
In Ungerechtigkeitsdiskursen, z.B. innerhalb der Erforschung von Ungleichheiten aufgrund 
von Geschlecht, Klasse und Ethnizität ist häufig die Rede von unterdrückenden und 
benachteiligenden Strukturen. Ob und in welcher Weise Individuen oder soziale Gruppen 
von gesellschaftlicher Diskriminierung betroffen sind, wird zumeist in einer Analyse einzelner 
struktureller Merkmale (Geschlecht, Hautfarbe, Nationalität, Gesellschaftsschicht, Alter etc.) 
erklärt. Dabei ist grundlegend, dass das Definieren von sozialen Gruppen anhand 
bestimmter Eigenschaften oder sozialer Praktiken Differenzen herstellt. Dies bedeutet jedoch 
nicht, dass daraus automatisch Hierarchien und Ungerechtigkeiten folgen (Young 1996, 
110). Benachteiligungsstrukturen resultieren aus der Zuweisung von Status zu den 
jeweiligen Attributen, die wiederum eine Privilegierung oder Unterdrückung bedingt (Becker-
Schmidt 2007, 61). 
Bevor die Rangordnung sozialer Gruppen näher betrachtet wird, muss zunächst auf deren 
Bedeutung eingegangen werden: 
Eine soziale Gruppe ist ein Personenkollektiv, das von mindestens einer anderen 
Gruppe durch ihre kulturelle Form, ihre Praktiken oder Lebensweise unterschieden ist 
(Young 1996, 105). 
Die Ansammlung einer bestimmten Anzahl von Personen, die aufgrund ähnlicher 
Erfahrungen eine gewisse Affinität aufweisen, reicht nicht aus, um von einer sozialen Gruppe 
zu sprechen. Eine Gruppe wird erst dann als solche wahrgenommen, wenn sie in Relation zu 
einer anderen sozialen Gemeinschaft steht. Das heißt, ohne das Bewusstsein über eine 
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Differenz können keine Kategorien gebildet werden. Die Einteilung der Kategorien erfolgt 
entweder über die Zuweisung von Attributen (Alter, Geschlecht, Hautfarbe) oder über 
spezifische Praktiken und Assoziationsformen (Familie, Kirche, Berufsverbände, Clubs, 
Universität;Young 1996, 105). 
Die Lebensbiographien und Identitäten von Individuen und Gruppen werden durch diese 
Kategorisierungen wesentlich geprägt. Auf der Basis von Gruppenunterscheidungen werden 
soziale Praktiken, Strukturen und Institutionen begründet und diese (re-)produzieren dann 
„gemeinsame“ Erfahrungen und Realitäten von Kollektiven. Hinzu kommt, dass sowohl 
Individuen als auch Gruppen heterogen sind, d.h. sie sind jeweils in verschiedener Weise 
von Kategoriesystemen betroffen. Dabei können Individuen und Gruppen auch multiple 
Gruppenidentitäten haben, die unter Umständen nicht einheitlich im Sinne der 
statusgebundenen Lokalisation in der Gesellschaft sind, d.h. sowohl privilegierende als auch 
unterdrückende Aspekte haben (Young 1996, 100-112; Becker-Schmidt 2007, 61). Dies stellt 
die bisherige Praxis der Gesellschaftsanalyse, die sich an einzelnen strukturellen Merkmalen 
orientierte, teilweise in Frage. Die methodologischen und theoretischen Konsequenzen der 
Anerkennung wechselseitiger Überschneidungen von Ungleichheitskonstellationen 
bedingen, dass neben der Definition von „eingrenzbaren“ Kategorien auch die Art und Weise 
ihres Zusammenwirkens untersucht werden muss (Klinger/Knapp 2007, 35). 
3.1.1 Formen von Unterdrückung/Benachteiligung 
Soziale Kategorien wie Gender, Ethnie und Klasse strukturieren die Art und Weise, in der 
Benachteiligungen auf Menschen einwirken. Die Statuszuweisungen zu diesen 
Ordnungssystemen verlaufen dabei über verschiedene Ebenen der Ungleichheitsbildung, die 
vorwiegend ökonomische, politische oder kulturelle Dimensionen haben. Je nach 
Konstellation treffen verschiedene Formen von Unterdrückung aufeinander und beeinflussen 
sich wechselseitig (Schwinn 2007, 283-284). 
Aufgrund der Komplexität gesellschaftlicher Strukturierung sind allgemeingültige Merkmale 
von Unterdrückung schwer festzumachen. In den 90er Jahren untersuchte die Philosophin 
und Professorin für Politikwissenschaften Iris Marion Young die Charakteristika von 
Unterdrückung innerhalb benachteiligter Gruppen (Young 1996, 104; 133-134). Als 
gemeinsame Bedingung von unterdrückten Menschen sieht Iris Marion Young die 
Einschränkung in ihren „Möglichkeiten, ihre Fähigkeiten zu entwickeln und auszuüben, und 
ihre Bedürfnisse, Gedanken und Gefühle auszudrücken“ (Young 1996, 100). 
Unter den Begriff Ungerechtigkeit subsumiert die Autorin neben Verteilungsfragen auch 
institutionelle Bedingungen, welche auf die Ausgestaltung von Entscheidungsprozessen, 
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Arbeitsteilung und Kulturverständnis wirken. Das System der Unterdrückung ist nicht 
einheitlich fassbar. Es besteht vielmehr aus komplexen Überschneidungen. Die 
Heranziehung eines einzigen Parameters für die Ermittlung von Ungerechtigkeit wäre zu 
vereinfachend (Young 1996, 104; 133-134). Auf Basis von Zustands-Analysen innerhalb 
unterdrückter Gruppen extrahierte Young fünf Überprüfungskriterien, die verdeutlichen, ob 
Individuen und Gruppen benachteiligt werden: Ausbeutung, Marginalisierung, Machtlosigkeit, 
Kulturimperialismus und Gewalt. Die ersten drei Formen von Unterdrückung beziehen sich 
auf die Verteilung von Arbeit innerhalb der Gesellschaft. Dabei sind die strukturellen und 
institutionellen Verhältnisse gemeint, die über Ressourcen und Partizipation entscheiden. 
Kulturimperialismus und Gewalt folgen hingegen symbolisch-kulturellen Ideologien.  
3.1.1.1 Ausbeutung 
Unter dem Begriff Ausbeutung versteht die Autorin in erster Linie soziale Prozesse, die eine 
ungleiche Verteilung von Ressourcen (Reichtum) zur Folge haben. Als Ursache werden 
Beziehungsstrukturen zwischen sozialen Gruppen gesehen, welche Teile des von einer 
Gruppe geleisteten Erfolges auf eine andere übertragen. Die durch kapitalistische 
Gesellschaften verbreitete Ideologie, dass keine Person dazu gezwungen ist, einen 
Arbeitsvertrag zu ihrem Nachteil anzunehmen, wird als unwahr angesehen. Vielmehr sind 
Ausbeutungsverhältnisse am Wirken, die systematisch produziert und reproduziert werden 
(Young 1996, 112-113): 
Die gesellschaftlichen Regeln der Definition von Arbeit, wer was für wen tut, wie Arbeit 
entschädigt wird, sowie der gesellschaftliche Prozess, durch den die Ergebnisse der 
Arbeit verteilt werden, funktionieren so, dass Verhältnisse von Ungleichheit und Macht 
dabei herauskommen (Young 1996, 114). 
Solche Herrschaftsverhältnisse existieren nicht nur zwischen Arbeiter/innen und 
Arbeitnemer/innen, sondern u. a. auch zwischen den Geschlechtern oder Ethnien. 
Dementsprechend haben gesellschaftspolitische Ideologien zu einer Verteilung von Erwerbs- 
und Reproduktionsarbeiten geführt, die Frauen gegenüber Männern systematisch 
benachteiligt. Ausbeutende Verhältnisbeziehungen zwischen Ethnien wurden und werden 
vor allem durch rassistische Vorstellungen genährt. Auf der Basis zumeist biologistischer 
Zuschreibungen werden Gruppen definiert und dann mit dequalifizierenden Attributen 
versehen. Schwarzen, Indianern, Roma etc. wurde, als Hilfsarbeiter klassifiziert, ein Platz am 
Rand der Gesellschaft zugewiesen (Young 1996, 116). 
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3.1.1.2 Marginalisierung 
Jene Personen die nicht, nur eingeschränkt oder nicht mehr am Arbeitsmarkt teilnehmen 
werden sind von Marginalisierung betroffen (z. B. alte Menschen, Kinder sowie 
eingeschränkt arbeitsfähige Personen etc.). Aufgrund eines verengten Begriffes von aktivem 
sozialem Leben werden sie als unproduktiv angesehen und sind daher auf Sozialleistungen 
angewiesen. Soziale Abhängigkeit wirkt in liberalen Gesellschaften in der Regel 
unterdrückend auf Menschen. Grundsätzlich müsste soziale Bedürftigkeit nicht mit einer 
Reduzierung der persönlichen Freiheiten einhergehen, sie wird jedoch „als eine hinreichende 
Rechtfertigung dafür gedeutet, Grundrechte auf Privatheit, Anerkennung und individuelle 
Entscheidung auszusetzen“ (Young 1996, 119; 121). 
Dieses Problem betrifft auch immer mehr arbeitsfähige Menschen und ist heute innerhalb 
rassistischer Ungerechtigkeit eine bedeutendere Unterdrückungsform als Ausbeutung. Zum 
Beispiel haben Kinder von migrierten Eltern geringere Chancen auf eine Berufsausbildung 
und damit auf die Entwicklung und Ausübung ihrer persönlichen Fähigkeiten. Das dadurch 
geförderte Abhängigkeitsverhältnis marginalisierter Menschen von wohlfahrtsstaatlichen 
Unterstützungsstrukturen ist demnach zum Teil auf die Koppelung von sozialer Anerkennung 
sowie der Teilhabe am Gesellschaftsleben mit dem Lohnsystem zurückzuführen (Young 
1996, 122). Diese Verbindung von gesellschaftlicher Partizipation mit dem Erwerbsleben ist 
auch ein zentraler Kritikpunkt innerhalb der Diskurse um geschlechtsspezifische 
Arbeitsteilung. 
3.1.1.3 Machtlosigkeit 
Macht hat, wer in der Position ist, direkt an Entscheidungen über öffentliche Maßnahmen 
teilzunehmen. Im Erwerbsleben wird zwischen jenen Personen unterschieden, die planen 
und jenen, die ausführen. Entsprechend ihres Status innerhalb des Arbeitssystems haben 
Menschen die Möglichkeit selbst zu entscheiden, Entscheidungen, die andere Personen 
getroffen haben, zu vermitteln oder sie sind lediglich Empfänger/innen von Anweisungen. 
Drei Elemente entscheiden, ob jemand machtlos ist: Zum einen ist das der Zugang zu 
Bildung und der damit verbundenen Entwicklung der eigenen Fähigkeiten. Zweitens ist es 
die Möglichkeit, autonom zu handeln und Autorität gegenüber anderen auszuüben. An dritter 
Stelle steht, dass „mächtige“ Menschen im Berufsleben respektvoll behandelt werden. 
Dieses „Privileg der berufsbedingten Respektabilität“ wird manchen Menschen aufgrund von 
rassistischen oder sexistischen Stereotypen systematisch vorenthalten. So werden 
Menschen bei der ersten Begegnung im Arbeitsleben wegen ihrer Hautfarbe oder ihres 
Geschlechts oftmals nicht respektvoll behandelt. Wenn sich herausstellt, dass die beurteilte 
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Person einen höheren Status hat als erwartet, verändert sich die Umgangsweise häufig 
(Young 1996, 124; 126). 
3.1.1.4 Kulturimperialismus 
Wenn die herrschende Gruppe einer Gesellschaft ihre kulturellen Vorstellungen und 
Erfahrungen als Norm darstellt und dabei gleichzeitig die Perspektiven anderer Gruppen 
unsichtbar machen und als das abweichende Andere stereotypisiert, ist von 
Kulturimperialismus die Rede. Dabei unterscheiden sich die Gruppen lediglich dadurch, dass 
die herrschende Gruppe über eine ausgeprägte Interpretations- und Kommunikationsmacht 
verfügt. Die unterdrückte Gruppe wird zudem noch mit stereotypen Attributen versehen, um 
„eindeutige“ Differenzlinien zu ziehen. Diese Kennzeichnung erfolgt oftmals nach 
essentialistischen Zuschreibungen über Körper und Biologie, wie z.B., dass Frauen 
gegenüber Männern „von Natur aus“ fürsorglicher sind, etc. Der von außen auferlegte Status 
des Andersseins führt auch dazu, dass die Mitglieder der benachteiligten Gruppe 
gesellschaftlich in bestimmte Positionen gedrängt werden und durch diese gemeinsamen 
Erfahrungen der Unterdrückung eine eigene Kultur entwickeln (Young 1996, 127-129). 
3.1.1.5 Gewalt 
Gewalt kann einen systematischen Charakter haben, wenn sie gezielt praktiziert wird, um 
Individuen zu schaden, nur weil sie einer sozialen Gruppe angehören und indem diese 
Gewalttaten ermöglicht, ermutigt oder toleriert werden. Die Reichweite von Gewalt endet 
nicht beim momentanen Peinigungsakt, sondern reicht weit in den Alltag von als abweichend 
identifizierten Gruppen, die täglich einen Gewaltangriff befürchten müssen (Young 1996, 
131). Die Autorin unterscheidet zwischen rationaler und irrationaler Gewalt, wobei sie die 
rationale Gewalt als bewusste Repression von unterdrückenden Regimes sieht. 
Fremdenfeindlichkeit sieht Young als Aspekt von Kulturimperialismus, gekennzeichnet durch 
irrationale Motive, wie Angst und Hass. Systematische Gewalt und Kulturimperialismus 
treten häufig gemeinsam auf (Young 1996, 132-133). 
3.1.1.6 Anwendung der fünf Kriterien 
Die fünf Formen von Unterdrückung sieht die Autorin als Anhaltspunkte zur Identifizierung 
von Ungerechtigkeiten. Zur Klärung der Frage, ob eine Gruppe oder ein Individuum 
diskriminiert wird, können bspw. Verhaltensweisen, Ressourcenverteilung etc. analysiert 
werden. Dabei kann überprüft werden, welche Kombinationen von Unterdrückungsformen 
oder in welcher Intensität sie vorkommen. Die Art und Weise, wie Ungerechtigkeiten 
vorliegen, ist im Kontext der jeweiligen spezifischen Situation zu sehen. 
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3.2 Rangordnungen und Intersektionalität 
Individuen und sozialen Gruppen wird auf Basis herrschender Normvorstellungen durch die 
Mechanismen von Attribuierung und Lokation ein bestimmter Platz in der Gesellschaft 
zugewiesen (Young 1996, 101; Becker-Schmidt 2007, 61). Entlang verschiedener Achsen 
werden demnach Differenzlinien, die auf der Bildung sozialer Gruppen bzw. Kategorien 
gründen, gezogen. Einzelne „Achsen der Ungleichheit/Differenz“ wurden in eigenen 
Forschungsrichtungen wie Class-, Critical Race- und Gender Studies untersucht 
(Knapp/Klinger/Sauer 2007, 9). 
Diese spezifischen Ansätze haben wesentlich zu einer Erweiterung der Erkenntnisse rund 
um die Entstehung und die Wirkung sozialer Kategoriesysteme auf Subjektebene 
beigetragen. Im Fokus standen die Erfahrungen von Individuen als Angehörige dieser 
Kategorien, z.B. als Frauen/Männer, Schwarze, Arbeiter/innen etc. Die nähere Betrachtung 
der Interaktion struktureller Ungerechtigkeiten, insbesondere innerhalb der 
Geschlechterforschung, welche durch die Einwände des Black Feminism vorangetrieben 
wurde, hat allerdings deutlich gemacht, dass diese Kategorien sich wechselseitig 
beeinflussen.  
Ein prominentes Beispiel der Vernachlässigung von Diskriminierungsüberschneidungen ist 
der Fall DeGraffenreid versus General Motors aus dem Jahr 1976. Fünf schwarze Frauen 
verklagten General Motors, weil das Dienstzeitmodell schwarze Frauen benachteiligen 
würde. Die Firma, die seit 1964 schwarze Frauen beschäftigt, hat in einer Rezessionsphase 
um 1970 alle schwarzen Frauen entlassen. Die Anklage wurde zurückgewiesen. Das 
Bezirksgericht begründete seine Entscheidung damit, dass die Klägerinnen im Prozess die 
Diskriminierung von schwarzen Frauen und nicht die von Schwarzen oder Frauen kritisierten. 
Die Ablehnung der Klage erfolgte, weil kein Präzedenzfall vorgebracht werden konnte, der 
besagt, dass schwarze Frauen als Kategorie speziell vor Diskriminierung beschützt werden 
müssen. Den Klägerinnen sollte es nicht erlaubt werden, einzelne Rechtsmittel zu einem 
neuen „Rechtsgrund“ zu kombinieren, der über die Absichten bestimmter Satzungen 
hinausgeht. Deshalb wurde vorgeschlagen, den Fall darauf zu überprüfen, ob 
Handlungsbedarf auf Basis von Rassen- oder Geschlechterdiskriminierung, oder beidem, 
aber nicht in Kombination, besteht. Gemäß Kimberlé Crenshaw basierte die Entscheidung 
des Gerichts auf einem Verständnis von Rassen- oder Geschlechterdiskriminierungen, das 
lediglich die Erfahrungen weißer Frauen und schwarzer Männer berücksichtigt. Schwarze 
Frauen erhielten Rechtsschutz nur in jenen Fällen, wo ihre Erfahrungen mit denen einer 
dieser beiden Gruppenkategorien übereinstimmten (Crenshaw 1989, 58-59). 
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Auf diese Weise bildete die Eindimensionalität des Antidiskriminierungsrechts für schwarze 
Frauen in Amerika ein Dilemma, das von vielen Feminist/innen und 
Bürgerrechtsaktivist/innen bis dahin nicht ausreichend erkannt wurde. Grund dafür war die 
vorherrschende Betrachtung von Diskriminierung, welche die Perspektiven schwarzer 
Frauen klar vernachlässigte. Die Begrenztheit der geltenden Rechtslage veranlasste 
Crenshaw, für eine mehrdimensionale Auffassung von Diskriminierung einzutreten. In 
Anlehnung an die Vorstellung einer Straßenkreuzung führte sie den Begriff der 
Intersektionalität ein. Demnach kann Diskriminierung aus allen Richtungen kommen und 
auch wieder auf diese einwirken. Auch mehrere Akteur/innen können an einem Unfall 
(Diskriminierungsfall) beteiligt sein, so kann eine schwarze Frau sowohl von Geschlechter- 
als auch von Rassendiskriminierung „verletzt“ werden (Crenshaw 1989, 63-64). 
Dieser Diskriminierungsfall ist ein Wendepunkt innerhalb der Ungleichheitstheorie. Er zeigte 
die Notwendigkeit auf, neue Fragen nach der Rangordnung und Intersektion von Ethnizität, 
Geschlecht sowie Klasse zu thematisieren (Knapp/Klinger/Sauer 2007, 34-36). Grundsätzlich 
werden zur Erklärung von Problemstellungen wie z.B. eine unterdrückende Situation 
Hypothesen über Kausalzusammenhänge aufgestellt. Damit beginnt ein Auswahlprozess, in 
dem bestimmte Kategorien als relevant deklariert werden. Dabei kommt es in der Regel zu 
einer Gewichtung von Klassifizierungen, die auch eine Abwertung oder Ausblendung 
relevanter Kategorien zur Folge haben kann, wie im angeführten Beispiel schwarzer Frauen 
(Walgenbach 2007, 41). 
Die Neuorientierung innerhalb der Ungleichheitsforschung rückt das Zusammenspiel von 
Unterdrückungskategorien, die auf einer gesellschaftsordnenden Ebene (re-)produziert 
werden, ins Bild. Es sind strukturelle Dominanzverhältnisse/Machtkonstellationen, die über 
verschiedene Ebenen das gesellschaftliche Zusammenleben regeln. Das bedeutet, dass die 
Wirkung sozialer Strukturen (z.B. geschlechtliche Arbeitsteilung), Institutionen (z.B. Militär, 
Familie), symbolischer Ordnungssysteme, sozialer Praktiken (z.B. Gewalt) und 
Subjektformationen (z.B. Identitätsbildung) in den Brennpunkt von Ungleichheitsforschung 
gerückt werden muss (Walgenbach 2007, 57). 
3.2.1 Ethnizität, Geschlecht und Klasse 
Bevor das Zusammenspiel und die Intersektionen von Ethnizität, Geschlecht und Klasse im 
Untersuchungskontext der 24-Stunden-Betreuung untersucht werden, gibt die folgende 
Tabelle einen Überblick darüber, wie diese drei ausgewählten Kategorien definiert werden 
und aufeinander einwirken.  
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Tabelle 1: Abgrenzung und Intersektion sozialer Ungleichheiten  
 Ungleichheit & Unterdrückung  
Kategorie 
Arbeit: 
 
Ausbeutung, 
Marginalisierung & 
Machtlosigkeit 
Soziale 
Ungleichheit  
Fremdheit:  
 
Innen/Außen 
Legitimation: 
 
Kulturimperialismus  
Natur / 
Gesellschaft 
Herrschaftsform 
Klasse 
Herstellung von 
Sachen / 
Dienstleistungen 
körperlich: 
„schmutzig“, schwer  
Abschöpfung von 
Mehrwert 
Ökonomie 
soziales/ 
kulturelles Kapital 
Innerhalb des 
Nationalstaates 
Ökonomie/ 
Gesellschaft 
 
Ethnizität 
Herstellung von 
Sachen/ 
Dienstleistungen 
Arbeitsteilung/ 
Ausbeutung  
Zuweisung von 
körperlich: 
„schmutzig“, schwer, 
gefährlich, rechtlos, 
an Marginalisierte  
Soziale 
Konstruktion von 
Differenz 
Separierung 
Geopolitisch 
außerhalb des 
Nationalstaates 
geographisch 
innerhalb und 
außerhalb 
kolonial/postkolonial 
Kultur/Natur 
Rassismus 
 
Geschlecht 
Arbeitsteilung 
Herstellung von 
Sachen / 
Dienstleistungen  
Herstellung von 
Leben 
Einverleibung von 
Reproduktionsarbeit 
Zuweisung von 
körperlich: 
„schmutzig“, 
emotional/sexuell, 
nicht-öffentlich, 
informell an 
Marginalisierte 
Soziale 
Konstruktion von 
Differenz 
Bipolarität/ 
Komplementarität 
Heteronormativität 
Innerhalb des 
Staates, der 
Gesellschaft, der 
Familie  
nicht-öffentlich; 
körperlich 
Sozial + 
Sexualität/Natur 
Sexismus 
 
(Young 1996, 112-135; Klinger 2003, 31; Ross 2008, 35) 
 
 
Kapitalismus 
Imperialismus 
Patriarchat 
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Tabelle 1 verdeutlicht das Zusammenspiel der Kategorien Ethnie, Klasse und 
Geschlecht. Ausgangsbasis für die vorliegende Übersicht ist ein Modell von Cornelia 
Klinger, in dem die Unterschiede, Übereinstimmungen und Besonderheiten der drei 
Ungleichheit produzierenden Ordnungssysteme aufgezeigt werden.  
Wesentlich für die Auswahl der drei Begriffe Klasse, Geschlecht und Ethnie ist, dass 
ihre grundlegende Ebene der Differenzbildung, die gesellschaftlich-politische 
Ungerechtigkeit legitimiert, auf Arbeitsteilung basiert. Ihnen ist gemeinsam, dass ein 
Fremdheitseffekt erzeugt wird, der ausgrenzend wirkt und gleichzeitig die geschaffene 
Ungleichheit legitimiert. Differenz dient dazu, den Preis für die geleistete Arbeit zu 
entwerten und Ausbeutung zu ermöglichen. Dabei agieren die drei Kategorien durch 
die herrschaftlichen Ordnungssysteme: Patriarchat, Imperialismus und Kapitalismus 
(Spalte Herrschaftsform) (Klinger 2003, 26). 
Klingers Modell schärft den Blick darauf, wie soziale Ungleichheiten gebildet werden, 
indem sie untersucht, welche Arten von Arbeit unterschieden werden und worauf die 
Zuteilung dieser Arbeit basiert (Spalte Arbeit). Die Spalte Fremdheit gibt Auskunft über 
die Mechanismen der Ein- und Ausgrenzung, d.h. auf welcher Basis Anderssein 
definiert wird. Schließlich weist die Spalte Legitimation darauf hin, mit welcher Instanz 
die Differenz begründet wird (Klinger 2003, 31). 
Die Darstellung der Gemeinsamkeiten und Unterschiede, die jene drei sozialen 
Ungleichheitskategorien aufweisen, wurden in der hier dargestellten Tabelle noch 
erweitert. Zum einen um die von Bettina Ross eingefügte Spalte soziale Ungleichheit, 
die erklärt, auf welche Weise die Zuteilung von Arbeit begründet wird. Zum anderen 
werden die Formen der Unterdrückung, die von den beschriebenen 
Ungleichheitsmechanismen erzeugt und verstärkt werden, sichtbar gemacht (Young 
1996; Ross 2008, 35). 
3.2.1.1 Ethnizität (vs. „Rasse“) 
Vorweg soll angemerkt werden, dass bei der Erforschung von sozialen 
Ungerechtigkeiten entlang geographischer und geopolitischer Trennlinien, Rasse wie 
Ethnizität als eigenständige Kategorien, aber auch als Kombination Rasse/Ethnizität 
vorkommen. Es handelt sich um Kategorien, die eine herrschende Gruppe gegenüber 
„fremden“ Kollektiven unterscheidbar machen sollen. Beide Klassifizierungen 
konstruieren Gruppen auf Basis der vermeintlichen Existenz einer gemeinsamen Kultur 
und Herkunft. Dies diente und dient heute noch, besonders im Hinblick auf den Begriff 
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Rasse (aber nicht ausschließlich), als Legitimierung für die Biologisierung sozialer 
Herkunft. In weiterer Folge wurden die zugewiesenen biologischen Attribute 
hervorgehoben und die soziale Konstruiertheit dieser Unterschiede ausgeblendet. 
Neben der Naturalisierung von Ungleichheiten in diesen Begriffen wird überdies 
angenommen, dass Individuen unveränderbar in diese Identitätskategorien 
hineingeboren sind: „Das Argument Natur wird zum einzigen Hebel und Angelpunkt für 
die Legitimation gesellschaftlicher Ungleichheit und politischer Herrschaft“ (Klinger 
2003, 28). Besonders einschneidende Diskriminierungen, die auf der Grundlage der 
biologisierten Attribuierung sowie Hierarchiebildung zwischen sozialen Gruppen 
basieren, sind Versklavungen von Völkern und Völkermord (Becker-Schmidt 2007, 67; 
Ross 2008, 38)10. 
Auch die Diskriminierung von Frauen beruhte u. a. auf biologischen Zuschreibungen 
von stereotypen Geschlechtervorstellungen. 
3.2.1.2 Geschlecht 
Die Zweigeschlechtlichkeit, das binäre Geschlechtermodell Frau und Mann basierend 
auf vorgeblich biologischen Merkmalen, ist die vorherrschende Sichtweise auf 
Geschlecht in unserer Gesellschaft und entspricht dem Alltagsverständnis der meisten 
Menschen. Für gewöhnlich nehmen wir unsere Mitmenschen erst einmal als Frau oder 
Mann wahr. Die duale Geschlechterdifferenzierung führt Becker-Schmidt zufolge zur 
Verschleierung sozialer Ungleichheiten und Machtgefüge. Die Autorin beschreibt in 
ihrem Text „zum feministischen Umgang mit Dichotomien“ ein Grundproblem von 
Dichotomien. Gegensatzpaare wie bspw. „Mann“ und „Frau“ stellen jeweils die Endpole 
auf einem Kontinuum dar, womit Übergänge und Verflechtungen unsichtbar werden. 
Sie beschreibt Theodor Adornos Kritik an Dichotomien hinsichtlich deren 
erkenntnistheoretischer Konsequenzen. Denn Begriffe und Kategorien, die aus 
Einsichten und Wahrnehmungen geformt werden, können nichts erfassen, wenn es 
nichts Dazwischenliegendes gibt z.B. zwischen Innen und Außen. Erkenntnismaterial 
ohne historische Verweise und dadurch ohne Bewusstheit von Entwicklung und 
                                                
10 In dieser Arbeit wird lediglich der Begriff Ethnizität verwendet. Wie die bisherigen Erläuterungen der 
Termini veranschaulichen wird davon ausgegangen, dass es keine klare Abgrenzung zwischen Ethnizität 
und Rasse gibt. Im deutschen Sprachgebrauch klingt der Begriff Rasse auf Grund der grausamen 
Rassenideologien der Nationalsozialisten ganz einfach befremdend. Deshalb fiel die Entscheidung auf den 
Gebrauch lediglich dieses einen Begriffes. Für die als „fremd“ betrachteten Gruppen bedeutet diese 
Kategorie, soziale Ungerechtigkeiten zu erleben und qua ethnischer Kategorisierung sowohl mit 
naturalisierenden Merkmalen als auch mit kulturellen Stereotypen stigmatisiert zu werden. 
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Veränderlichkeit reduziert Komplexität und Wechselseitigkeit. Mehrdeutiges wird zu 
Antipoden (Becker-Schmidt 1998, 98).  
Die Unterschiede zwischen den binären Kategorien Mann und Frau dienen der 
Ordnung sowie Über- und Unterstellung. Mit dem „Mechanismus der Universalisierung“ 
werden zur besseren Übersichtlichkeit und sozialen Kontrolle Einheiten konstruiert. 
Bestimmte Normen subsumieren Menschen als Frauen oder Männer. Zwischen diesen 
Kategorien werden Grenzen aufgezogen und zusätzlich geschlechterspezifische 
Zuschreibungen bestimmter Bereiche und Aufgaben vollzogen. Konzepte von 
Männlichkeit und Weiblichkeit beinhalten stereotype Vorstellungen, die normativen 
Druck ausüben. Konkret geschieht dies über Zuschreibungen von Fähigkeiten und 
Eignungen, die entsprechende Erwartungen an das Verhalten von Frauen und 
Männern stellen. Solche Erwartungen können das Ziel haben, ein Geschlecht für 
bestimmte Tätigkeiten verfügbar zu halten. Frauen werden, über die Zuschreibung 
einer angeblichen natürlichen Fähigkeit für personennahe Dienstleistungen und 
unbezahlte Reproduktionsaufgaben prädestiniert gehalten. Für andere - in der Regel 
prestigeträchtigere und ökonomisch höher bewertete - Bereiche wird ihnen die 
Kompetenz abgeschrieben (Becker-Schmidt 2007, 65; 1998, 99). 
Neben der Bildung von Kategorien und der Zuschreibung von Attributen entscheidet 
die Verteilung von Status und Prestige über Hierarchie-Verhältnisse und die Positionen 
Einzelner und Gruppen innerhalb dieser Machtstrukturen. Die Lokalisation von Frauen 
und Männern im herrschenden System geht insbesondere auf die 
geschlechtsspezifische Arbeitsteilung zurück. Dabei ist die „Rangordnung der Genus-
Gruppen (…) durch die Trennung und gleichzeitige Bezogenheit von Privatsphäre und 
Öffentlichkeit vermittelt“. Die öffentliche Sphäre ist jedoch auf die - vorwiegend von 
Frauen geleistete - unbezahlte Arbeit im Privatbereich angewiesen (Kindererziehung, 
Pflege von Angehörigen etc.). Dies war lange Zeit Rechtfertigungsgrund dafür, dass 
Frauen nicht in gleicher Weise wie Männer am Arbeitsmarkt teilnehmen und öffentliche 
Aufgaben übernehmen konnten. Solche normativen Geschlechtervorstellungen fanden 
auch in der Ausgestaltung des Arbeits- und Familienrechtes sowie im Konzept des 
Familienernährers ihren Niederschlag (Becker-Schmidt 2007, 66). 
Personennahe Dienstleistungen wie Pflege und Erziehung gewähren jedoch auch 
seitdem sie am Markt angeboten werden, nur unterdurchschnittliche Einkommen und 
soziale Transferleistungen. Dies verdeutlicht, dass deren Klassifizierung als 
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vorwiegend „Frauenarbeit“ und die damit einhergehende geringe Bewertung sich auch 
am Erwerbsarbeitsmarkt fortsetzt:  
Derartige Konstruktionen der Differenzsetzung wirken sich sowohl im ‚institutional 
genderism’ (Goffmann) aus, d.h. in der Vergeschlechtlichung sozialer 
Einrichtungen und Räume als auch in den Formen der Vergesellschaftung, die 
Frauen und Männer in unterschiedlicher Weise in soziale Sphären (privater 
Reproduktionsbereich, Arbeitsmarkt, Beschäftigungssystem, Stätten der 
Wissensproduktion, Staat) integrieren (Becker-Schmidt 2007, 66). 
3.2.1.3 Klasse 
In der von Karl Marx geprägten Auffassung definiert Klasse das Verhältnis zwischen 
denjenigen, die über Produktionsmittel/Kapital verfügen, und jenen, die nur ihre 
Arbeitskraft anbieten können. Die Klasse der Unternehmer/innen eignet sich den 
Mehrwert der von der Arbeiter/innenklasse erbrachten Leistung an. Dabei werden 
diese zwei Gruppen oftmals als binäres Gegensatzpaar und deutlich voneinander 
abgrenzbare Entitäten dargestellt (Klaus/Buhr 1972, 619). Für die heutigen 
Gesellschaftsstrukturen ist dieses Zwei-Klassen-Modell jedoch zu undifferenziert. 
Weder die Arbeiter/innenklasse, noch die Gruppe der Unternehmer/innen können als 
homogen betrachtet werden. In der Tendenz gibt es jedoch weiterhin eine 
Unterscheidung zwischen Personen, die ihre Interessen aufgrund einer politisch, 
ökonomisch und kulturell übergeordneten Position durchsetzen können und jenen 
Menschen, die keine derartigen Machtressourcen haben (Becker-Schmidt 2007, 68-69; 
Klinger 2003, 26-27). 
Wie sind Ungleichheiten aufgrund von Klasse, Ethnie und Geschlecht miteinander 
verknüpft?  
3.2.2 Arbeit und soziale Ungleichheit 
Welche Arten von Arbeit unterschieden und wem diese jeweils zugeteilt werden, wird in 
allen drei Kategorien durch soziale Differenzlinien entschieden. Dabei steht in der 
Kategorie Klasse im Fokus, wie der/die Einzelne über Produktionsmittel und 
Arbeitskraft verfügt. Innerhalb der Ungleichheitslogik von Klasse stehen demnach 
ökonomische Differenzen im Vordergrund der Unterscheidung. Ethnie und Geschlecht 
hingegen konstruieren Differenzen vornehmlich über die Naturalisierung sozialer 
Ungleichheiten. Die unterschiedlichen Arten von Arbeit und die Mechanismen von 
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Ausbeutung, Marginalisierung sowie Machtlosigkeit ähneln sich in allen drei 
Ordnungssystemen. Bei der Kategorie Geschlecht kommt die Herstellung von Leben 
und die Zuweisung von Reproduktionsarbeit hinzu.  
3.2.3 Fremdheit/Legitimation 
Der Grad an Fremdheit scheint in der Kategorie Ethnizität am größten. Geschlecht und 
Ethnizität sind zwar am weitesten entfernt, was den Fremdheitseffekt angeht, sie 
gleichen sich jedoch insbesondere bei ihren Legitimationsstrategien. Entsprechend des 
Kulturimperialismus (eine Form von Unterdrückung gemäß Young) benützt die 
herrschende Gruppe ihre Kommunikationsmacht, um die unterdrückte Gruppe mit 
stereotypen Attributen zu versehen. Im Fall von Geschlecht und Ethnizität werden 
häufig naturalisierende Zuschreibungen verwendet, um die Differenzlinien zu 
kennzeichnen und zu legitimieren.  
Ethnizität und Geschlecht konvergieren jeweils auf bestimmte Weise mit Klasse. Dies 
ist bei Ungleichheit qua Ethnizität vor allem durch den Fremdheitseffekt der Fall. Der 
Mehrwert der geleisteten Arbeitskraft wird dabei durch die Abwertung der Arbeit 
abgeschöpft. Diese Ausbeutung erfolgt durch die Ansicht, dass Fremdheit einen 
Mangel darstellen kann. Dabei wird mit Fremdheit häufig die regionale Herkunft mit 
stereotypen Vorstellungen von Fähigkeiten verbunden und verallgemeinernde Bilder 
werden verbreitet. Dementsprechend wird Arbeit qua Herkunft der Arbeiter/innen 
bewertet und diese in höherwertige, „teure“ und niedrigere bewertete „billige“ 
Arbeitskräfte unterschieden. Durch die Schaffung von „Billigarbeit“ kann auch die 
Konkurrenz am „heimischen“ Arbeitsmarkt verstärkt werden. Dies vermittelt den 
Machthaber/innen eine verbesserte Verhandlungsposition gegenüber marginalisierten 
und machtlosen Arbeitskräften im Inland. Darüber hinaus kann die herrschende 
Gruppe überdies verschleiern, dass sie wesentlich zum Lohndumping beiträgt, indem 
der Grund für die Entwertung von Arbeit auf Arbeitsmigrant/innen projiziert wird. Auf 
diese Weise ergänzen sich Kulturimperialismus und Fremdenfeindlichkeit (Klinger 
2003, 32-33; Young 1996, 133). 
Geschlechterspezifische Segregation von Arbeit ist nicht nur entlang der Linien von 
Reproduktionsarbeit vs. Produktionsarbeit getrennt. Auch am Produktionsarbeitsmarkt 
herrscht geschlechtsspezifische Arbeitsteilung und demnach eine Überschneidung mit 
Klasse. In der Regel wird der Leistung von Frauen am Arbeitsmarkt weniger Wert 
zugemessen, dies resultiert unter anderem aus der Verknüpfung traditioneller 
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Geschlechterrollenvorstellungen (Frauen als Hüterinnen von Haushalt, Kindern, Alten 
und Kranken) mit herrschenden Marktmechanismen: Über vermeintlich „angeborene“ 
geschlechtertypische Eignungen und Kompetenzen (z.B. Frauen sind altruistisch 
veranlagt, Männer können besser analytisch denken) werden frauen- und 
männertypische Berufssparten gefestigt. Entlohnung und berufliche 
Entwicklungsmöglichkeiten für Frauen stehen weiterhin in engem Zusammenhang mit 
den gratis geleisteten Reproduktionsarbeiten in der Privatsphäre. Einerseits weil die 
Bereitschaft, angemessene Löhne für Leistungen zu zahlen, die früher „umsonst“ 
waren, nicht sehr hoch ist, andererseits weil die den Frauen nach wie vor 
zugewiesenen Reproduktions-Verpflichtungen ihre Teilnahme am Erwerbsarbeitsmarkt 
erschweren, indem sie ihre Verfügbarkeit beschränken (Becker-Schmidt 2007, 65; 
Klinger 2003, 33). 
Ausbeutung, Marginalisierung und Machtlosigkeit von Gruppen werden also wesentlich 
von ihrem Kapitalbesitz geprägt. Dabei muss sich die größere Gruppe derer, die 
hinsichtlich eingeschränkter Produktionsmittel untergeordnet sind, entsprechend ihrer 
individuellen Positionierung an die Interessen der Übergeordneten anpassen. Ihre 
Chancen im Gesellschaftssystem werden durch ihre Qualifikation (Bildung), regional 
verfügbare Berufsmöglichkeiten, Mobilitätsressourcen sowie ethnisch und 
geschlechtliche Arbeitsmarktsegregation (Diskriminierungen) geprägt. Insbesondere 
niedrig qualifizierte Personen, Frauen und Migrant/innen finden sich häufig in prekären 
Beschäftigungssituationen wieder, die von schlechten Arbeitsbedingungen, unsicheren 
Beschäftigungsverhältnissen, niedrigeren Einkommen und niedrigeren sozialen 
Transferleistungen gekennzeichnet sind. Legitimiert wird diese ungleiche 
Positionierung in der Gesellschaft und die damit einhergehende Verteilung von 
Chancen mit der Einteilung von Menschen in vermeintlich homogene Gruppen auf der 
Basis kultureller, biologischer und staatsbürgerlicher Unterschiede. Diese sind zwar 
lediglich sozial konstruiert, werden aber durch „unveränderliche“, „eindeutigere“ 
Kategorien, wie Natur, Staatsbürgerschaft etc. ersetzt (Becker-Schmidt 2007, 68; 
Klinger 2003 26; Ross 2008, 34). 
Im Gegensatz zu den Kategorien Geschlecht und Ethnizität, wo auf die Zuweisung von 
Attributen eine Naturalisierung von Ungleichheiten erfolgt, wird bei der Einteilung von 
Menschen in Klassen behauptet, dass diese durch übermäßige Leistungsbereitschaft 
ihre Klassenposition verändern können. Doch Individuen können nicht einfach aus 
diesen benachteiligenden Strukturen ausbrechen, die Teil von ineinander greifenden 
Formen von Herrschaft sind. 
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3.2.4 Herrschaftsformen 
In der heutigen Diskussion um soziale Ungleichheit sind die Ideologien der drei 
Herrschaftsformen Kapitalismus, Imperialismus und Patriarchat wenig präsent. Das 
Verschwimmen der Grenzlinien der einzelnen Unterdrückungsstrukturen hat dazu 
beigetragen, dass sie schwerer erkennbar und damit nicht mehr thematisierbar 
wurden. Doch die gesellschaftliche Modernisierung basiert auf der Internationalisierung 
von Arbeitsmärkten und Kapital. Diese Entwicklung strukturiert die Binnenmärkte 
weiterhin nach Klassen und Ethnien, um den Reichtum von den Machtlosen 
abzuschöpfen. Darüber hinaus wird auch die Ent- bzw. Geringwertung von 
Reproduktionsarbeit beibehalten (Geschlechtersegregation).  
So wie die Kategorien Geschlecht, Ethnizität und Klasse interagieren, findet das 
Zusammenspiel von Patriarchat, Imperialismus und Kapitalismus seine Entsprechung 
in der modernen Gesellschaft, d. h. sie wird von diesen Herrschaftsformen geprägt. 
Damit die herrschenden Kulturen ihren Wohlstand behalten und ausbauen können, 
wird die Arbeitskraft von ökonomischen und politischen Gesetzmäßigkeiten entkoppelt. 
Die große Herausforderung besteht darin, die Zusammenhänge und Differenzen der 
gesellschaftlichen Ordnungsprinzipien zu verstehen (Klinger 2003, 35-37): 
Die mangelnde Inklusion ethnischer Minderheiten und die unterprivilegierte 
Inklusion der unteren Schichten beeinträchtigt ihre Erfolgschancen und –
aussichten in sozialen Konflikten und als Folge davon wiederum in den 
Institutionen (Schwinn 2007, 276). 
4 Kategorie-Konstellation in der 24-Stunden-
Betreuung 
Im behandelten Forschungsfeld, der 24-Stunden-Betreuung, haben insbesondere 
finanzielle Gründe zu einem Boom des Imports „günstigerer“ Pflegerinnen aus 
Osteuropa beigetragen. Jene Haushalte, die eine pflegebedürftige Person betreuen 
müssen, können oder wollen sich eine Pflegeperson aus dem Inland nicht leisten. Aber 
nicht allein das Wohlstandsgefälle zwischen Ost und West gibt den Ausschlag dafür, 
wer, auf welche Weise unsere Alten pflegt. Vielmehr wirkt die „sozioökonomische 
Unterprivilegierung“ von Migrantinnen mit stereotypen Weiblichkeitsvorstellungen 
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strukturierend zusammen und weist Migrantinnen bestimmte Plätze in der Gesellschaft 
zu (Lutz 2007d, 210-211; Lepperhoff/Manske/Schneider 2008, 13). 
Die Pendelmigration11 zur Leistung transnationaler Pflegedienste muss also auf einer 
politisch-institutionellen Ebene betrachtet werden, um die näheren Zusammenhänge 
von Geschlecht, Ethnie und Klasse zu klären.  
4.1 Intersektion von Wohlfahrts-, Gender- und 
Migrationsregime 
Grundsätzlich wirken heutzutage zwei Formen geschlechterspezifischer Arbeitsteilung, 
die sich aus dem Umstand ergeben, dass Erwerbssphäre und Familie als 
gegensätzliche Welten erfahren werden. Dabei ist die Teilhabe und Anerkennung am 
öffentlichen Leben an die Erwirtschaftung von Ressourcen geknüpft, die fast 
ausschließlich an marktvermittelte Erwerbsarbeit gebunden ist. Im privaten Bereich 
sind Frauen nach wie vor hauptverantwortlich für die unbezahlte Familienarbeit, die 
ihnen weder öffentliche Anerkennung (z.B. über ausreichend soziale 
Transferleistungen) noch eine gleichwertige Partizipation an gesellschaftlichen 
Entscheidungsprozessen ermöglicht. Außerdem sind Frauen ein Teil des 
marktvermittelten Arbeitskräftepotentials und müssen den widersprüchlichen 
Anforderungen hinsichtlich Vereinbarkeit von Beruf und Familie gerecht werden. Zu 
dieser doppelten Vergesellschaftung kommt jedoch hinzu, dass die Arbeitsbereiche, in 
denen vorwiegend Frauen beschäftigt sind, am Arbeitsmarkt weniger Wertschätzung 
erfahren und damit sektoral untergeordnet sind. Dies äußert sich u. a. durch niedrigere 
Durchschnittseinkommen, schlechtere Arbeitsbedingungen und geringere soziale 
Absicherung (Becker-Schmidt 1998, 102-111). Ursächlich für die Geringwertung ist, 
dass Pflege früher gratis von Frauen im Privathaushalt geleistet werden musste und 
außerdem die wissenschaftlichen Standards zur Bewertung von Pflege und 
Betreuungsarbeit aus der öffentlichen Sphäre unverändert auf die Privatsphäre 
übertragen werden (Anderson 2006, 205).  
Paradox erscheinen die arbeitsmarkt- und sozialpolitischen Prozesse hinsichtlich der 
Modernisierung der Geschlechterverhältnisse. Der voranschreitende Neoliberalismus 
                                                
11 Pendelmigration unterscheidet sich von herkömmlicher Migration davon, dass der Aufenthalt im Ausland 
nur für die Dauer der Arbeitsperiode (tage- oder wochenweise) besteht. Sie wird als eigenständiger 
Migrationstyp angesehen und ist vorwiegend „ökonomisch motiviert und arbeitsmarkt fixiert“ (Cyrus 1995, 
46). 
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stellt das Individuum das sich unabhängig vom Geschlecht selbstständig durch 
Erwerbsarbeit absichern muss, ins Zentrum des Geschehens. Dabei bleiben 
fundamentale Ungleichbehandlungen innerhalb der Lebenszusammenhängen von 
„Männern“ und „Frauen“, wie die Verantwortung für reproduktive und zumeist 
unbezahlte Tätigkeiten (z. B. Kinderbetreuung, Versorgung von alten und kranken 
Menschen) ausgeblendet. Die Zuschreibung dieser „gratis“ geleisteten Tätigkeiten an 
Frauen führt in Kombination mit Liberalisierungs- und Deregulierungstendenzen am 
Arbeitsmarkt zu einer verstärkten Segregation von „männlichen“ Kernarbeitsplätzen 
und „weiblicher“ atypischen Beschäftigung. Staatliche Transferleistungen werden 
gekürzt, Vorsorge und Versorgung individualisiert und auf diese Weise traditionelle 
Geschlechterrollen aktualisiert (Michalitsch 2006, 141): 
Das Zusammenspiel von Staat, Markt und Familie ändert sich nun, wie gesagt, 
dadurch, dass viele Staaten die Übernahme (eines Teils) der Familienarbeit 
über den Markt regeln wollen und diese Regelungen den privaten Haushalten 
überlässt (Lutz 2007d, 228).  
Verstärkt wird, auf Basis dieser Entwicklungen, die Reproduktion von 
Geschlechterungleichheiten auch in eine internationale Arbeitsteilung eingebunden. In 
den Bereichen Haushalt, Reinigung, Kinder- und Altenbetreuung schaffen Migrantinnen 
Unterstützungsstrukturen für berufstätige Frauen. Dies ermöglicht es den 
einheimischen Frauen am primären Arbeitsmarkt teilzunehmen und dabei daran 
vorbeizusehen, dass sich an der geschlechtsspezifischen Arbeitsteilung tatsächlich 
nichts grundlegend verändert hat. Denn es hat sich zwar die Arbeitsbelastung der 
Frauen verringert, ihre Rolle als Reproduktionsverantwortliche ist jedoch gleich 
geblieben (Caixeta et al 2006, 23; Michalitsch 2006, 133; Wetterer 2003, 314): „Die 
Umverteilung von Haus- und Versorgungsarbeit auf eine andere Frau verbleibt in der 
tradierten Logik gängiger Identitätsmuster und diese müssen nicht zur Disposition 
gestellt werden“ (Lutz 2007b, 40).  
Hierdurch wird deutlich, welche Differenzen auch zwischen Frauen bestehen, und wie 
geschlechtliche Arbeitsteilung mit anderen Kategorien interagiert (Internationale 
Putzkolonne12): „Professionalisierter Erwerbsarbeit steht ‚Refeudalisierung’ von 
                                                
12 Dieser Begriff soll verdeutlichen, dass die Festschreibung traditioneller Geschlechterkategorien durch 
internationale Arbeitsteilung erfolgt. Im Rahmen der europäischen Vergleichsstudie ‚Haushalt & 
Caretaking’, die Luzenir Caixeta für „maiz“ in Österreich koordiniert hat, wurde die Frage nach der 
Gestaltung von Pflege-, Haus-, Betreuungs- sowie Erziehungsarbeit in Privathaushalten und deren 
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Hausarbeit gegenüber, das Verhältnis von ‚Herrn und Magd’ wird neu belebt“ 
(Michalitsch 2006, 133). 
Diese Erkenntnisse fördern eine weitere gesellschaftsordnende Struktur zu Tage: das 
Migrationsregime. Es regelt in erster Linie die Beschäftigung in den Privathaushalten 
und wird staatlich entweder gefördert, geduldet oder erschwert. Zur Legitimation der 
jeweils vorherrschenden Politik werden stereotype Vorstellungen über Migrant/innen 
instrumentalisiert. Die geschlechtliche Arbeitsteilung wird um eine internationale 
Segregation erweitert (Lutz 2007d, 228; Walgenbach 2007, 34). 
4.2 24-Stunden-Betreuung – (k)ein „normaler“ Job?! 
Die 24-Stunden-Betreuung unterscheidet sich von anderen professionalisierten 
Pflegeberufen im Wesentlichen davon, dass sie in der Privatsphäre der zu 
betreuenden Person ausgeführt wird und die Betreuerin während er Arbeitsperiode 
sogar in die Hausgemeinschaft aufgenommen wird. Diese so genannten „Live-In“ 
Arrangements machen die Betreuerin sehr abhängig von ihrem/ihrer Arbeitgeber/in und 
die Pflegearbeit an sich erfordert nicht nur sachlich-technische Fähigkeiten sondern ist 
in hohem Masse emotional aufgeladen: „Die emotionale Arbeit im Haushalt ist nicht nur 
schwer messbar, sondern sie ist auch nicht einfach zu honorieren; eher wird sie als 
unentgeltlich erbrachter Mehrwert betrachtet, der für ArbeitgeberInnen einen wichtigen 
Faktor bei der Auswahl und Einstellung von HaushaltsarbeiterInnen darstellt“ (Lutz 
2007b, 203). 24-h-Betreuerinnen arbeiten für einen verhältnismäßig geringen Lohn 
unter arbeits- und sozialrechtlich bedenklichen Umständen: „Der Haushalt selbst ist ein 
Standort von Konsum und Status, an dem ‚Persönlichkeit’ und sozialer Status ihren 
Ausdruck finden“ (Bourdieu 1984 in: Anderson 2006, 239). In den Debatten rund um 
die Kommodifizierung (Vermarktung) von haushaltsnahen personenbezogenen 
Dienstleistungen kommen feministische Theoretikerinnen einheitlich zu dem Schluss, 
dass die verbreiteten Maßstäbe zur Leistungsmessung und Bewertung von Arbeit für 
Pflegetätigkeiten ungeeignet sind (Anderson 2006; Lutz 2007b; Meagher 2002; 
                                                                                                                                            
Auswirkung auf das Geschlechterverhältnis gestellt. Die Untersuchung ergab, dass in immer mehr 
wohlsituierten Haushalten der städtischen Regionen die reproduktive und „emotionale“ Arbeit nicht selbst 
erledigt, sondern dritte Personen, vor allem Migrantinnen, dafür angeworben und bezahlt werden. Die in 
der Studie durchgeführten Interviews machten deutlich, dass für berufstätige Frauen die Hausarbeit eine 
Belastung darstellt, für die sie allein verantwortlich sind, da sie diese Arbeit nicht mit anderen 
Haushaltsmitgliedern teilen können. Als Strategie, um möglichen Konflikten bezüglich der Verteilung von 
Hausarbeit auszuweichen, wird die reproduktive Verantwortung meist an Migrantinnen abgegeben und 
somit die Hausarbeit „ethnisiert“ (Caixeta et. al. 2006, 21-24). 
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Nelson/England 2002; Tronto 2002). Die Professionalisierung von care work hat nicht 
automatisch zu mehr Anerkennung geführt weil die spezifischen Anforderungen der 
Pflegearbeit bei deren gesellschaftlichen Statuszuweisung keine Berücksichtigung 
fanden (Anderson 2006, 205; Lutz 2007b, 21). Es handelt sich um einen strukturell 
entwerteten Bereich in welchem „die wissenschaftlichen Standards der öffentlichen 
Sphäre strikt auf die Privatsphäre angewandt“ werden (Anderson 2006, 205). Die 
Bewertung von Pflegearbeit verlangt demnach ein Überdenken von Standards und 
eine Erweiterung des Leistungsverständnisses.  
Welche Arten von Tätigkeiten sind es also, die bei personenbezogenen 
Dienstleistungen im Privathaushalt anfallen und entsprechende Vergütung verlangen?  
4.2.1 Einrahmung von Entgrenztem  
Bisher angewandte Differenzierungsstrategien und Grenzziehungen zwischen 
Öffentlichkeit und Privatheit, reproduktiver und produktiver Arbeit, sachbezogenen und 
beziehungsorientiertern Tätigkeiten etc. greifen im Hinblick auf die Einschätzung von 
care work zu kurz. Obwohl hier zunächst eingeräumt werden muss, dass in nahezu 
jedem Arbeitsverhältnis soziale Beziehungen notwendig sind, so erreicht doch die 
emotionale Bindung in der Leistung von Pflege einen verhältnismäßig großen 
Stellenwert. Eine Unterscheidung und Unterteilung der Arbeitsbeziehungen in 
sachbezogene und personenbezogene Dienstleistungen, also reiner körperlicher 
Hausarbeit und emotional anspruchsvollen Tätigkeiten entspricht nicht den realen 
Umständen der Leistungserbringung in der 24-Stunden-Betreuung. Auch das Produkt 
der Pflegearbeitsbeziehung ist als solches schwerer zu fassen, weil es darum geht, 
Menschen und soziale Beziehungen zu reproduzieren und dafür sind sachbezogene 
Hausarbeiten oftmals unmittelbare Voraussetzung. Bridget Anderson und Helma Lutz 
kommen in ihren Studien zu ausländischen Hausarbeiterinnen zu dem Schluss, dass 
auch die pflegerische Arbeit im Privathaushalt regelmäßig Hausarbeiten wie 
Reinigungstätigkeiten, Wäscheversorgung etc. beinhalten (Anderson 2006, 143-145; 
238; Lutz 2007b, 203). Die Notwendigkeit bestünde also darin die Norm dessen, was 
als entlohnungsrelevante Leistung angesehen wird und damit die Definition von 
„normaler“ Arbeit der Realität anzupassen, um die Arbeitsbedingungen dort arbeitender 
Migrantinnen zu verbessern. 
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4.2.1.1 Verträge als Grundlage von Arbeitsbeziehungen 
Eine große Herausforderung in diesem Bestreben bildet die Verschiebung des 
Arbeitsplatzes (im Sinne einer bezahlten Erwerbsarbeit) von der öffentlichen Sphäre in 
den Privathaushalt, denn zum einen wird der Haushalt als privater Rückzugsbereich 
angesehen der vor staatlicher Kontrolle geschützt werden muss, zum anderen bergen 
die individuellen Bedürfnisse und der persönliche Habitus im Privatraum des/der 
Arbeitgeber/in die Gefahr willkürlich vom/von der Arbeitgeber/in dominierter 
Arbeitsverhältnisse. In der Praxis kann diese Konstellation für die 24-Stunden-
Betreuerin auch mit Arbeitsvertrag zu einem Problem werden. Denn sie muss nicht nur 
technisch-körperliche Arbeit leisten, sondern auch emotional ein harmonisches 
Verhältnis zu ihrem/ihrer Arbeitgeber/in aufrechterhalten. Dementsprechend muss sich 
die Haushaltsarbeiterin an die Gewohnheiten ihres/ihrer Arbeitgeber/in anpassen 
(Anderson 2006, 203; Lutz 2007b, 1-2; 90-91). Wie im einzelnen Haushalt die 
reproduktive Arbeit der Altenbetreuung tatsächlich umgesetzt wird, und ob arbeits- und 
sozialrechtliche Standards in der 24-Stunden-Betreuung eingehalten werden, müsste 
individuell geprüft werden. Studien über die Bedingungen, denen migrantische 
Haushaltsarbeiterinnen ausgesetzt sind, weisen auf ein trotz Arbeitsvertrag 
bestehendes Ausbeutungspotenzial hin: „Aufgaben, Arbeitszeit und Wert der Arbeit – 
alles grundlegende Bedingungen des Arbeitsvertrags, durch die der Macht der 
ArbeitgeberIn Grenzen gezogen werden – sind in Bezug auf die Hausarbeit schwierig 
festzustellen“ (Anderson 2006, 203).  
Zwischen 1995 und 1996 von Bridget Anderson durchgeführte empirische 
Untersuchungen von migrantischen Hausarbeiterinnen in Europa ergaben, dass die 
Ausgestaltung der Lebens- und Arbeitsbedingungen vorwiegend vom Verhalten 
des/der Arbeitgeber/in geprägt ist und weniger vom Arbeitsvertrag abhängen 
(Anderson 2006, 207). Insbesondere in Live-In Arbeitsverhältnissen, in welchen die 
Haushaltsarbeiterin für die Dauer der Arbeitsperiode in die Hausgemeinschaft des/der 
Arbeitgeber/in aufgenommen wird - wochenweise wie bei der 24-Stunden-Betreuung 
oder auch länger z.B. bei Au Pairs – laufen rechtliche Vorgaben und vertragliche 
Grundlagen Gefahr unterwandert zu werden. Migrantische Hausarbeiterinnen 
beklagen, dass sie 24 Stunden auf Abruf bereit stehen müssen und praktisch keine 
Kontrolle über die Arbeitszeit haben (Anderson 2006, 63). 
Bei der Analyse des Hausbetreuungsgesetzes ist demnach neben der Bewertung der 
geleisteten Tätigkeiten relevant, ob und welche Maßnahmen der Gesetzgeber setzt, 
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um die Lebens- und Arbeitsverhältnisse von 24-Stunden-Betreuerinnen zu gestalten, z. 
B. um die Einhaltung der arbeitsrechtlichen Schutzbestimmungen zu gewährleisten.  
4.3 Forschungsansatz zur Gesetzesanalyse 
Die vorliegende Untersuchung zielt darauf ab, mittels einer Textanalyse die 
grundlegenden Normen und Werte sowie die Effekte des Hausbetreuungsgesetzes zu 
identifizieren und kritisch zu hinterfragen. Entsprechend dem Forschungsinteresse 
wurden bereits in einem ersten Schritt die dominierenden Kategorisierungen und 
Ungerechtigkeit erzeugenden Zusammenhänge aufgezeigt.  
Dokumente und Texte sind in der Regel an einen bestimmten Kreis von 
Empfänger/innen gerichtet, geben jedoch auch Auskunft über die Ansichten und 
Zielsetzungen ihrer Verfasser/innen. Bei der qualitativen Ergründung von Dokumenten 
wird die Perspektive des Erkenntnisinteresses, über die offensichtlichen Informationen 
hinaus, auf die dahinter liegenden Absichten gerichtet. Der untersuchte Wortlaut wird 
als methodisch gestalteter Kommunikationszug angesehen. Damit wird das jeweilige 
Dokument selbst zum Gegenstand der Analyse. Zur Untersuchung der 
dokumentarischen Wirklichkeit, die ein Text vermittelt, müssen die institutionellen 
Definitions- und Dokumentationsprozesse sichtbar gemacht werden, die bei dessen 
Erstellung wirksam waren. Dabei ist davon auszugehen, dass die zur Textproduktion 
und Interpretation angewendeten methodischen Praktiken auf impliziten 
Kategorisierungs- und Schlussfolgerungsregeln basieren. Diese werden als allgemein 
gültig angenommen und durch den Text (re-)produziert13 (Wolff 2005, 502-505; 509-
511). 
Diese Analyse zählt aufgrund ihrer normativ-politischen Perspektive zum 
grundlagenorientierten Zweig der Politikfeldanalyse. Dieser nimmt die reale Situation 
(das Gegebene) nicht als Wahrheit sondern als soziale Konstruktion an (Behrens 2003, 
216). Politische Konzepte definieren Lebensbedingungen, Handlungsmöglichkeiten 
                                                
13 Dokumente und schriftliche Texte beeinflussen das gesellschaftliche Zusammenleben von Menschen 
wesentlich. Die moderne Verwaltung organisiert quasi alle Lebensbereiche über Verschriftung und 
Verrechtlichung. Die Ordnung des Gemeinschaftslebens erfolgt über mehr oder weniger obligate 
schriftliche Handlungsanleitungen (Prinzip der Aktenförmigkeit). Am verbindlichsten sind Gesetze, sie 
können auch unter Zuhilfenahme staatlichen Zwangs durchgesetzt werden. Zum Zweck der besseren 
Erkennbarkeit und Orientierung, haben vor allem amtliche Dokumente ein standardisiertes 
Erscheinungsbild bzw. Format. Solche Texte sind in der Regel an einen bestimmten Kreis von 
Empfänger/innen gerichtet, geben jedoch auch Auskunft über die Ansichten und Zielsetzungen ihrer 
Verfasser/innen (Wolff 2005, 502-503; Schauer 2001, 1). 
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und Realitäten. Aus einer Vielzahl von Wirklichkeitsauffassungen werden einzelne 
Schemata ausgewählt, um im politischen Diskurs bestimmte Maßnahmen zu 
rechtfertigen (diskursives Bewusstsein). Dieser Prozess kann bewusst hinterfragt 
werden, um Handlungen zu rationalisieren. Auf einer anderen, praktischen Ebene 
werden Handlungen oft je nach Kontext über Routinen und Regeln getätigt, ohne 
Bewusstsein darüber, dass die bestimmten Routinen und Regeln auch anders gestaltet 
werden könnten (Giddens 1984 in: Verloo 2007, S.32). 
4.3.1.1 Vorgehensweise 
Die normativ-kritische Politikfeldanalyse geht davon aus, dass es im politischen 
Prozess eine Reihe von impliziten und expliziten Interpretationen eines „Problems“ 
gibt. Dementsprechend konzentriert sie sich darauf, wie die sozialen Akteur/innen die 
Situation beschreiben und welche Lösungen angeboten werden. Am Beginn der 
Analyse sollen demnach die verschiedenen (expliziten und impliziten) Wert- und 
Kategorievorstellungen (auch Rollenzuschreibungen) sowie gebräuchliche 
Interpretationswege sichtbar gemacht werden. Der Fokus liegt dabei auf 
Problemwahrnehmung und -definition, denn dies bildet die Grundlage für politisches 
Handeln (Legitimation). Neben der Betrachtung verschiedener Annahmen zur 
Diagnose des Problems und dessen Lösung wird auch die Möglichkeit der Teilhabe in 
Entscheidungsprozessen einbezogen (Verloo/Lombardo 2007, 31-32). 
5 Das Hausbetreuungsgesetz 
In ihrem Regierungsprogramm vom Jänner 2007 hob die österreichische 
Bundesregierung die zunehmende Bedeutung der „Betreuung und Pflege älterer 
Menschen“, angesichts der Demographie (älter werdende Gesellschaft), hervor. Damit 
den Entwicklungen in der „Pflege und Altenbetreuung“ bedarfsgerecht begegnet 
werden kann, wird darin, neben der Schaffung entsprechender Infrastruktur, auf die 
Anpassungserfordernisse des Arbeitsmarktes hingewiesen (BKA 2007a, 103)14. Bevor 
das Hausbetreuungsgesetz (HBeG) näher betrachtet wird, erfolgt zunächst ein Abriss 
über die Pflegeversorgung in Österreich.  
                                                
14 Nachzulesen im Regierungsprogramm für die XXIII. Gesetzgebungsperiode, Kapitel 7: Soziale 
Herausforderungen und Gesundheit ab Seite 103 
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5.1 Pflege(vor)sorge in Österreich 
Das bestehende Pflegesystem ist zu teuer und trotzdem nicht bedarfsgerecht. Dies 
sind die Hauptbotschaften, die im Zusammenhang mit dem Pflegesystem medial 
verbreitet werden. Wie die Pflege in Österreich geregelt ist und wie sich die aktuellen 
demographischen und nicht-demographischen Veränderungen innerhalb der 
Gesellschaft auf die Pflegevorsorge auswirken, wird hier im Überblick dargestellt. 
5.1.1 Pflege in Österreich 
Das hiesige Pflegesystem unterstützt pflegebedürftige Personen durch die Vergabe 
von Geldleistungen (Pflegegeld) und Sachleistungen (öffentliche Heime und soziale 
Dienste) und wird über das allgemeine Steueraufkommen finanziert. Die Höhe der 
Geldleistung entspricht der jeweiligen Bedürftigkeit der pflegebedürftigen Personen und 
zwar unabhängig von Einkommen und Vermögen, sowie der Ursache der 
Pflegebedürftigkeit. Es ist in sieben Pflegestufen differenziert. Sachleistungen zur 
Betreuung und Pflege werden grundsätzlich in ambulanten und stationären „Settings“ 
angeboten, ab einem gewissen Pflegebedarf ist eine stationäre Versorgung aus 
medizinischen Gründen indiziert. Ambulante Dienstleistungen können entweder von 
Sozialhilfeträgern (Dienstleistungen werden durch gemeinnützige Vertragspartner 
erbracht) oder von privaten Anbietern zugekauft werden.  
Die Versorgung im stationären Pflegebereich wird von öffentlichen Pflegeheimen 
erbracht. Um diese in Anspruch zu nehmen, müssen zusätzlich zum Pflegegeld auch 
80 Prozent der Pension (bis auf ein Taschengeld) „bezahlt“ werden (Prinzip der 
Subsidiarität). Sachleistungen (ambulante soziale Dienste sowie Pflege in stationären 
Einrichtungen) basieren auf den Landes-Sozialhilfegesetzen und sind je nach 
Bundesland unterschiedlich geregelt. Das Pflegegeld wird durch das 
Bundespflegegeldgesetz (BPGG) und durch die sehr ähnlichen 
Landespflegegeldgesetze im Prinzip einheitlich geregelt.15 Das österreichische 
Pflegesystem vergibt Geldleistungen, um die Versorgung mit Sachleistungen zur 
Deckung des Pflegebedarfs zu gewährleisten. Auf öffentliche Sachleistungen besteht 
im Gegensatz dazu kein Rechtsanspruch (Ivansits/Weißensteiner 2008, 395; 
Mühlberger/Knittler/Guger 2008, 4). 
                                                
15 Der Bund behält jedoch die Grundsatzkompetenz, hat davon aber bisher noch nicht Gebrauch gemacht. 
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5.1.1.1 Wie Pflege stattfindet 
Im März 2008 bezogen rund 398.000 Personen Pflegegeld, so das Österreichische 
Institut für Wirtschaftsforschung (WIFO). Pflegebedürftige in Österreich werden 
überwiegend daheim von ihren Angehörigen umsorgt (52,5%). Ein Viertel der 
Betroffenen beanspruchte Pflege-Sachleistungen, die durch mobile Pflegedienste 
erbracht wurden (oft in Kombination mit der Betreuung durch Angehörige). Weitere 
17,5% der Pflegegeldempfänger/innen waren in einem Heim untergebracht und 
geschätzte 5% nahmen die illegale 24-Stunden-Betreuung in Anspruch (Rudda/Fürstl-
Grasser/Rubisch 2008, 331). 
5.1.1.2 Finanzierung ist unsicher 
Die Kosten der Pflegevorsorge sind in den letzten Jahren enorm gestiegen und dieser 
Trend wird sich weiter fortsetzten. Das WIFO veröffentlichte in einer aktuellen Studie, 
dass sich die Ausgaben der Langzeitpflege zwischen 1994 und 2006 um 54,4% erhöht 
haben (Sachleistungen und Geldleistungen, Bund und Länder). Für die zukünftige 
Entwicklung wird ein weiterer Kostenanstieg als sicher angenommen, dieser beträgt je 
nach Szenario zwischen 66% und 207% von 2006 bis ins Jahr 2030. Ursächlich dafür 
sind demographische (Änderung der Bevölkerungsstruktur und Entwicklung des 
Gesundheitszustands) und nicht-demographische Faktoren 
(Arbeitsmarktbeteiligungsrate von Frauen und Kostenentwicklung im Pflegesektor) 
(Mühlberger/Knittler/Guger 2008, I;10). 
Die Demographieforschung sagt eine Zunahme des Anteils der älteren Bevölkerung 
und damit eine weitere Kostenerhöhung in der Pflege voraus. Zwischen 2006 und 2030 
vergrößert sich die Gruppe der 60 bis 79 Jährigen um 50%, die Alterskohorte der über 
80 Jährigen wird sich im gleichen Zeitraum um 73% erhöhen. Prognosen darüber, wie 
gesund oder krank unsere Alten in Zukunft sein werden (auch ein erheblicher 
Kostenfaktor), sind uneinheitlich und widersprüchlich (Rudda/Fürstl-Grasser/Rubisch 
2008, 12-14; 332). 
Bei den nicht-demographischen Faktoren ist die Erwerbsbeteiligung von Frauen ein 
wesentlicher Faktor, der auch auf die Veränderung der 
Geschlechterrollenvorstellungen hinweist. Das Ausmaß der unentgeltlich von 
Angehörigen geleisteten Pflege ist, wie bereits oben erwähnt, sehr bedeutend. In fast 
80% der Fälle von Langzeitpflege erbringen nahe Angehörige als 
Hauptbetreuungspersonen wichtige Pflegeleistungen. Diese Angehörigen sind 
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wiederum zu 80% weiblich und großteils im erwerbsfähigen Alter. Die steigende 
Erwerbsbeteiligung von Frauen bedingt auch eine Reduktion des familiären 
Pflegepotentials und eine Erhöhung der Nachfrage an sozialen Dienstleistungen. 
Grundlegend dafür ist auch, dass obwohl immer mehr Frauen arbeiten gehen, die 
Reproduktionsverantwortung innerfamiliär nicht zwischen den Geschlechtern 
umverteilt, sondern Frauen nach wie vor die Hauptverantwortung für 
Reproduktionstätigkeiten zugewiesen wird. Mit der Zunahme an Erwerbstätigen steigt 
zwar auch die Anzahl der Beitragszahler/innen der Sozialversicherung, dennoch kann 
das Mehr an Beiträgen den Rückgang der Angehörigenpflege in Kombination mit einer 
steigenden Anzahl an Pflegebedürftigen nicht ausreichend kompensieren 
(Mühlberger/Knittler/Guger 2008, 16-17; Rudda/Fürstl-Grasser/Rubisch 2008, 332). 
Ein weiterer Aspekt der nicht-demographischen Faktoren sind die realen Pflegekosten. 
Hier werden ebenfalls Mehrausgaben prognostiziert. Dieser Kostenanstieg wird mit 
einer Verknappung des Arbeitskräftepotentials (Anstieg des Lebensalters), hohen 
Qualitätsstandards und geringen Produktivitätssteigerungsmöglichkeiten in Verbindung 
gebracht (Mühlberger/Knittler/Guger 2008, 19; Rudda/Fürstl-Grasser/Rubisch 2008, 
332-333). 
5.1.2 „Das Fass läuft über.“ Pflegeberufe rufen den Notstand 
aus. 
Die gesellschaftlichen Veränderungen und deren Auswirkungen auf die Pflegevorsorge 
machen deutlich, dass ein Ausbau öffentlicher Pflegeangebote, sowie eine 
Umverteilung der unbezahlt geleisteten Pflegearbeit zwischen den Geschlechtern 
notwendig wären. Die gesetzten Maßnahmen sind jedoch nicht ausreichend um den 
Pflegebedarf adäquat zu decken. Beispielsweise werden mobile Pflegedienste nicht 
ausreichend in das System der Altenbetreuung integriert und die Leistungsangebote 
durch Sozialhilfeträger sogar beschränkt. Viele Betroffene (die es sich leisten können) 
haben sich deshalb selbst um alternative Pflegemöglichkeiten umgesehen. Dies 
förderte die Entstehung eines illegalen Arbeitsmarktes in der Pflege und Betreuung, in 
welchem Migrantinnen vor allem aus den östlichen EU-Staaten zu niedrigen Löhnen 
beschäftigt wurden (Moritz 2007, 148; Lutz 2007a, 429; Krajic/Nowak 2005, 8). 
Schätzungen darüber wie viele Migrantinnen aus Osteuropa als 24-Stunden-
Betreuerinnen, beschäftigt sind, gibt es zwar, sie werden jedoch üblicherweise ohne 
Angabe von Quellen verbreitet. Der damalige Sozialminister Erwin Buchinger sprach 
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im Jänner 2008 bei einer Pressekonferenz von 5.000 bis 20.000 österreichischen 
Haushalten, die Rund-um-die-Uhr-Betreuerinnen beschäftigen. Demnach unterstützten 
also etwa 40.000 ausländische Pflegerinnen auf diese Weise österreichs 
betreuungsbedürftigen Alten. Ein Vergleich dieser Zahl mit den Hochrechnungen zum 
Personalstand im Bereich der offiziellen Altenbetreuung würde bedeuten, dass die 
illegale Pflege fast das Ausmaß der legalen eingenommen hat: Laut einer Studie des 
BMSK waren im Jahr 2006 ungefähr 49.500 Personen in der Altenbetreuung tätig.16 
Manche Expert/innen, vor allem jene, die bestehende Gesundheits- und Sozialberufe 
vertreten, schätzen diese Zahl zwar als zu hoch gegriffen ein, nichtsdestoweniger 
fehlen umfassende Studien, die als Grundlage für aussagekräftige Schätzungen und 
Hochrechnungen dienen könnten. Fest steht jedenfalls, dass die Rund-um-die-Uhr-
Betreuung durch Migrantinnen neben der mobilen Pflege ein wichtiges Standbein bei 
der Versorgung der pflegebedürftigen Alten „daheim“ darstellt (BMSK 2007a, 9; 16; 23; 
27-28; Krajic/Nowak 2005, 8-9; Parlamentskorrespondenz 22.01.2008). 
5.1.2.1 Illegale 24-Stunden-Betreuung vor dem HBeG 
Die informelle Rund-um-die-Uhr-Betreuung war vor deren gesetzlichen Regelung 
(Erlass des Hausbetreuungsgesetzes Juni 2007) üblicherweise so gestaltet, dass in 
einem abwechselnden Modus von zwei Wochen Betreuerinnen rund-um-die-Uhr (24h) 
eingesetzt wurden. Eine Betreuungsperson wohnte während der Arbeitsperiode im 
Haushalt der pflegebedürftigen Person, die andere verbrachte einstweilen ihre 
arbeitsfreie Zeitspanne zu Hause im Herkunftsland. Rechtlich gesehen hatte diese 
Betreuungsform keine Grundlage, sie war illegal. Für die Betreuungspersonen 
bedeutete dies, dass sie ohne legale Basis ihre Interessen wie Mindestanforderungen 
bei Entlohnung, Arbeits- und Erholungszeiten, Sozialleistungen etc. nicht durchsetzen 
konnten.  
Betreuerinnen waren somit abhängig vom „guten Willen“ des/der 
Arbeitgerbers/Arbeitgeberin, d.h. den zu pflegender Personen oder ihren Angehörigen 
ausgeliefert. Diese Abhängigkeit der Betreuerinnen (von ihren Arbeitgeber/innen) war 
schwerwiegend, denn die Betreuerinnen verfügten über keinerlei 
                                                
16 Die berechnete Personalzahl ist eine Summe der Hochrechnungen von Mitarbeiter/innen in Alten- und 
Pflegeheime sowie geriatrische Tageszentren. Für den Bereich der mobilen Dienste und mobilen 
Physiotherapie gibt es keine Hochrechnungen, es wurde deshalb die tatsächliche Anzahl des Personals 
aus den rückgesendeten Fragebögen eingerechnet. Da aber nur 74,4% der mobilen Dienste und mobilen 
Physiotherapie ihre Zahlen übermittelt haben liegt die tatsächliche Gesamtzahl des Personals im 
Altenbereich für das Jahr 2006 etwas höher als hier angeführt (BMSK 2007, 9; 27). 
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Unterstützungsstrukturen zur Wahrung ihrer Interessen. Neben dieser Machtlosigkeit 
war eine weitere Form von Unterdrückung wirksam, die Ausbeutung. 
Arbeitsbedingungen, die unter allen Mindeststandards liegen (wie 
freiheitsbeschränkende Arbeitszeiten, fehlende Ruhezeiten, körperliche Schwerarbeit), 
sowie die Vorenthaltung von sozialen Transferleistungen (durch fehlenden 
Versicherungsschutz keine Kranken-, Pensions-, Arbeitslosenversicherung etc.) 
wurden nur deshalb von den Betreuerinnen akzeptiert, weil die Entlohnung im 
Vergleich zum durchschnittlichen Einkommen im Herkunftsland besser ist. Diese 
Wertsteigerung der Entlohnung kann aber nur dann erfolgen, wenn der 
Lebensmittelpunkt weiterhin im Herkunftsland bleibt.  
Dies bedeutet, dass die Betreuerinnen vorübergehend für die Arbeitsperioden nach 
Österreich migrieren, also ein transnationales Leben führen. Die Mehrheit dieser 
Migrantinnen lässt ihre Familien und oftmals minderjährige Kinder in den 
Herkunftsländern zurück, um akute ökonomische und/oder soziale Probleme zu 
bewältigen. Neben der ökonomischen Verantwortung, die sie durch Geldsendungen ins 
Herkunftsland übernehmen, sind sie trotz räumlicher Trennung als Frauen weiterhin 
hauptverantwortlich für die emotionale Aufrechterhaltung der Familien und die 
Organisation der anfallenden Reproduktionsarbeit. Diese wird in der Regel an andere 
Frauen bezahlt oder unbezahlt weitergegeben (Münst 2008, 47; Lutz 2007c, 3; Lutz 
2007b, 125; 133). 
5.1.2.2 Aufdeckung der ausbeuterischen Verhältnisse 
Seit wann die Rund-um-die-Uhr-Betreuung durch Migrantinnen von österreichischen 
Haushalten in Anspruch genommen wird, ist nicht bekannt. In die Öffentlichkeit 
gelangte die arbeits-, sozial- und berufsrechtlich untragbare Situation, in der sich 24-
Stunden-Betreuerinnen befanden, in Zusammenhang mit der Debatte rund um einen 
„Pflegenotstand“ in Österreich. Vor allem Interessenvertretungen von Beschäftigten im 
Gesundheitsbereich befürchteten Lohndumping und eine weitere Verschlechterung der 
Arbeitsbedingungen im Pflege- und Betreuungsbereich.17 Mit dem Begriff des 
Pflegenotstands machten die Verbände die Unzufriedenheit der im Pflegebereich 
                                                
17 Das Ludwig Boltzmann Institut für Medizin- und Gesundheitssoziologie erstellte im Oktober 2003 sowie 
im April 2005 wissenschaftliche Gutachten zum Thema Pflegenotstand. Diese Studien wurden durch die 
Fachgruppenvereinigung Gesundheitsberufe des ÖGB gefördert. 
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Beschäftigten deutlich18 und warnten davor, dass der steigenden Nachfrage an 
Pflegepersonal nicht mit schlecht qualifiziertem Personal begegnet werden darf, weil 
dies Qualitätsunzulänglichkeiten in der Versorgung verursachen würde.  
Diese Bedenken unterstreichen die Interessenvertretungen der Arbeitnehmer/innen 
auch mit einem Gutachten zum „Pflegenotstand“, das keinen tatsächlichen Mangel an 
qualifiziertem Pflegepersonal in der mobilen Pflege sieht, sondern das Problem, die 
vorhandenen Stellen adäquat zu besetzen. Der Sektor der mobilen Pflege sei für 
qualifiziertes Pflegepersonal (Diplomiertes Gesundheits- und Krankpflegepersonal) 
eher unattraktiv. Der „Schwarzmarkt“ von Pflegeleistungen würde den Druck auf 
etablierte Einrichtungen weiter verschärfen und nicht zu einer Verbesserung der 
spezifischen Arbeitsbedingungen beitragen (Krajic/Nowak 2005, 6-9). 
Nach dem Aufkommen der Diskussion um einen Pflegenotstand und der illegalen 
Situation von 24-Stunden-Betreuerinnen setzte der Staat Maßnahmen, um diese 
spezifische Art der Arbeitsmigration zu legalisieren. Als erster Schritt wurde im 
November 2006 eine Verordnung zum Ausländerbeschäftigungsgesetz erlassen. Diese 
erlaubte die Beschäftigung von Betreuungskräften aus den neuen EU-Mitgliedstaaten 
(Bulgarien, Estland, Lettland, Litauen, Polen, Rumänien, Slowakei, Slowenien, 
Tschechische Republik und Ungarn). Ohne zusätzliche Bewilligung konnten Personen 
aus diesen Ländern in Österreich beschäftigt werden, wenn die betreuungsbedürftige 
Person Pflegegeld ab der Pflegestufe drei bezieht, die zu betreuende Person oder ihre 
Angehörigen Arbeitgeber/innen sind und die Tätigkeit im Rahmen einer 
vollversicherungspflichtigen Beschäftigung ausgeübt wird (BGBl II 2006/405; 
Aubauer/Neumann 2007, 392; Lutz 2007a, 429). 
Darüber hinaus wurden in einem zweiten Schritt Bundesgesetze erlassen (und 
teilweise verlängert), die bestehende Verwaltungsstrafbestimmungen hinsichtlich der 
illegalen Beschäftigung von Personen zur Pflege und Betreuung in Privathaushalten ab 
2007 für insgesamt eineinhalb Jahre (1. Jänner 2007 bis 30. Juni 2008) außer Kraft 
setzten (BGBl Nr. I 164/2006; BGBl I Nr. 50/2007; BGBl Nr. I 43/2008).19 Die endgültige 
                                                
18 Es gibt nicht genug qualifizierte Bewerber/innen für ausgeschriebene Stellen, da die spezifischen 
Arbeitsbedingungen der mobilen Pflege für höher qualifiziertes Pflegepersonal eher unattraktiv sind. Die 
Fluktuationsrate in der mobilen Pflege ist höher als im stationären Bereich (Krajic/Nowak 2005, 6-7). 
19 164. Bundesgesetz, mit dem Übergangsbestimmungen bis zur Neuregelung der Pflege erlassen werden 
(Pflege-Übergangsgesetz): BGBl. Nr. I 164/2006; 50. Bundesgesetz, mit dem das Pflege-
Übergangsgesetz geändert wird: BGBl. I Nr. 50/2007; 43. Bundesverfassungsgesetz, mit dem 
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Legalisierung der informellen 24-Stunden-Betreuung sollte dann mit der Schaffung des 
Hausbetreuungsgesetzes erfolgen. 
5.1.2.3 Die Reorganisation der Pflege 
Von einer „Neugestaltung der Pflege“ ist im Regierungsprogramm vom Jänner 2007 zu 
lesen (BKA 2007a, 105). Diese Reform des Pflegesystems in Österreich (bzw. 
Anpassung an die Gegebenheiten am Arbeitsmarkt) soll sich an den Interessen der 
Betroffenen orientieren. Dieses Interesse sei gemäß den Regierungsparteien vor allem 
die „Leistbarkeit“ und „Bedarfsorientierung“ der Versorgung. Ein im 
Regierungsprogramm erwähntes, bedarfsgerechtes Betreuungsmodell ist die 24-
Stunden- oder Rund-um-die-Uhr-Betreuung. Für diese „Betreuung daheim“ wird 
insbesondere die Entwicklung eines Beschäftigungstypus „auf der Basis 
selbstständiger Beschäftigung“ angestrebt. Zu dessen Umsetzung schreiben die 
Verfasser/innen des Programms vor, eine Rechtsgrundlage zu schaffen, welche die 
arbeits-, sozial- und berufsrechtlichen Vorschriften ausreichend berücksichtigt (BKA 
2007a, 104-105). Seit Juli 2007 regelt das neue Hausbetreuungsgesetz (HBeG) die 
„Betreuung von Personen in privaten Haushalten“ in Österreich.20 Im März 2008 
wurden die Bestimmungen hinsichtlich der Kompetenzen und Tätigkeiten der 
Betreuerinnen durch das Gesundheitsberufe-Rechtsänderungsgesetz 200721 erweitert. 
5.2 Aufbau und Inhalt des Hausbetreuungsgesetzes 
Grundsätzlich ist es bei Hausbetreuung die Rund-um-die-Uhr-Betreuung daheim 
gemeint. Betreuungsbedürftige Personen sollen die Möglichkeit haben, gegen 
Bezahlung die Hilfe einer angestellten oder selbstständigen Betreuungskraft in 
Anspruch zu nehmen. Die bisherige Beschäftigungssituation von 24-Stunden-
Betreuer/innen hat vor allem arbeitsrechtlichen Vorschriften in Österreich 
widersprochen, denn der vierzehn Tage durchgehenden Betreuung vorwiegend durch 
                                                                                                                                            
Übergangsbestimmungen zur Förderung der Legalisierung der Pflege und Betreuung in Privathaushalten 
erlassen werden (Pflege-Verfassungsgesetz): BGBl. Nr. I 43/2008 
20 33. Bundesgesetz, mit dem Bestimmungen über die Betreuung von Personen in privaten Haushalten erlassen werden 
(Hausbetreuungsgesetz - HBeG) und mit dem die Gewerbeordnung 1994 geändert wird; BGBl I Nr 33/2007. 
21 57. Bundesgesetz, mit dem das Gesundheits- und Krankenpflegegesetz, das Hebammengesetz, das 
Kardiotechnikergesetz, das Medizinischer Masseur- und Heilmasseurgesetz, das MTD-Gesetz, das Bundesgesetz über 
die Regelung des medizinisch-technischen Fachdienstes und der Sanitätshilfsdienste, das Sanitätergesetz, das 
Zahnärztegesetz, das Zahnärztekammergesetz, das Ärztegesetz 1998, das Hausbetreuungsgesetz, die 
Gewerbeordnung 1994 und das Bundespflegegeldgesetz geändert werden (Gesundheitsberufe-
Rechtsänderungsgesetz 2007 – GesBRÄG 2007; BGBl. Nr. I 57/2008) 
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ausländische Arbeitskräfte, fehlte die Rechtsgrundlage. Mit dem neuen Gesetz soll die 
Rund-um-die-Uhr-Betreuung aus der Illegalität gehoben und der Markt für 
Dienstleistungen der gewerblichen Personenbetreuung „auf selbstständiger Basis“ 
erweitert werden (BMWA 2007a, 1-2).22 
Das Regelwerk richtet sich an Personen eines bestimmten Grades an 
Pflegebedürftigkeit und ermöglicht Beschäftigungsverhältnisse, welche auf die 
spezielle Bedürfnissituation der zu Betreuenden Rücksicht nehmen sollen. Dazu 
werden laut Gesetzgeber Voraussetzungen im Arbeitsrecht (Sonderregelungen) sowie 
für die Qualitätssicherung geschaffen und der Tätigkeitsbereich der 
Betreuungspersonen gegenüber anderen Berufsgruppen abgegrenzt. 
5.2.1 Arbeitsrechtliche Abgrenzung 
Das Gesetz unterscheidet zwei Beschäftigungsformen für die Betreuung und Pflege 
daheim. Zum einen macht es Vorgaben zur Gestaltung des 
Beschäftigungsverhältnisses im Rahmen einer selbstständigen Tätigkeit (Änderung der 
Gewerbeordnung 1994): Personen, die gemäß HBeG selbstständig arbeiten, führen 
das Gewerbe der Personenbetreuung aus), zum anderen nennt das Gesetz 
arbeitsrechtliche Sonderbestimmungen für die unselbstständige Arbeit als 
Betreuungskraft. Dies ist durch eine Anstellung direkt bei der zu betreuenden Person 
bzw. deren Angehörigen oder bei einem Trägerverein (gemeinnütziger Anbieter 
sozialer und gesundheitlicher Dienste präventiver, betreuender oder rehabilitativer Art), 
möglich.  
5.2.1.1 Richtlinien bei Anstellung einer Betreuungskraft gemäß HBeG 
Das Hausbetreuungsgesetz ermöglicht die Betreuung von Personen in ihrer häuslichen 
Umgebung, wobei die Betreuungsperson bei einer Beschäftigung gemäß HBeG auch 
in die Hausgemeinschaft aufgenommen werden muss. Vor dieser gesetzlichen 
Neuregelung war für solche Arbeitsbeziehungen ausschließlich das Hausgehilfen- und 
Hausangestelltengesetz (HGHAG; BGBl Nr 235/1962) anzuwenden. Doch die 
Ausgestaltung der Rund-um-die-Uhr-Betreuung verstößt gegen die dortigen Vorgaben, 
vor allem in Bezug auf die Arbeitszeit und hat demnach Sonderregelungen erforderlich 
                                                
22 In einer Pressekonferenz am 22. Jänner 2008, sprach Sozialminister Erwin Buchinger von 5.000 bis 20.000 
Haushalten in Österreich, in denen Pflegekräfte illegal tätig sind. (Vgl. Parlamentskorrespondenz vom 22.01.2008) 
Hochgerechnet bedeutet dies, dass in Österreich bis zu 40.000 Betreuerinnen in einem 24-Stunden-Pflegemodell ohne 
Vertragsgrundlage arbeiten (Vgl. Hilfswerk 2006, 3). 
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gemacht. Die speziell auf die Bedürfnisse der Pflegebedürftigen abgestimmten 
Regelungen des HBeG können nur dann in Anspruch genommen werden, wenn eine 
Pflegebedürftigkeit bestimmten Ausmaßes vorliegt. Die Person, für die eine 
Betreuungsperson nach dem HBeG angestellt wird, muss Anspruch auf Pflegegeld der 
dritten Stufe laut Bundespflegegeldgesetz (BPGG; BGBl Nr 110/1993) haben oder es 
besteht ein ständiger Betreuungsbedarf aufgrund einer Demenzerkrankung (auch 
schon bei geringerer Pflegestufe). Beides gilt auch bei Ansprüchen auf eine 
gleichartige Leistung nach den Pflegegeldgesetzen der Bundesländer. 
Die Sonderregelungen des Arbeitsrechts sehen vor, dass die Betreuungsperson für die 
Dauer des Betreuungszeitraums (Arbeitsperiode) in die Hausgemeinschaft 
aufgenommen wird. Diese Arbeitsperiode darf bis zu vierzehn Tage dauern. Darauf 
muss eine Freizeit folgen, die mindestens so lang ist, wie der vorangegangene 
Zeitraum der Betreuung. Pro Arbeitswoche muss wenigstens 48 Stunden gearbeitet 
werden (§1 [2] Z3-5 HBeG). 
Der Tätigkeitsbereich der Betreuungspersonen umfasst Hilfestellungen insbesondere 
bei Haushalts- und Lebensführung „sowie sonstige auf Grund der 
Betreuungsbedürftigkeit notwendige Anwesenheiten“ 23 (§1 [3] Z1-2 HBeG). 
Seit März 2008 sind die Kompetenzen der Betreuungspersonen um bestimmte, vom 
Gesundheits- und Krankenpflegegesetz geregelte Tätigkeiten sowie des Ärztegesetzes 
erweitert. Diese dürfen nunmehr auch von den Betreuungspersonen als „Laien“ 
durchgeführt werden, wenn es aus medizinischer Sicht vertretbar ist und die 
Leistungen nicht überwiegend von ihnen (den Betreuungspersonen laut HBeG) 
erbracht werden. Seither umfasst das Tätigkeitsfeld Unterstützung bei der Nahrungs-, 
Flüssigkeit- sowie Arzneimittelaufnahme, Unterstützung bei der Körperpflege, 
Unterstützung beim An- und Auskleiden, Unterstützung bei der Benützung von Toilette 
oder Leibstuhl, Hilfestellung beim Wechsel von Inkontinenzprodukten sowie 
Unterstützung beim Aufstehen, Niederlegen, Niedersetzen und Gehen zu leisten (§ 3b 
GuKG). Außerdem können Diplomierten Gesundheits- und Krankenpflegepersonen 
ärztliche Tätigkeiten, für die sie Mitverantwortung haben, wie die Verabreichung von 
Arzneimitteln, das Anlegen von Bandagen und Verbänden, die Verabreichung von 
subkutanen Insulininjektionen und subkutanen Injektionen von 
                                                
23 Eine genauere Auflistung der Tätigkeiten die zur Haushalts- und Lebensführung gezählt werden gibt es 
für Selbstständige, d.h. Gewerbetreibende der Personenbetreuung im §159 der Gewerbeordnung. Siehe 
in diesem Text weiter unten. 
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blutgerinnungshemmenden Arzneimitteln, die Blutabnahme aus der Kapillare zur 
Blutzuckerbestimmung, sowie einfache Wärme- und Lichtanwendungen an 
Betreuungskräfte laut HBeG übertragen werden (§1 [3] Z4-5 HBeG). 
Im zweiten Abschnitt des Artikel 1, über die arbeitsrechtlichen Sonderbestimmungen 
(§§3;4), geht der Gesetzgeber näher auf die Arbeitsverhältnisse zu Privatpersonen und 
zu Trägerorganisationen ein. Dabei gelten für Betreuungspersonen, die 
unselbstständig bei Privatpersonen oder deren Angehörigen beschäftigt sind, 
grundsätzlich die arbeitsrechtlichen Bestimmungen des Hausgehilfen- und 
Hausangestelltengesetz. Ausgenommen sind jedoch die §§ 5 und 6 Abs 1 bis 3 des 
HGHAG.24  
Für Betreuungspersonen nach dem Hausbetreuungsgesetz gilt eine maximale 
Arbeitszeit (inklusive Arbeitsbereitschaftszeiten) von 128 Stunden, im Zeitraum von 
zwei Wochen. Während des Arbeitstages stehen der Betreuungskraft insgesamt drei 
Stunden Pause zu, die auch frei von Arbeitsbereitschaft sind und demnach nicht 
unterbrochen werden dürfen. Davon müssen zwei Pausen ein Mindestausmaß von 30 
Minuten haben. Neben dieser Ruhezeitenregelung stehen den Arbeitnehmer/innen 
weitere zehn Stunden frei verfügbarer Zeit innerhalb eines Zeitraums von 24 Stunden 
zu. Ähnlich ändert das HBeG auch die arbeitszeitlichen Vorgaben für 
Arbeitsverhältnisse zu Trägerorganisationen. Insbesondere die Bestimmungen über die 
Mindestarbeitszeit und die Eingliederung der Betreuungsperson in die Haushaltseinheit 
werden für Hausbetreuer/innen, die in solchen Einrichtungen angestellt sind, 
übernommen.  
5.2.1.2 Vorgaben für das Gewerbe der Personenbetreuung 
(Selbstständige) 
Die Betreuung von Personen in ihrem Haushalt kann neben einer Anstellung auch 
durch selbstständig tätige Betreuer/innen geleistet werden. Rechtliche Vorgaben dazu 
enthält die Gewerbeordnung 1994 (GewO 1994). Eine selbstständige Tätigkeit grenzt 
sich gegenüber einer Unselbstständigen in mehrerlei Hinsicht ab. Im Vorblatt zum 
HBeG werden „das Fehlen der beiden Kriterien der persönlichen oder wirtschaftlichen 
                                                
24 Diese betreffen u. a. Arbeitszeiten für unter 18 Jährige Arbeitnehmer/innen, sowie Arbeitsbedingungen 
an Feiertagen. Betreuungskräfte gemäß HBeG müssen jedoch das 18. Lebensjahr vollendet haben. 
Außerdem kommen andere Arbeitszeitregelungen, abgestimmt auf einen 14-tägigen Arbeitsrhythmus, zur 
Anwendung. Sonntage und Feiertage werden nicht von anderen Arbeitstagen unterschieden. 
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Abhängigkeit des/der Leistungserbringer/in von einer anderen Person“ und die 
Ausfühurng der Tätigkeiten „in persönlicher und wirtschaftlicher Selbstständigkeit unter 
Übernahme des Unternehmerrisikos“ genannt (BMWA 2007a, 3).  
Das Hausbetreuungsgesetz ändert die Gewerbeordnung und beschreibt im §159 
beispielhaft, welche Tätigkeiten von Gewerbetreibenden der Personenbetreuung für 
Betreuungsbedürftige ausgeführt werden dürfen.  
Dies sind zunächst haushaltsnahe Dienstleistungen, insbesondere: 
- Zubereitung von Mahlzeiten 
- Vornahme von Besorgungen  
- Reinigungstätigkeiten 
- Durchführung von Hausarbeiten 
- Durchführung von Botengängen 
- Sorgetragung für ein gesundes Raumklima 
- Betreuung von Pflanzen und Tieren 
- Wäscheversorgung (Waschen, Bügeln, Ausbessern) 
Weiters wird die Unterstützung bei der Lebensführung erwähnt, besonders:  
- Gestaltung des Tagesablaufs 
- Hilfestellung bei alltäglichen Verrichtungen 
Darüber hinaus kommt Betreuer/innen entsprechend des Gewerbes der 
Personenbetreuung eine Gesellschafterfunktion zu. Darunter wird vornehmlich 
folgendes verstanden: 
- Gesellschaft leisten 
- Führen von Konversation 
- Aufrechterhaltung gesellschaftlicher Kontakte 
- Begleitung bei diversen Aktivitäten 
Des Weiteren werden die: Führung des Haushaltsbuches mit Aufzeichnungen über für 
die betreute Person getätigte Ausgaben, praktische Vorbereitung der 
betreuungsbedürftigen Person auf einen Ortswechsel sowie Organisation von 
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Personenbetreuung, aufgelistet. Durch das GesBRÄG 2007 wurde das Tätigkeitsfeld 
der selbstständigen Personenbetreuer/innen erheblich erweitert. Siehe dazu die 
Auflistung der Tätigkeiten der unselbstständigen Betreuungskräfte gemäß HBeG. 
5.2.2 Qualitätssicherung für die Betreuung von Personen 
Der Abschnitt des HBeG (§§5–7) bestimmt die Vorgaben zur Sicherung der Qualität 
der Betreuung von Personen. Demnach müssen Personen, die selbstständig das 
Gewerbe der Personenbetreuung ausführen oder unselbstständig laut HBeG tätig 
werden, Handlungsleitlinien für den Alltag und den Notfall einhalten. Die 
selbstständigen Personenbetreuer/innen vereinbaren diese Leitlinien mit der 
betreuungsbedürftigen Person oder deren gesetzliche/n Vertreter/in. Angestellte 
Betreuer/innen werden diese vom/von der Arbeitgeber/in vorgegeben.  
Darüber hinaus, müssen alle Betreuungspersonen mit anderen „in die Pflege und 
Betreuung involvierten Personen und Einrichtungen zum Wohle der zu betreuenden 
Person“ zusammenarbeiten. Außerdem sind sie zur Verschwiegenheit hinsichtlich 
ihnen in der Betreuung anvertrauter Angelegenheiten verpflichtet. Diese Pflicht gilt 
natürlich nicht für Auskunftsverpflichtungen aufgrund gesetzlicher Bestimmungen. 
Neben dem HBeG befinden sich diese Qualitätsrichtlinien für Gewerbetreibende der 
Personenbetreuung auch im §160 der Gewerbeordnung 1994. Zusätzlich müssen 
selbstständige Betreuer/innen ein Haushaltsbuch führen.  
5.2.3 In-Kraft-Treten und Übergangsregelungen 
Das Hausbetreuungsgesetz trat mit 1. Juli 2007 in Kraft, wird aber erst seit 1. Juli 2008 
vollzogen. Grund dafür war die Verabschiedung, und später die Verlängerung, von 
Gesetzen, mit denen Übergangsbestimmungen bis zur Neuregelung der Pflege 
erlassen wurden25. Diese Regelwerke bewirkten das vorübergehende Aussetzen von 
Verwaltungsstrafbestimmungen bei illegaler Beschäftigung von Personen 
entsprechend des Hausbetreuungsgesetzes. Sie wurden im Allgemeinen auch als 
»Pflegeamnestie« bezeichnet. Das bis 30. Juni gültige Pflege-Verlängerungsgesetz 
                                                
25 164. Bundesgesetz, mit dem Übergangsbestimmungen bis zur Neuregelung der Pflege erlassen werden 
(Pflege-Übergangsgesetz): BGBl. Nr. I 164/2006; 50. Bundesgesetz, mit dem das Pflege-
Übergangsgesetz geändert wird: BGBl. I Nr. 50/2007; 43. Bundesverfassungsgesetz, mit dem 
Übergangsbestimmungen zur Förderung der Legalisierung der Pflege und Betreuung in Privathaushalten 
erlassen werden (Pflege-Verfassungsgesetz): BGBl. Nr. I 43/2008 
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erfuhr eine Ausdehnung bis 31. 12. 200726. Im Februar 2008 führte die Verabschiedung 
eines neuen Gesetzes, zu einer erneuten zeitlichen Erweiterung der Pflegeamnestie 
bis 30. Juni 2008. 
5.2.3.1 Gründe für die vorübergehende Straffreiheit  
Das temporäre Aussetzen bestimmter Rechtsgrundlagen wurde zunächst mit 
Unklarheiten bzgl. der Förderung und Finanzierung erklärt.  
Da die Fragen der Förderung und Finanzierung der 24-Stunden-Betreuung 
daheim im Sinne der Betroffenen bisher gemeinsam mit den Ländern und 
Gemeinden nicht zufriedenstellend geklärt werden konnten und das derzeit in 
Überlegung stehende Förderungsmodell keinen ausreichenden Anreiz für 
Familien bietet, von einer illegalen Beschäftigung in eine legale Form der 
Betreuung zu wechseln, soll die Geltungsdauer des Pflege-Übergangsgesetzes 
um ein halbes Jahr verlängert werden (Initiativantrag 228/A XXIII. GP; 05.06 
2007, 1). 
Außerdem böten diese Übergangsfristen Rechtssicherheit bei der Neuregelung der 
Pflege und Betreuung daheim (24-Stunden-Betreuung). Die Pflegebedürftigen und 
deren Angehörige sowie die angestellt und selbstständig tätigen Betreuungspersonen 
wurden vor sozialversicherungsrechtlichen Beitragsnachforderungen und 
verwaltungsstrafrechtlicher Verfolgung geschützt. Dies sei auch ein Anreiz für die 
betroffenen Personen die Betreuungskräfte gemäß der gesetzlichen 
Sozialversicherung zur Pflichtversicherung anzumelden (Initiativantrag 547/A XXIII. 
GP, 16.01 2008). 
5.2.4 Voraussetzungen für finanzielle Förderung der 24-
Stunden-Betreuung 
Parallel zum neu geschaffenen Hausbetreuungsgesetz wurden Änderungen im 
Bundespflegegeldgesetz durchgeführt, um Personen, die Rund-um-die-Uhr-Betreuung 
benötigen, finanziell zu unterstützen (Bundespflegegeldgesetz §21b, BGBl. 34/2007). 
Diese Zuwendungen stammen aus dem Unterstützungsfonds für Menschen mit 
Behinderung (§ 22 Bundesbehindertengesetz). Pflegebedürftige Personen oder deren 
                                                
26 BGBl I Änderung des Pflege-Übergangsgesetzes 50/2007 
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Angehörige erhalten finanzielle Unterstützung, wenn der Bedarf einer 24-Stunden-
Betreuung besteht, ein Betreuungsverhältnis entsprechend dem 
Hausbetreuungsgesetz vorliegt, mindestens Pflegegeld der 3. Stufe laut Bundes- oder 
entsprechendem Landespflegegeldgesetz bezogen wird und die Betreuungspersonen 
eine Ausbildung nach bestimmten Kriterien nachweisen können 
(Ausbildungserfordernis gilt seit 1. Jänner 2009).  
Förderungen für die 24-Stunden-Betreuung werden seit 1. Jänner 2009 demnach nur 
dann gewährt, wenn die Betreuungspersonen entsprechend qualifiziert sind. Diese 
Kenntnisse und Fähigkeiten können auf drei Wegen nachgewiesen werden. Die erste 
Möglichkeit ist der Nachweis einer Berufsausbildung, die der eines Heimhelfers / einer 
Heimhelferin entspricht.27 Weiters wird eine Qualifizierung anerkannt, wenn die Person 
bereits seit mindestens sechs Monaten gemäß Hausbetreuungsgesetz oder GewO 
1994 gearbeitet und die Kenntnisse sowie Erfordernisse einer sachgerechten 
Betreuung nachweisen kann. Die letzte Möglichkeit ist eine direkte Erlaubnis 
(Anordnung) durch den behandelnden Arzt / die behandelnde Ärztin.28 Außerdem 
hängt die Gewährung von Förderungen von Einkommens- sowie Vermögensgrenzen 
ab. Die genauen Bestimmungen werden vom BMSK sowie von den 
Landesregierungen vorgegeben.  
5.2.5 Exkurs: Europäische Basis für Rund-um-die-Uhr-
Betreuung 
Innerhalb der Europäischen Union regeln Zugangsbestimmungen, inwiefern sich 
Angehörige von Mitgliedstaaten auf den Arbeitsmärkten anderer Mitgliedsstaaten frei 
bewegen dürfen. Im Falle der Hausbetreuung werden, je nachdem, ob eine 
selbstständige oder eine unselbstständige Beschäftigung vorliegt, unterschiedliche 
Regelungen wirksam. Für selbstständig Erwerbstätige gelten generell zwei von den 
vier Grundfreiheiten der EU: Die Niederlassungsfreiheit und die Dienstleistungsfreiheit. 
                                                
27 Dabei ist die Vereinbarung 15a B-VG (BGBl. I Nr. 55/2005) zwischen dem Bund und den Ländern über 
Sozialbetreuungsberufe zu beachten. Heimhelfer/innen müssen 200 Theorieeinheiten sowie 200 Stunden 
in der Praxis absolvieren.  
28 Geregelt wird diese Anordnung über §§ 3b od. 15 Abs. 7 des GuKG, BGBl. I Nr. 108/1997, in der 
Fassung des BGBl. I. Nr. 57/2008 oder § 50b des Ärztegesetzes 1998, BGBl. I Nr. 169, in der Fassung 
des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 57/2008. Folgende Tätigkeiten können übertragen werden: 
Verabreichung von Arzneimitteln, Anlegen von Bandagen und Verbänden, Verabreichung von subkutanen 
Insulininjektionen und subkutanen Injektionen von blutgerinnungshemmenden Arzneimitteln, 
Blutentnahme aus der Kapillare zur Bestimmung des Blutzuckerspiegels mittels Teststreifens sowie 
einfache Wärme- und Lichtanwendungen. 
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Angestellte Dienstnehmer/innen müssen sich an die Übergangsfristen für die „neuen“ 
Mitgliedstaaten und weitere Bestimmungen, wie die Dienstleistungsrichtlinie halten. 
Mögliche Formen der häuslichen Betreuung sind: 1. Selbstständige Betreuer/innen, 2. 
Dienstnehmer/innen die direkt bei dem/der Pflegebedürftigen oder seinen/ihren 
Angehörigen in Österreich angestellt sind, 3. Dienstnehmer/innen die bei einem 
ausländischen Unternehmen beschäftigt sind und zur Erbringung der Leistungen nach 
Österreich entsendet werden und 4. können Betreuer/innen aus den EU-Staaten von 
inländischen Unternehmen bzw. gemeinnützigen Einrichtungen angestellt werden. 
5.2.5.1 Grundlagen bei Selbstständigkeit 
Bei der ersten Form der häuslichen Betreuung durch selbstständige Arbeitskräfte 
könnten sowohl Dienstleistungs- als auch Niederlassungsfreiheit der EU wirksam sein. 
Die Dienstleistungsfreiheit öffnet den Dienstleistungsverkehr innerhalb der EU für 
gewerbliche, kaufmännische und handwerkliche Tätigkeiten für die in den 
Mitgliedstaaten ansässigen Personen. Für das Gewerbe der Personenbetreuung laut 
HBeG kommt die aktive Dienstleistungsfreiheit in Frage, in der ein/e Unternehmer/in 
seine/ihre Dienstleistung in allen EU-Ländern erbringen darf.29 Voraussetzung ist 
allerdings, dass sowohl der/die Leistungserbringer/in als auch der/die 
Leistungsempfänger/in in einem jeweils anderen EU-Mitgliedsland ansässig sind. Die 
Niederlassungsfreiheit der EU bezieht sich auch auf die Gründung und Führung von 
Unternehmen und Gesellschaften nach den Bedingungen des Aufnahmestaates und ist 
nicht für „vorübergehende“ Dienstleistungen gedacht. Eine genauere Betrachtung der 
tatsächlichen Arbeitserbringung schließt demnach die Wirksamkeit der 
Niederlassungsfreiheit für das Gewerbe der Personenbetreuung aus.  
5.2.5.2 Unselbstständige aus „neuen“ EU-Ländern 
Die Varianten der häuslichen Betreuung, in denen ein Angestelltenverhältnis besteht 
(d.h. Anstellung der Betreuerin bei den Pflegebedürftigen oder ihren Angehörigen bzw. 
bei inländischen Unternehmen und gemeinnützigen Einrichtungen oder ausländischen 
Unternehmen welche Arbeitskräfte in andere EU-Mitgliedsländer entsenden) werden 
durch die EU-Arbeitnehmerfreizügigkeit und die EU-Dienstleistungsfreiheit geregelt. 
Gemäß der Arbeitnehmerfreiheit steht jedem/jeder EU-Bürger/in das Recht zu, bei 
                                                
29 Unter passiver Dienstleistungsfreiheit ist das Recht der Konsument/innen zu verstehen uneingeschränkt 
Dienstleistungen sowohl im In- als auch im EU-Ausland nachfragen zu können. 
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jedem in der EU niedergelassenen Unternehmen ein Beschäftigungsverhältnis unter 
denselben Bedingungen wie die Inländer/innen einzugehen. Die Dienstleistungsfreiheit 
ermöglicht grenzüberschreitende Dienstleistungen, d.h. gewerbliche, kaufmännische, 
handwerkliche oder freiberufliche Leistungen.  
Der uneingeschränkte Zugang zum EU-weiten Arbeitsmarkt gilt allerdings nur für 
Dienstnehmer/innen aus den „alten“ EU Ländern. Für die am 1. Mai 2004 und später 
der EU beigetretenen Länder gelten in beiden Bereichen Übergangsbestimmungen, die 
bis zu 7 Jahre den Arbeitsmarktzugang beschränken können. Im Fall der Pflege und 
Betreuung von Personen gibt es für die Angehörigen der „neuen“ EU-Staaten jedoch 
eine Ausnahme, die sie vom Ausländerbeschäftigungsgesetz befreit. Demnach können 
sie als Angestellte von Pflegebedürftigen oder deren Angehörigen bzw. als 
Dienstnehmerinnen bei inländischen Pflege- und Betreuungseinrichtungen arbeiten. 
Die Beschäftigungsbewilligung muss der/die Arbeitgeber/in beantragen. Für den 
Bereich der bei der Dienstleistungsfreiheit gelten Beschränkungen bei der Entsendung 
von Arbeitnehmer/innen in bestimmten Beschäftigungsbereichen, darunter fallen auch 
Soziale Dienste und Hauskrankenpflege und damit die Tätigkeiten gemäß HBeG.  
Diese Übergangsbestimmungen gelten für folgende Länder zumindest bis Ende 2008: 
die Tschechische Republik, die Republik Estland, die Republik Lettland, die Republik 
Litauen, die Republik Ungarn, die Republik Polen, die Republik Slowenien und die 
Slowakische Republik. Ob diese Arbeitsmarktbeschränkung verlängert wird, sollte bis 
Ende 2008 entschieden sein, aufgrund des Regierungswechsels ist dieser 
Entscheidungsprozess jedoch verzögert worden. Für Bulgarien und Rumänien gelten 
die Übergangsfristen mindestens bis 2011 (BMWA 2008b, 4-5; EU-Erweiterungs-
Anpassungsgesetz BGBl. I Nr. 28/2004; Ivansits/Weißensteiner 2008, 400-401). 
6 Problemfelder der 24-Stunden-Betreuung 
Die prekäre Situation von Betreuerinnen vor der gesetzlichen Regelung der 24-
Stunden-Betreuung wurde bereits ausführlich beschrieben. Mit dem 2007 erlassenen 
Hausbetreuungsgesetz bezweckte der Gesetzgeber die „Schaffung einer 
Rechtsgrundlage für die Rund-um-die-Uhr-Betreuung daheim unter Berücksichtigung 
der arbeits-, sozial- und berufsrechtlichen Vorschriften“ (BMWA 2007a, 1). Das hier in 
Folge analysierte Gesetz wurde im März 2007 als Entwurf vom BMWA vorgestellt und 
im April vom Nationalrat beschlossen. In einer Vielzahl von Stellungnahmen und 
Fachbeiträgen wurden Bedenken und Änderungsansuchen gestellt. Trotzdem wurden 
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die Einwände gar nicht oder nur mangelhaft berücksichtigt. Erst im März 2008 wurde 
mit dem Gesundheitsberufe-Rechtsänderungsgesetz 2007 (GesBRÄG2007) auch eine 
Novelle zum HBeG beschlossen.30 Im Folgenden werden wichtige Problemfelder aus 
den geäußerten Einwänden und Vorbehalten unter dem Aspekt der bisher erläuterten 
Strukturen und Bedingungen von Ungerechtigkeit näher beleuchtet. Die wichtigsten 
Problembereiche sind: Einerseits die Rahmenbedingungen zur Auswahl der 
Beschäftigungsform sowie hinsichtlich der finanziellen Förderstrukturen und die Frage, 
ob Betreuung und Pflege Rund-um-die-Uhr in der Hausgemeinschaft der 
pflegebedürftigen Person überhaupt als selbstständige Tätigkeit möglich ist 
(Befürchtungen bzgl. Scheinselbstständigkeit). Auf der anderen Seite die 
Arbeitsbedingungen unter denen die 24-Stunden-Betreuung stattfindet und dadurch z. 
B. gesetzliche Ruhe- und Arbeitszeiten aufgeweicht und Bereitschaftszeiten nicht 
vergütet werden. Hinzu kommt, dass den Betreuerinnen, deren Aufgabenbereich zwar 
zwischen Pflege und Betreuung angesiedelt ist, durch fehlende 
Qualifikationsanerkennung eine den Tätigkeiten adäquate Branchenbewertung aber 
verwehrt bleibt. Außerdem werden die Lenkeffekte von Anreiz- und 
Sanktionsmechanismen kritisch betrachtet und ein Blick auf die Bestimmungen zur 
Qualitätssicherung geworfen.  
6.1 Scheinselbstständigkeit vs. Unselbstständigkeit 
In den zahlreichen Stellungnahmen und Fachbeiträgen wird das 
Hausbetreuungsgesetz zwar als erster Schritt zur Deckung des Bedarfs an Pflege und 
Betreuung begrüßt, die Details zur Umsetzung haben jedoch tief greifende Bedenken 
ausgelöst. Gleich zu Beginn des Gesetzestextes wird im Geltungsbereich zwischen 
zwei möglichen Formen der Erwerbstätigkeit zur Betreuung von Personen in deren 
Privathaushalten, nämlich zwischen unselbstständiger und selbstständiger 
Beschäftigung, differenziert. (§1 [1] HBeG) Laut Gesetzgeber können 
Pflegearbeiter/innen als „Unternehmer/innen“ oder als „Angestellte“ im Haushalt tätig 
sein. Beides zieht sozialrechtliche, -politische und steuerrechtliche Konsequenzen 
nach sich.  
                                                
30 Betreuungspersonen gemäß HBeG dürfen nun auch „Assistenz bei Nahrungs- und 
Flüssigkeitsaufnahme sowie bei Körperpflege vornehmen“. Die Effekte dieser Maßnahme sind jedoch 
unumstritten. 
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Hier soll kurz vorgegriffen werden: Da es für den Gesetzgeber vorweg evident war, wie 
sich Pflegearbeit in einem Haushalt gestaltet, um die nötige Versorgung von 
pflegebedürftigen Personen sicherzustellen, drängt er mit vorliegendem Gesetz 
Pflegerinnen in eine für sie hochgradig nachteilige Art von Erwerbstätigkeit – die 
Selbstständigkeit. Die geltende Rechtsprechung legt eine unselbstständige 
Erwerbsform als adäquat für die notwendige Ausgestaltung pflegerischer Tätigkeit in 
einem Haushalt nahe. Diesen Umstand verschleiert das Gesetz durch die 
„Wahlmöglichkeit“ zwischen Anstellung und Selbstständigkeit. Dass im Gesetz nämlich 
selbst keine Abgrenzungskriterien angegeben werden, wird laut Expert/innen zu 
Rechtsunsicherheit führen (AK 2007, 2; BMSK 2007b, LK 2007,1-2; 6; Lutz 2007a, 
421; ÖGB 2007, 3; KWT 2007, 2; RAK 2007, 1; Tiroler LR 2007, 2). 
Es entsteht der Eindruck, die Beschäftigungsform könne frei gewählt werden und dies 
zwingt „sowohl die betreuten als auch die betreuenden Personen in einen faktischen 
und rechtlichen Graubereich“ (Burgenländische LR 2007, 4; BMF 2007, 3; BMSK 
2007b; 2; Diakonie 2007, 3; Moritz 2007, 148; Städtebund 2007, 5). 
In diesem Zusammenhang ist von Scheinselbstständigkeit die Rede. Auch der ÖGB 
sieht das so: „Tatsächlich wird aber in nahezu allen Fällen eine persönliche und 
wirtschaftliche Abhängigkeit der BetreuerInnen und damit Scheinselbstständigkeit 
vorliegen“ (ÖGB 2007, 3). 
Insbesondere die finanzielle Dimension der Beschäftigungsoptionen die durch 
staatliche Fördermittel gestützt ist lenkt die Auswahl der Vertragsform, demnach ist die 
selbstständige Beschäftigung für die Pflegebedürftigen am „günstigsten“. Dass den 
Benachteiligungen der Pflegerinnen in der laufenden Debatte und in den zahlreichen 
Stellungnahmen wenig Beachtung zukommt, macht die gesellschaftliche 
Marginalisierung dieser Frauen evident.  
Welche Probleme entstehen nun aus der Scheinselbstständigkeit bzw. aus einer 
unselbstständigen Erwerbstätigkeit?  
6.1.1 Sie haben die Wahl: € 1.900 oder € 950? 
Eine finanzielle Unterstützung für die Betreuung gemäß Hausbetreuungsgesetz wird 
vom Sozialministerium bereitgestellt. Das Fördermodell kann für alle drei 
Beschäftigungsmöglichkeiten in Anspruch genommen werden, bei der Anstellung der 
Betreuungsperson durch die Pflegebedürftigen bzw. deren Angehörigen, bei 
Beschäftigung durch einen Trägerverein und bei Inanspruchnahme von Leistungen 
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einer selbstständig tätigen Personenbetreuungsperson. Die Berechnungen rund um die 
Kosten und mögliche Fördergelder verdeutlichen, dass das selbstständige 
Betreuungsmodell für Pflegebedürftige und deren Angehörige am attraktivsten ist. In 
ihrem Artikel in der Fachzeitschrift der österreichischen Sozialversicherung gehen 
Rupp und Schmid auf die Höhe der Entgelte bzw. Honorare für die Hausbetreuung ein. 
Eine angestellte Betreuungskraft würde gemäß Mindestlohntarif für Hausgehilf/innen 
monatlich rund € 3.000 (brutto) kosten. Eine selbstständige tätige Betreuungsperson 
macht dem gegenübergestellt lediglich € 1.500 pro Monat aus. Von diesen Beträgen 
kann in der Regel noch der Förderungsbetrag des Sozialministeriums abgezogen 
werden. Die Fördermittel wurden mit 1. November 2008 erhöht und betragen nun € 550 
monatlich bei zwei selbstständigen Betreuungskräften und € 1.100 monatlich bei zwei 
unselbstständigen Betreuungskräften.  
Die Differenz zwischen Entlohnung und Förderung, d.h. bei unselbstständig 
Beschäftigten in etwa € 1.900 und bei selbstständig Beschäftigten ca. € 950, muss also 
vom/von der Pflegebedürftigen bzw. ihren/seinen Angehörigen getragen werden. Eine 
selbstständige Erwerbstätigkeit ist für die Pflegebedürftigen also die „günstigste“ 
Variante. Die „zweitgünstigste“ Möglichkeit ist ein unselbstständiges Arbeitsverhältnis 
zur Pflegeperson oder deren Angehörigen. Denn, ein Vergleich der zwei 
Anstellungsmöglichkeiten - im Haushalt oder bei einem Trägerverein - zeigt, dass 
soziale Träger auf die im Verein gebräuchlichen Kollektivverträge Rücksicht nehmen 
müssen und diese Anstellungsvariante deshalb viel teurer ist (BAG, 3; BMSK 2008b; 
Diakonie 2007; Ivansits/Weißensteiner 2007, 393; Rupp/Schmid 2007, 88): „Daher ist 
damit zu rechnen, dass diese Möglichkeit, auch wenn sie rechtlich möglich wird, kaum 
praktiziert werden wird“ (Hilfswerk 2007, 5). 
Der Anstieg von Scheinselbstständigkeit gründet aber nicht nur auf rein finanziellen 
Überlegungen. Die selbstständige Personenbetreuung bringt noch weitere Vorteile für 
potentielle Arbeitgeber/innen. Demgemäß müssten der/die zu Pflegende oder 
seine/ihre Angehörigen bei der Anstellung einer Betreuungskraft komplizierte steuer- 
und sozialversicherungsrechtliche Pflichten erfüllen (Deklaration als Arbeitgeber/in bei 
Finanzamt und Gebietskrankenkassa, Melde- und Beitragspflicht bei der 
Sozialversicherung, Steuer und Lohnverrechnung), die bei der Variante der 
Selbstständigkeit in der Verantwortung der Betreuungsperson liegen. Unterm Strich 
wird deshalb vermutet, dass die Arbeitgeber/innen mehrheitlich eine selbstständige 
Tätigkeit bevorzugen (AK 2007, 5; BMF 2007, 3; Burgenländische LR 2007, 1; 
Rupp/Schmid 2007, 597; Seniorenrat 2007, 2). 
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Die Verpflichtungen, die aus der Arbeitgeber/innen-Funktion entstehen sowie 
Kostenüberlegungen werden Pflegebedürftige und ihre Angehörigen zu einer 
selbstständigen Betreuungsform tendieren lassen. Der Gesetzgeber lenkt demnach 
durch die Konditionen und Bedingungen der Förderung, wie in Zukunft 
Beschäftigungsformen gemäß HBeG aussehen werden. Dies wird auch von den 
bisherigen Anmeldungen bestätigt. Im Jänner 2009 waren von 15.900 Betreuerinnen 
98% als selbstständig gemeldet (APA 2009). 
Makroökonomisch gesehen liegt es im Interesse des Gesetzgebers, dass sich die 
Bevölkerung die 24-Stunden-Betreuung leisten kann. Es entgehen ihm zwar 
Steuereinnahmen, falls die Betreuungsperson sich im Herkunftsland versichert. Im 
Vergleich zur Unterbringung in staatlichen Pflegeheimen ist die privat finanzierte 
Hausbetreuung für die öffentliche Hand jedenfalls wesentlich günstiger.  
6.1.2 Scheinselbstständigkeit 
Ob die richtige Form der Erwerbstätigkeit angemeldet wurde, müsste von den 
zuständigen Stellen geprüft werden. Dies erfordert eine nähere Betrachtung der 
„wahren Verhältnisse“ im Einzelfall (BKA 2007b, 8). Den Beurteilungen der 
Expert/innen kann eine grundsätzliche Frage zur Beschäftigungsform entnommen 
werden: Die Unklarheit, ob die laut HBeG vorgesehene Betreuungsarbeit überhaupt 
den Kriterien einer selbstständigen Arbeit entspricht.  
Zur Feststellung der möglichen Erwerbsformen für eine Betreuungstätigkeit im Rahmen 
des HBeG hilft ein Blick auf die bisherige Rechtsprechung. Verwaltungsgerichtshof 
(VwGH) und Oberster Gerichtshof (OGH) ziehen die Grenzen zwischen 
Selbstständigkeit und Unselbstständigkeit entlang dreier Hauptmerkmale der einzelnen 
Arbeitsbeziehung, die sich an Lehre und Rechtsprechung orientieren. Diese 
Charakteristika sind: das Vorliegen von Unternehmerwagnis/Unternehmerrisiko, das 
Bestehen von Weisungsgebundenheit sowie die organisatorische Eingliederung 
des/der Beschäftigten in den Betrieb des/der Dienstgebers/Dienstgeberin. Ein weiteres 
vom Sozialausschuss des Nationalrats bestimmtes Merkmal ist die wirtschaftliche 
Abhängigkeit.  
Für die Beurteilung, um welche Art von Beschäftigung es sich handelt, ist gemäß 
VwGH „das Gesamtbild einer Tätigkeit darauf zu untersuchen, ob die Merkmale der 
Selbstständigkeit oder jene der Unselbstständigkeit überwiegen. Für die Frage nach 
dem Bestehen eines Dienstverhältnisses kommt es nicht auf die von den 
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Vertragspartnern gewählte Bezeichnung wie Dienstvertrag oder Werkvertrag an. 
Vielmehr sind die tatsächlich verwirklichten vertraglichen Vereinbarungen 
entscheidend“ (VwGH in: Tomandl 2007, 198).31 
6.1.2.1 Wirtschaftliche Abhängigkeit 
Das Kriterium der wirtschaftlichen Abhängigkeit lässt sich laut Sozialausschuss des 
Nationalrates vor allem in der Beistellung der erforderlichen Betriebsmittel durch 
den/die Arbeitgeber/in erklären (Tomandl 2007, 199). Im Fall der Pflege und Betreuung 
von Personen in deren Privathaushalten trifft dies mit Sicherheit zu. Die Betreuerinnen 
haben in der Regel weder Sachmittel zur Pflege wie Heilbehelfe oder Medikamente im 
Handgepäck, noch bringen sie die zur Haushalts- und Lebensführung nötigen 
Utensilien, wie bspw. Reinigungsmittel und -maschinen oder Gesellschaftsspiele selbst 
mit. Sie bekommen alles entweder im Haushalt des/der Arbeitgebers/in zur Verfügung 
gestellt, oder aber sie werden angewiesen, diese für den Haushalt einzukaufen. 
Jedenfalls bleiben die Betriebsmittel bzw. Arbeitsmaterialien im Besitz der 
Arbeitgeber/innen und dürfen von den Betreuerinnen nur „benützt“ werden.  
6.1.2.2 Unternehmerwagnis/Unternehmerrisiko 
Eine Person übernimmt ein Unternehmerrisiko, wenn sie ihre Arbeitskraft bzw. ihr 
Kapital einsetzt, ohne Gewissheit darüber zu haben, ob sie einen Erfolg oder einen 
Verlust damit erzielen wird. Charakteristisch für dieses Wagnis ist außerdem, dass für 
die zur Erreichung des Erfolgs nötigen Aufwendungen selbst aufgekommen wird und 
der Erfolg neben „persönlicher Tüchtigkeit, Fleiß und Geschicklichkeit“ auch von 
„Zufälligkeiten des Wirtschaftslebens“ abhängt: „Im Vordergrund dieses Merkmals 
steht, ob dem Leistungserbringer tatsächlich das Wagnis ins Gewicht fallender 
Einnahmenschwankungen trifft. In die Überlegung einzubeziehen sind auch Wagnisse, 
die sich aus Schwankungen aus nicht überwälzbaren Ausgaben ergeben “.32  
                                                
31 Vgl etwa VwGH 5. 10. 1994, 92/15/0230; 29. 9. 2004, 99/13/0183; 18. 3. 2004, 2000/15/078; 28. 4. 
2004, 2000/14/0125 
32 VwGH 27. 6. 2001, 2001/15/0057; 2. 7. 2002, 99/14/0056; 18. 3. 2004, 2000/15/078 in: Tomandl 2007, 
199 
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Ein fixes monatliches Einkommen sowie die „Entlohnung nach geleisteten 
Arbeitsstunden innerhalb eines organisatorisch vorgegebenen Zeitrahmens“, 
widersprechen demnach den Charakteristika des Unternehmerrisikos.33  
Eine Betreuerin kann ihre Arbeitszeit nicht selbst bestimmen. Sie hat sich nach den 
Wünschen ihres/ihrer Arbeitgebers/Arbeitgeberin zu richten. Ob der Vertrag zwischen 
Betreuerin und Arbeitgeber/in nun Unselbstständigkeit oder Selbstständigkeit anführt, 
ist somit unwesentlich. In der Realität müssen die Betreuerinnen in einem fixen 
Zeitrahmen von 14-Tagen zur Verfügung stehen und bekommen nach dieser 
Arbeitsperiode einen vorab fixierten Geldbetrag. Zumeist handelt es sich dabei 
außerdem um einen Pauschalbetrag. Sie kann ihre Entlohnung auch nicht durch 
persönliche „Tüchtigkeit“ wie z.B. „30 Mal Neuanlegen eines Verbandes“ anstelle der 
einmal täglich notwendigen Anzahl steigern. 
6.1.2.3 Werkvertrag oder Freier Dienstvertrag 
Die selbstständige Pflege- und Betreuung von Personen in deren Privathaushalten 
könnte theoretisch in Form eines Werkvertrages oder eines Freien Dienstvertrages 
erfolgen. Laut Tomandl scheiden Beschäftigungen, die mit der Vollendung eines Werks 
enden (Werkverträge), für die Pflege- und Betreuungstätigkeit aus, weil sich die 
erbrachten Dienstleistungen wiederholen. Bei selbstständiger Personenbetreuung 
würde laut Theodor Tomandl lediglich ein freier Dienstvertrag in Frage kommen. Dabei 
ist jedoch ausschlaggebend, ob im Fall der 24-Stunden-Betreuung das Kriterium der 
Weisungsfreiheit gegeben ist und dies wird im Folgenden ebenfalls ausgeschlossen 
(Tomandl 2007, 199). 
6.1.2.4 Weisungsgebundenheit/Weisungsfreiheit 
Bei einer unselbstständigen Beschäftigung muss der/die Dienstnehmer/in die 
Weisungen der/des Dienstgeberin/Dienstgebers befolgen. In der Praxis bedeutet dies, 
dass für die Pflege und Betreuung der pflegebedürftigen Person in ihrem 
Privathaushalt vom Pflegebedürftigen bzw. ihren/seinen Angehörigen u. a. Details zu 
Arbeitszeit, Arbeitsort und Arbeitsfolge bestimmt werden. Für selbstständige 
Betreuerinnen sind solche vom Gesetz in den „Arbeitsrechtlichen 
Sonderbestimmungen“ und den Arbeitgeber/innen vorgegebenen Regelungen nicht 
                                                
33 VwGH 2. 7. 2002, 99/14/0056; 2. 7. 2002, 99/14/0056 und VwGH 2. 7. 2002, 2000/14/0148; 18. 3. 2004, 
2000/15/078 in: Tomandl 2007, 199 
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gültig, sie sind nur für Dienstnehmer/innen vorgesehen. In einem Großteil der 
Stellungnahmen wird jedoch nicht von der Praktizierbarkeit der Hausbetreuung ohne 
Weisungen ausgegangen. Die Arbeitszeit beträgt in der Regel zwei Wochen und ist fix 
vorgegeben, der Arbeitsort ist der Haushalt der Pflegeperson oder jener der 
Angehörigen und die Arbeitsfolge ist bis auf mögliche gesundheitliche Notfälle in 
großem Maße täglich wiederholte Routine. Deshalb wird die selbstständige Ausübung 
der Betreuungstätigkeiten weitgehend bezweifelt (BAG 2007, 2; Caritas 2007, 6; KWT 
2007, 2; ÖRK 2007, 1; RAK 2007, 1; Tiroler LR, 2; Wiener LR 2007, 7). 
Einen weiteren Hinweis auf das Vorliegen von Weisungsgebundenheit zeigt das 
Bundeskanzleramt auf: die im §160 GeWO zwingend vorgesehene Vereinbarung von 
„Handlungsleitlinien für den Alltag und den Notfall“. Das BKA wertet diese 
Festlegungen als Indiz für eine „vertragsrechtliche Vorherbestimmung der 
Betreuungstätigkeit“ und dies widerspricht der Annahme einer selbstständigen Tätigkeit 
(BKA 2007b, 8).34  
6.1.2.5 Organisatorische Eingliederung bei der Dienstgeberin/ beim 
Dienstgeber 
Die persönliche Freiheit der Betreuerin wird auch dadurch eingeschränkt, dass sie sich 
während der Arbeitszeit und auch der Ruhezeiten in der Haushaltseinheit der/des 
Pflegebedürftigen bzw. der Angehörigen aufhalten muss. Arbeit und Freizeit sind 
demnach bei der 24-Stunden-Betreuung beim Arbeitgeber/ bei der Arbeitgeberin 
organisiert. Dies spricht ebenfalls gegen die Selbstständigkeit der Betreuung und 
Pflege von Personen.  
6.1.2.6 Fazit 
Entsprechend der hier geprüften Merkmale für die Beschäftigungsform fällt das Fazit 
aus sozialrechtlicher Sicht gemäß Hauptverband der österreichischen 
Sozialversicherungsträger negativ gegenüber der Betreuung als selbstständiger 
Tätigkeit aus: „Im konkreten Fall liegt ein Dauerschuldverhältnis und die Zur-
Verfügung-Stellung der Arbeitskraft – jedenfalls ‚kein’ Werk – sondern eine Bindung an 
Arbeitsort, Arbeitszeit und arbeitsbezogene Weisungen – somit nach den 
                                                
34 Das BKA verweist auf die Erkenntnis des VwGH vom 16. 05. 2001, ZI. 96/08/0200 Pkt. 6.1 und zum 
Merkmal der Abhängigkeit auf iSd §4 Abs. 2 ASVG sowie auf VfSlg. 14.802/1997 zum „freien 
Dienstvertrag“ (BKA 2007b, 8) 
  55 
Bestimmungen des ASVG ‚in jedem Fall’ ein Dienstverhältnis in persönlicher und 
wirtschaftlicher Abhängigkeit (entweder zur betreuten Person oder zum 
gewerblichen/gemeinnützigen Anbieter) vor. Das Vorliegen einer 
Gewerbeberechtigung als „Personenbetreuer“ ändert daran nichts“ (HVB 2007, 2). 
Die vom Gesetzgeber vorgelegten Erläuterungen zur unselbstständigen oder 
selbstständigen Beschäftigungsform sind jedoch weniger eindeutig. Einerseits verweist 
er hinsichtlich der Abgrenzung von selbstständiger oder unselbstständiger 
Erwerbstätigkeit auf die „bisher von Lehre und Judikatur entwickelten Grundsätze(n)“ 
hin. Demnach wäre, wie zuvor gezeigt, eine selbstständige Tätigkeit als 
Personenbetreuer/in im Bereich jener Rund-um-die-Uhr-Betreuung, um die es hier 
geht, nicht möglich. Andererseits bermerkt er explizit, dass „für die Betreuung daheim 
(…) ein eigener Beschäftigungstypus möglichst auf der Basis selbstständiger 
Beschäftigung zu entwickeln“ ist (BMWA 2007a, 2-3). 
Diese Erklärung des Gesetzgebers kann als Aufforderung verstanden werden, 
mögliche Spielräume bei der Interpretation der gesetzlich herrschenden 
Abgrenzungskriterien, also „Lücken“, zu finden, die eine Selbstständigkeit auch bei 
offensichtlicher Unselbstständigkeit möglich machen. Das HBeG weicht die Grenzen 
zwischen selbstständiger und unselbstständiger Erwerbstätigkeit durch das 
Infragestellen anerkannter Grenzen auf. Als Auswirkungen dieser als uneindeutig 
konstruierten Regelung rechnen etablierte Trägerorganisationen und 
Rechtsexpert/innen mit einer Verunsicherung der Beteiligten und womöglich einer 
Verlängerung des Legalitätsnotstands (Vorwand für illegale Praktiken), der sich von der 
Ausgangslage vor der Schaffung einer Rechtsgrundlage nicht wesentlich 
unterscheidet. Die Beschäftigungsverhältnisse bleiben illegal, lediglich das 
Unrechtsbewusstsein der Beteiligten wird im Unterschied zur vorherigen Situation 
geringer sein. Sollte die 24-Stunden-Betreuung als selbstständige Tätigkeit akzeptiert 
werden, könnte das außerdem zu einer allgemeinen Aufweichung des Schutzes für 
unselbstständig Beschäftigte auch in anderen Branchen führen. Die Folgen dieser 
Rechtskonstruktion haben vor allem die Pflegebedürftigen bzw. deren Angehörige, die 
Betreuungskräfte sowie andere im Pflege- und Betreuungsbereich tätigen 
Berufsgruppen zu tragen (Hilfswerk 2007, 5; Mazal 2007, 583; ÖGB 2007, 3). 
6.1.2.7 Auswirkungen 
Die Vertreter/innen der Pflegebedürftigen kritisieren insbesondere die komplexen 
Vorgaben bei der Anstellung einer Betreuungsperson, welche die Zielgruppe 
  56 
(Pflegebedürftige) sowie ihre Angehörigen überfordern würden. Es werden auch 
Forderungen von Sozialversicherung und Finanzamt befürchtet, falls eine 
selbstständige Erwerbstätigkeit nachträglich doch als Dienstverhältnis identifiziert 
würde. Doch wie bereits den Stellungnahmen von Finanzministerium und dem 
Hauptverband der österreichischen Sozialversicherungsträger zu entnehmen war, ist 
eine Überprüfung der Beschäftigungsform in den Haushalten eher unwahrscheinlich 
(HVB 2007, 3; BMF 2007, 2-3).  
Viel gravierender wirkt sich die Schaffung eines rechtlichen Graubereiches für die 
Betreuungspersonen aus: Durch das HBeG werden die bisherigen prekären und 
ausbeuterischen Arbeitsbedingungen gesetzlich legitimiert. Besonders Vertreter/innen 
der Arbeiterkammer sowie der Berufsgruppen die im Bereich der Altenbetreuung tätig 
sind, bemängeln die Umgehung arbeitsrechtlicher Schutzmaßnahmen durch die 
Konstruktion eines Gewerbes der Personenbetreuung. Die zumeist ausländischen 
Erwerbstätigen werden „ohne notwendiges Grundwissen in ein ohnedies physisch wie 
psychisch belastendes Betätigungsfeld“ gedrängt, in welchem sie schutzlos der 
Gefährdung ihrer Gesundheit ausgeliefert sind (AK 2007, 8; DV 
AltenfachbetreuerInnen 2007, 3). 
Der Dachverband der Altenfachbetreuer/innen befürchtet weitreichende Konsequenzen 
für den frauendominierten Bereich der Altenbetreuung und -pflege. 
Scheinselbstständigkeit bringt die Betreuerinnen in eine ungünstige arbeits- und 
sozialrechtliche Lage und führt außerdem zu Preisdumping: „Bei der Möglichkeit einer 
unselbstständigen Beschäftigung werden durch diese Gesetzesvorlage Tür und Tor 
geöffnet, damit die derzeit bestehenden Arbeitsverhältnisse, die auf der Grundlage von 
bestehenden Kollektivverträgen geregelt sind, umgangen und in schlechter gestellte 
Arbeitsverhältnisse mit geringer beruflicher Wertschätzung und finanzieller 
Abhängigkeit zum Arbeitgeber umgewandelt werden können. Dies betrifft vor allem 
weibliche Arbeitskräfte, die für diesen Arbeitsbereich politisch wie gesellschaftlich 
bewusst angesprochen werden sollen“ (DV AltenfachbetreuerInnen 2007, 1). 
6.1.3 Unselbstständige Pflegerinnen  
Eine Anstellung der Betreuerin durch die pflegebedürftige Person oder ihre 
Angehörigen erfolgt nach den Vorgaben des Hausgehilfen- und 
Hausangestelltengesetzes (HGHAG). Für bei gemeinnützigen, sozialen Trägervereinen 
angestellte Betreuerinnen gelten die dort herrschenden Kollektivverträge. In beiden 
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Arbeitsverhältnissen macht das Hausbetreuungsgesetz Ausnahmen von diesen 
Rechtsgrundlagen in Form von „Arbeitsrechtlichen Sonderbestimmungen“. Diese 
beschränken die persönliche Freiheit der Arbeitnehmerinnen und senken 
arbeitsrechtliche Mindeststandards z.B. über die Ausweitung der Arbeitszeiten ohne im 
Gegenzug diese Ausnahmen entsprechend bspw. über gesetzlich vorgeschriebene 
Vergütungsregeln, wie die Bezahlung von Bereitschaftszeiten, zu begleichen. Im 
Folgenden wird auf diese höchst kritikwürdigen Arbeitsverhältnisse näher 
eingegangen. Ein Hauptproblem ist darüber hinaus, dass diese Bestimmungen zwar 
nur für angestellte Betreuerinnen gültig sind, von dem/der Pflegebedürftigen und 
dessen/deren Angehörigen für selbstständig Beschäftigte in der Praxis aber auch 
übernommen werden. Die Rolle des Gesetzgebers ist in diesem Zusammenhang eine 
duldende. Sowohl bei der Einhaltung der gesetzlichen Arbeitsbedingungen als auch bei 
der Überprüfung der Beschäftigungsformen sind die existierenden 
Sanktionsmechanismen mangelhaft, wie noch in dieser Arbeit erläutert wird. 
6.2 Vierzehn Tage Dauerarbeit. Wer betreut die Kinder 
der Betreuerinnen?  
Nach HBeG gelten arbeitsrechtliche Sonderbestimmungen für den Fall der Anstellung 
einer Betreuerin. Die Gestaltung der Arbeitsbedingungen wird von Expert/innen in 
folgenden Punkten bemängelt: Die vierzehntägige Arbeitsperiode, in der die 
Betreuerinnen in der Hausgemeinschaft der pflegebedürftigen Person aufgenommen 
werden, kann diese in ihrer persönlichen Freiheit beschränken, weil Ruhe- und 
Freizeiten vom Gesetz nicht eindeutig von Bereitschaftszeiten abgegrenzt werden. 
Darüber hinaus besteht die Gefahr, dass diese nicht adäquat entlohnt werden. Die 
Interessen der Betreuerinnen werden insgesamt vernachlässigt und im Bedarfsfall 
fehlen ihnen Unterstützungsstrukturen, die sie über ihre Rechte aufklären und Hilfe 
leisten könnten. 
6.2.1.1 Die 14-tägige Arbeitsperiode  
Die Arbeitsbedingungen sind so konzipiert, dass eine Rund-um-die-Uhr Betreuung 
durch jeweils mindestens zwei Betreuerinnen aufrechterhalten werden kann, wenn 
diese sich in einem Turnus von zwei Wochen durchgehender Arbeitsperiode 
abwechseln. Nach der Arbeitsperiode muss eine „ununterbrochene Freizeit“ desselben 
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Arbeitsperiode deutet darauf hin, dass die 24-Stunden-Betreuung auf Arbeitskräfte 
zugeschnitten ist, die lange Anfahrtswege zum Arbeitsort auf sich nehmen müssen, 
also in der Regel aus dem Ausland kommen. Die Kritikpunkte zu dieser Regelung 
können in zwei Richtungen unterschieden werden. Im Allgemeinen wird in den 
Stellungnahmen für eine höhere Flexibilität plädiert, einerseits im Hinblick auf 
„ausländische“ und andererseits mit Rücksichtnahme auf „inländische“ 
Betreuungskräfte. Für Ausländerinnen werden mitunter hohen Reisekosten und lange 
Anreisen als Begründung für eine Aufhebung der starren Begrenzung auf vierzehn 
Tage angegeben. In jenen Fällen, in denen jene Argumente zur Vereinbarung einer 
längeren Betreuungsperiode geführt haben, würde weiterhin illegale Beschäftigung 
bestehen (BMGFJ 2007, 3; KOVB 2007, 2; ÖRK 2007, 2; Vorarlberger LR 2007, 1). 
Auf der Seite der inländischen Betreuungskräfte wird eine 14-tätige Arbeitsperiode als 
zu lang betrachtet. Es wird beklagt, dass diese arbeitszeitliche Vorgabe für potentielle 
Arbeitskräfte aus dem Inland nicht attraktiv ist und deshalb mehr Spielraum in der 
zeitlichen Ausgestaltung gefordert (AK, 2007, 7; Caritas 2007, 3; HVB 2007, 3; ÖGB 
2007, 2): „Wird nur dieses eine Arbeitszeitmodell für die geförderte Rund-um-die-Uhr-
Betreuung vorgesehen, so bedeutet das, dass dieser Arbeitsmarkt für in Österreich 
ansässige Arbeitskräfte de facto grundsätzlich uninteressant ist und bleibt. Um diesen 
Effekt zu verhindern, sollten unserer Meinung nach im neuen Gesetz auch andere 
Arbeitszeitformen zugelassen werden“ (AK 2007, 7). 
6.2.1.2 Parallel leben 
In den Darstellungen der Problematik von 14-tägigen Arbeitsperioden wurde 
hervorgehoben, dass dieses Arbeitszeitmodell für Inländerinnen unattraktiv sei. Details 
zu den Faktoren dieser „Unattraktivität“ wurden jedoch nicht erwähnt. Die Umstände, 
die eine transnationale Identität mit sich bringt, beleuchten Studien aus der 
Migrationsforschung. Ausländerinnen, die als Hausarbeiterinnen in Westeuropa 
arbeiten, übernehmen zumeist aus finanziellen Gründen Pflege- und 
Haushaltsaufgaben in Ländern mit höherem Durchschnittseinkommen. Die Migration 
wird in der Regel nur als vorübergehende Ausnahmesituation geplant, im Falle der 24-
Stunden-Betreuerinnen handelt es sich um eine Pendelmigration, die Beziehungen im 
Herkunftsland werden aufrechterhalten. Trotz der periodischen Abwesenheit und dem 
neuen Status als „Brotverdienerinnen“ in ihren Familien ändert sich an den 
geschlechterspezifischen Rollenvorstellungen daheim nur wenig. Sie sind weiterhin für 
die Kinderbetreuung zuständig und in ihrer Abwesenheit werden die 
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Erziehungsaufgaben nicht von den daheimgebliebenen Elternteilen, in der Regel den 
Vätern, übernommen. Vielmehr müssen sie sich um eine Stellvertreterin, meist eine 
weibliche Verwandte, kümmern. Die übernimmt dann entgeltlich oder unentgeltlich die 
im Herkunftsland weiterhin anfallenden Betreuungsaufgaben. Dieses transnationale 
Leben bedeutet eine hohe psychische Belastung, die vor allem dadurch entsteht, dass 
die Familie im Herkunftsland zurückgelassen wird. Die Entbehrungen, die eine 
vierzehntägige, ununterbrochene Arbeitsperiode bedeutet, stehen für Inländerinnen in 
keinem Verhältnis zur Entlohnung und Kaufkraft, die sie dadurch erzielen können (Lutz 
2007c, 3; 11; Lutz 2007b, 125-127). 
6.2.1.3 Freizeit vereinbaren 
Die Bestimmungen des HBeG sehen außerdem vor, dass die Betreuerin während der 
Arbeitsperiode in die Hausgemeinschaft des/der Pflegebedürftigen aufgenommen 
werden muss. Auch zu diesem Themenfeld wurden Kritikpunkte in zwei Richtungen 
geübt. Ein Teil der Äußerungen bezieht sich auf die Sichtweise der pflegebedürftigen 
Personen. Sollten diese über keinen ausreichenden Platz verfügen, um die Betreuerin 
im eigenen Haushalt unterzubringen, könnten diese die 24-Stunden Betreuung im 
Rahmen des HBeG nicht in Anspruch nehmen (Caritas 2007, 2; Lebenshilfe 2007, 2; 
Städtebund 2007, 6). Hierfür müsste das Gesetz alternative 
Unterbringungsmöglichkeiten (z.B. in unmittelbarer Nachbarschaft) gestatten. Diese 
Argumente verweisen darauf, dass vom Gesetzgeber ein bestimmter Grundwohlstand 
hinsichtlich der Wohnverhältnisse vorausgesetzt wird. Der andere Teil der Auslegung 
orientiert sich an den Bedürfnissen der Betreuerinnen. Das „Live-In“-Modell wird als 
bedenklich erachtet, da es die Freiheiten der Betreuenden vor allem in Kombination mit 
den Vorgaben zu den Ruhezeiten gravierend einschränkt (RAK 2007, 2; Seniorenrat 
2007, 1). Denn während der Bereitschaftszeiten muss sich die Betreuungskraft wie 
vereinbart „in ihrem Wohnraum oder in näherer häuslicher Umgebung“ aufhalten (§3 
[2] HBeG). Die oberösterreichische Berufsvereinigung der Altenfachbetreuer/innen 
deutet sogar ein „neues Sklaventum für Frauen“ an, da 86% der Pflege und Betreuung 
von Frauen geleistet werden (BV AltenfachbetreuerInnen 2007, 1). 
Die Vorschriften des HBeG zu den Arbeitszeiten, insbesondere jene Bestimmungen zu 
den Zeiten der Arbeitsbereitschaft, weichen bestehende Arbeitnehmer/innen-
Schutzbestimmungen auf und sind von erheblichem Nachteil für die 
Dienstnehmerinnen „zumal diese Stunden der Arbeitsbereitschaft zu keinem 
Entgeltanspruch führen werden, wenn sie nicht als Arbeitszeit gelten, obwohl die 
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Betreuungskraft zumindest Anwesenheitspflicht hat“ (RH 2007, 3). Die Expert/innen 
finden diese Regelung untragbar und fordern eine „ehrliche“ Anerkennung der 
Bereitschaftszeiten als Arbeitszeit, weil sowohl die gängige Rechtsprechung des OGH 
den „Aufenthalt an einem vom Arbeitgeber bestimmten Ort mit der Bereitschaft zur 
jederzeitigen Aufnahme der Arbeitsleistung im Bedarfsfall“35 (HVB 2007, 5), als auch 
die EU diese Zeiten unmissverständlich als Arbeitszeit definiert (AK 2007, 6-7; BAG 
2007, BMEIA 2007, 1; HVB 2007, 5; Mazal 2007, 581; RAK 2007, 2; ÖGB 2007, 2). 
Die Erfahrungen von in der mobilen Pflege tätigen Vereinen sowie von 
Berufsvertretungen haben gezeigt, dass zusätzliche, unvorhergesehene 
Arbeitseinsätze während einer Arbeitsbereitschaft häufig sind. Die tatsächliche 
Arbeitszeit wird also „zwangsläufig mit den Grenzen der höchstzulässigen Arbeitszeit in 
Konflikt“ stehen und bringt „die latente Gefahr rechtswidrigen Verhaltens“ mit sich 
(Mazal 2007, 581). Grundsätzlich hebt sich in dieser Thematik also als Kernfrage ab, 
wie die Einhaltung der täglichen bzw. wöchentlichen Arbeitszeit überprüft und 
gegebenenfalls sanktioniert werden soll (AK 2007, 2; DV Altenfachbetreuer/innen 
2007, 2; Kärtner LR 2007, 2; ÖRK 2007, 3). 
6.2.1.4 Sonstige Ausnahmen aus dem Arbeitsrecht 
Auch die weiteren arbeitsrechtlichen Sonderbestimmungen deuten auf eine einseitige 
Risikoverteilung zu Lasten der Betreuerinnen hin. Unzulänglichkeiten werden auch bei 
den Vorgaben für die Beendigung des Arbeitsverhältnisses festgestellt. Es geht  klar 
auf Kosten der Betreuungspersonen, dass mit dem Tod der pflegebedürftigen Person 
von heute auf morgen das Dienstverhältnis aufhört. Die Länge des Arbeitsverhältnisses 
ist bei der Betreuung von pflegebedürftigen Personen unvorhersagbar und sehr 
unterschiedlich (Tage, Wochen oder Jahre). Keine Kündigungsfristen einhalten zu 
müssen ist wieder nur ein Vorteil für die Arbeitgeber/innen. Die Caritas schlägt deshalb 
vor: „Um unbillige Härten für die zum Zeitpunkt des Todes der betreuten Person 
anwesende Betreuerin zu vermeiden, sollte hier eine ausreichend lange Frist (…) 
vorgesehen werden“ (BAG 2007, 3; Caritas 2007, 4; Hilfswerk 2007, 4; RAK 2007, 2). 
Darüber hinaus wird im Gesetz nicht erwähnt, wie vorgegangen werden soll, wenn das 
Arbeitsverhältnis aus anderen Gründen, z.B. Verlegung des/der Pflegebedürftigen in 
ein Krankenhaus, beendet wird (Wiener LR 2007, 5). 
                                                
35 RL 2003/88 v 4. 11. 2003, ABl L 299/9 
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Des Weiteren wird bemängelt, dass die Betreuerinnen als „Haushaltshilfen“ auch für 
alle anderen Angehörigen „missbraucht“ werden könnten: „Das heißt, die 
Betreuungsperson kocht, wäscht, bügelt, kauft ein und versorgt den Garten bzw. Tiere 
auch für andere Familienangehörige.“ Der Österreichische Städtebund weist darauf 
hin, dass Maßnahmen getroffen werden müssen, damit „es nicht zu einer 
Subventionierung von Haushaltstätigkeiten für die Angehörigen kommt“ (Städtebund 
2007, 7). 
6.2.1.5 Botschaften ohne Adresse 
Was kann eine Betreuerin also tun, wenn sie ein Problem hat? Zwar basieren die nun 
„scheinlegalisierten“ Beschäftigungsformen nicht mehr rein auf „Vertrauen“, dennoch 
sind Unterstützungsmöglichkeiten, die auf die Bedürfnisse von 24-Stunden-
Betreuerinnen Rücksicht nehmen, nicht vorgesehen (AK 2007, 9). 
6.3 EU-weite Arbeitszeit uminterpretiert 
Die Richtlinie 2003/88/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 4. 
November 2003 enthält bestimmte Aspekte der Arbeitszeitgestaltung, welche die EU-
Mitgliedsstaaten innerhalb von fünf Jahren umsetzen müssen. Im Vorblatt zum 
Gesetzesentwurf zum HBeG wird darauf verwiesen, dass „Hausangestellte … von der 
Arbeitszeitrichtlinie der EU ausgenommen“ sind (BMWA 2007a, 1). Abweichungen und 
Ausnahmen von dieser EU-Richtlinie sind zwar unter bestimmten Voraussetzungen 
zulässig, der Anwendungsbereich und die Begriffsbestimmungen (Artikel 1-2) sind aber 
jedenfalls gültig, da sie nicht in den Ausnahme- und Abweichungsbereich fallen:  
Unter Beachtung der allgemeinen Grundsätze des Schutzes der Sicherheit und 
der Gesundheit der Arbeitnehmer können die Mitgliedstaaten von den Artikeln 3 
bis 6, 8 und 16 abweichen, wenn die Arbeitszeit wegen der besonderen 
Merkmale der ausgeübten Tätigkeit nicht gemessen und/oder nicht im Voraus 
festgelegt wird oder von den Arbeitnehmern selbst festgelegt werden kann (Art 
17 [1] 2003/88/EG). 
6.3.1.1 Wie viel EU ist genehm? 
Der hier zitierte Artikel 17 nimmt die Möglichkeiten der Abweichung von diesen EU-
Grundsätzen für jene EU-Begriffsdefinitionen die in Artikel 1 geregelt sind, wie 
Arbeitszeit, Ruhezeit, Nachtzeit sowie Schichtarbeit, aus. Infolgedessen ist Arbeitszeit: 
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„jede Zeitspanne, während der ein Arbeitnehmer gemäß den einzelstaatlichen 
Rechtsvorschriften und/oder Gepflogenheiten arbeitet, dem Arbeitgeber zur Verfügung 
steht und seine Tätigkeit ausübt oder Aufgaben wahrnimmt“ (Art 2 [1] 2003/88/EG). 
Im Hausbetreuungsgesetz hingegen werden Zeiten, die als Arbeitsbereitschaft gemäß 
dieser EU-Richtlinie gelten würden, nicht als Arbeitszeit bewertet: „In zwei aufeinander 
folgenden Wochen darf die Arbeitszeit einschließlich der Zeiten von Arbeitsbereitschaft 
128 Stunden nicht überschreiten. Allfällige, über diese Höchstgrenze hinausgehende 
Zeiten der Arbeitsbereitschaft, die die Betreuungskraft vereinbarungsgemäß in ihrem 
Wohnraum oder in näherer häuslicher Umgebung verbringt, und während der sie im 
Übrigen frei über ihre Zeit verfügen kann, gelten nicht als Arbeitszeit im Sinne dieses 
Bundesgesetzes“ (§3 [2] HBeG). 
Für Betreuerinnen nach HBeG sollen Zeiten, in denen sie gemäß EU-Richtlinie „dem 
Arbeitgeber zur Verfügung stehen“, aber nicht zur Arbeitszeit zählen (HVB 2007, 5). 
Rechtlich gesehen ist diese Sonderregelung der Arbeitszeit jedoch nicht möglich. Die 
Gründe für eine solche Sonderbestimmung haben wahrscheinlich mit der im HBeG 
gesetzten Höchstarbeitszeit zu tun. Bei genauerer Betrachtung der vorgesehen 
Arbeits- und Ruhezeiten wird deutlich, dass die Grenzen der maximalen Arbeitszeit, 
würden die Bereitschaftszeiten gemäß der EU-Definition als Arbeitszeit eingerechnet, 
in der Praxis wohl deutlich überschritten wären. Die EU-Arbeitszeitrichtlinie kann 
folglich vom HBeG nicht zur Gänze umgangen werden, und es herrscht hier ein 
Widerspruch bei der Bestimmung der tatsächlichen Arbeitszeit. Die Abgrenzung 
zwischen Arbeits- und Ruhezeit ist irreführend. Aus Sicht der Betreuungsperson geht 
nicht eindeutig hervor, wann sie Ruhezeiten hat, in denen tatsächlich keine 
Beanspruchung durch den/die Arbeitgeber/in erfolgen darf. Die Bedeutung der 
Arbeitsbereitschaft gemäß HBeG lässt weiters offen, was unter „näherer häuslicher 
Umgebung“ zu verstehen ist.  
Die derzeitige Gesetzeslage lässt befürchten, dass die Betreuungskraft während ihrer 
zweiwöchigen Arbeitsperiode den Wohnraum unter Umständen gar nicht verlassen 
kann. Dies wäre derzeit möglich, da nicht klar ist, wie sich Arbeitszeiten von 
Ruhezeiten unterscheiden. Falls also mit dem/der Arbeitgeber/in „vereinbart“ wird, dass 
die Betreuerin sich auch während ihrer Ruhezeiten in ihrem Wohnraum aufhält, könnte 
es zu einer solchen Beschneidung der persönlichen Freiheiten kommen. Es ist fraglich, 
ob eine derartige Situation dann in den Ausnahme- und Abweichungsspielraum der 
EU-Arbeitszeitrichtlinie fällt, insbesondere, wenn die mehrheitlich ausländischen 
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Arbeitskräfte nicht über die herrschende Rechtslage informiert sind und aufgrund 
möglicherweise bestehender Sprachbarrieren es nicht vermögen, sich dieses Wissen 
einfach anzueignen. Des Weiteren könnte im Anlassfall eine solche Beschäftigung 
auch gegen geltende Menschenrechte (Europäische Menschenrechtskonvention bzw. 
UN Menschenrechtscharta) verstoßen. Ohne entsprechende Mechanismen zur 
Überprüfung der Arbeits- und Wohnbedingungen und Anlaufstellen für die betreuenden 
Personen bleiben Übertretungen jedenfalls unerkannt.  
6.3.1.2 Grenzgänge 
Die Kombination verschiedener Benachteiligungen von Arbeitnehmer/innen wie 
Ausbeutung und Beschränkung persönlicher Freiheit kann in der schwerwiegendsten 
Form moderne Sklaverei oder Zwangsarbeit bedeuten. Um zu verdeutlichen, wie 
international die Grenzen zwischen den Unterdrückungsformen von 
Arbeitnehmer/innen verlaufen, wird im Folgenden ein Fall, der gemäß Europäischer 
Menschenrechtskonvention (EMRK)  als Zwangsarbeit zu werten ist vorgestellt.  
Im Fall Siliadin gegen Frankreich36 wurde ein Mädchen aus Togo im Jahr 1994 im Alter 
von fünfzehneinhalb Jahren nach Frankreich gebracht. Gegen die Vereinbarung mit 
dem Vater, das Mädchen zu Ausbildungszwecken nach Frankreich zu bringen, wurde 
sie in einem Haushalt unbezahlte „Hausdienerin“. Sie musste ihren Arbeitgeber/innen 
täglich ohne Ruhetag von 7.30 bis 22.30 Uhr zur Verfügung stehen und durfte lediglich 
in Ausnahmefällen zum Besuch der Sonntagsmesse außer Haus. Nachdem sich das 
Mädchen im Juli 1998 einer Nachbarin anvertraute, erfolgte eine Anklage durch die 
Staatsanwaltschaft „wegen Ausbeutung einer abhängigen und verwundbaren Person 
[Art. 225-13 des Code pénal] unter die Menschenwürde verletzenden Arbeits- und 
Wohnbedingungen [Art. 225-14 des Code pénal]“ (Schöpfer 2005, 1).  
Das angeklagte Ehepaar wurde zunächst 1999 vom Pariser Tribunal de grande 
instance hinsichtlich des erstgenannten Deliktes für schuldig erklärt. 
Menschenunwürdige Arbeits- und Wohnbedingungen stellte das Gericht jedoch nicht 
fest. In zweiter Instanz wurde ein Freispruch in beiden Anklagepunkten erreicht.  
2001 hob der Cour de cassation die Entscheidung des Gerichts zweiter Instanz wieder 
auf. Vom zugewiesenen Gericht wurden eine Schadenersatzleistung sowie die Höhe 
des Verdienstentganges festgelegt. Beim Europäischen Gerichtshof für 
                                                
36 Siliadin gg. Frankreich; Urteil vom 26.7.2005; Kammer II; Bsw. Nr. 73.316/01 
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Menschenrechte klagte das Opfer den französischen Staat wegen nicht 
ausreichendem und angemessenem Schutz vor Leibeigenschaft bzw. Zwangs- oder 
Pflichtarbeit. Der Europäische Gerichtshof stellte in seinem Urteil 2005 eine 
Zwangsarbeit im Sinne des Artikels 4 EMRK fest. Die Vorwürfe der Sklaverei und 
Leibeigenschaft wurden nicht anerkannt. Frankreich hat also den Artikel 4 EMRK im 
Bezug auf Zwangsarbeit verletzt und wurde zu einer Entschädigungszahlung verurteilt 
(Schöpfer 2005, 2-3). 
6.4  (Un-)Kontrolliertes (Un-)Recht 
In den Stellungnahmen wird überwiegend bezweifelt, dass die Betreuungsverhältnisse 
den Vorgaben arbeits- und sozialrechtlicher Regelungen entsprechen. In der Mehrheit 
der Fälle von 24-Stunden-Betreuung müsste, wie bisher erläutert, eine Anstellung der 
Betreuungsperson erfolgen. Auf Basis der geschaffenen Rechtsnorm 
Hausbetreuungsgesetz und insbesondere der suggerierten Wahlmöglichkeit der 
Beschäftigungsform werden Übertretungen in großer Zahl befürchtet. Neben der 
höheren Attraktivität des Selbstständigenmodells, das durch Politik und Gesetz 
gefördert wird, ist dafür maßgeblich, dass zu Pflegende und deren Angehörige sehr 
wahrscheinlich keine Sanktionen infolge einer fehlerhaften Angabe der 
Beschäftigungsform zu befürchten haben. Die notwendige fallbezogene Überprüfung 
wird nämlich von den zuständigen Stellen wie Finanzministerium und Hauptverband 
der österreichischen Sozialversicherungsträger als kaum praktizierbar erachtet (BMF 
2007, 3; HVB 2007, 3).  
Einleitend darf bemerkt werden, dass seitens der Betrugsbekämpfung großer 
Wert auf den Schutz des Hausrechtes gelegt wird. In gesamthafter Betrachtung 
der strategischen Ziele der Finanzverwaltung ist zu betonen, dass Schwerpunkte 
von KIAB37-Kontrollen nicht im privaten Haushalt, sondern im 
Unternehmenssektor oder gewerblich organisierten Bereich (zum Beispiel 
betreffend Pfuscherpartien) gesetzt werden. […] Die Erfüllung der steuerlichen 
und sozialversicherungsrechtlichen Vorschriften durch die Betreuungskraft selbst 
wäre kaum zu überprüfen (BMF 2007, 2-3). 
                                                
37 Die Kontrolle der illegalen Arbeitnehmerbeschäftigung (KIAB). 
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Die geschilderten Erwartungen wurden von den im Mai 2008 vom Sozialminister 
verkündeten Anmeldungszahlen bestätigt. In einer Pressemeldung wurde 
veröffentlicht, dass sich bisher (wahrscheinlich seit Inkrafttreten des HBeG) 6.000 
Betreuungskräfte angemeldet haben. Davon sind 300 Personen (5%) unselbstständig 
beschäftigt und der Rest (95%) arbeitet selbstständig. Außerdem machte der 
Sozialminister klar, dass es aber auch nach Auslaufen der Amnestieregelung Ende 
Juni 2008 keine „Aktion scharf“ von Seiten des Sozialministeriums geben werde. 
Stattdessen setzt es auf eine Informationspolitik, um bis Jahresende einen Stand von 
8.000 Anmeldungen zu erreichen: „Ein ‚komplette Ausschöpfung’, also, dass alle bisher 
illegalen Betreuungskräfte legalisiert werden, sei allerdings nicht wahrscheinlich, weder 
in der Pflege noch in irgendeinem anderen Gewerbe sei Schwarzarbeit gänzlich 
auszuschließen“. Die Anzahl an Haushalten, die nach wie vor illegal Betreuungskräfte 
beschäftigen, schätzt Buchinger auf 10.000 (APA 2008).  
Die von der Regierung angestrebten 8.000 Anmeldungen bis Jahresende 2008 wurden 
deutlich übertroffen. Bei der Präsentation des Sozialberichts am 26. Jänner 2009 gab 
Sozialminister Hundstorfer eine tatsächlich erreichte Anmeldungszahl von 15.900 
bekannt, davon sind 15.600 Pflegerinnen selbstständig tätig und nur 300 angemeldet 
(APA 2009). Damit hat zwar die Politik einen selbst definierten „Vorsatz“ erreicht, real 
gesehen basieren jedoch in etwa 98% dieser neuen „legalen“ Beschäftigungsformen 
auf einer unsicheren Rechtslage. Wenn demnach in den Berechnungen berücksichtigt 
wird, dass von diesen 98% der Betreuerinnen, die selbstständig tätig sind, der Großteil 
„scheinselbstständig“ arbeitet, ist die Zahl der illegal beschäftigten Betreuerinnen gleich 
hoch wie vor der gesetzlichen Regulierung.  
Die aktuelle Sanktionierungspraxis der Regierung unterstreicht, dass sie die verbreitete 
Existenz von Scheinselbstständigkeit in der 24-Stunden-Betreuung nicht als Problem 
ansieht. Fehler aufgrund von Rechtsunsicherheit und möglicher Missbrauch werden 
demnach toleriert. Tatsächlich wird folglich Illegalität durch deren Duldung bzw. 
Neuerschaffung (Scheinselbstständigkeit) und als Konsequenz die Ausbeutung von 
Migrantinnen in diesem Beschäftigungsfeld „legalisiert“. Diese Vorgehensweise der 
Politikgestaltung ist durchaus in sich schlüssig. Es wäre im Grunde genommen nämlich 
widersprüchlich, wenn der Gesetzgeber jene „rechtsunsicheren“ Beschäftigungsformen 
kontrollieren und sanktionieren würde, die er selbst geschaffen und ermöglicht hat.  
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Eine Veränderung der herrschenden Bedingungen zugunsten der Betreuerinnen hängt 
also davon ab, ob in einzelnen Fällen ein Bewusstsein über diskriminierende 
Verhältnisse besteht und diese vor Gericht „bewiesen“ werden.  
6.5 Zwischen Leistbarkeit und Ausbeutung oder: Endet 
Solidarität in Nickelsdorf?  
Im Hinblick auf die Konsequenzen des Rechtskonstrukts der „selbstständigen 
Personenbetreuung“ stellt sich die Frage, warum die zahlreichen Bedenken von 
Bundesministerien, Sozialpartner, Landesregierungen, Berufsvereinigungen und 
sonstigen Interessenvertretungen nicht in das Gesetz eingeflossen sind. Sicherlich hat 
dies mit dem Bild der „optimalen“ Pflegevorsorge zu tun, das diejenigen, die über 
Definitionsmacht verfügen, durchsetzen wollen. Entsprechend dieser herrschenden 
Vorstellungen, die überwiegend nicht in Zweifel gestellt werden, muss auch die 
tatsächliche Haltung von Interessenvertretungen hinterfragt werden.  
6.5.1.1 Vorstellungen über Neugestaltung der Pflege 
Der Gesetzgeber erklärt seine Gründe für die Notwendigkeit das HBeG zu erlassen im 
Regierungsprogramm für die XXIII. Gesetzgebungsperiode: Der „steigende(n) Bedarf 
an Arbeitskräften in der Betreuung und Pflege“ gäbe den Ausschlag für die Schaffung 
einer „Rechtsgrundlage für eine bedarfsgerechte Rund-um-die-Uhr-Betreuung daheim“ 
(BMWA 2007a, 2). Die Pflege und Betreuung solle „bedarfsgerecht“ sein und das 
schließt laut Regierungsprogramm auch die „Leistbarkeit“ mit ein (BKA 2007a, 105). 
Argumentiert wird einerseits mit einem Mangel an Betreuungs- und Pflegekräften und 
andererseits damit, dass es vor dem HBeG keine Möglichkeit gab, eine 
Betreuungskraft rund um die Uhr im Haushalt zu beschäftigen.  
Diese Erklärungen sparen jedoch grundlegende Ursachen für die Ineffektivität und 
Ineffizienz des Pflegesystems aus, vielmehr müssen die Strukturen der 
österreichischen Pflegevorsorge, d.h. das vorherrschende Geldleistungssystem und 
die damit einhergehende Marktstrukturierung, hinterfragt werden. Auch die Gestaltung 
der Unterstützung informeller Angehörigenpflege unter Rücksichtnahme auf 
Geschlechteraspekte ist in diesem Zusammenhang wichtig. (Österle/Hammer 2004, 
107). 
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Dem entstandenen Mangel an Pflegedienstleistungen wurde mit Marktöffnung 
begegnet, anstatt das Gesamtsystem zu überdenken. Heute bietet der Markt viele 
haushaltsnahe Dienstleistungen an. Alle Pflegedienste aus eigener Tasche zu 
bezahlen, ist für die Mehrheit der Betroffenen jedoch nicht realistisch. Das staatliche 
Pflegegeld zielt darauf ab, Privathaushalte bei der Finanzierung zu unterstützen: "Das 
Pflegegeld ist ganz ausdrücklich gestaltet als pflegebedingter zusätzlicher Beitrag zu 
den Mehrkosten in einem Haushalt. Das deckt nicht alle Kosten. Es bleibt den 
Betroffenen ein relativ großer Aufwand. Daher hat sich ein Graubereich entwickelt" 
(Österle 2008). 
Die Betroffenen können sich demnach Pflege nur dann leisten, wenn sie „billig“ ist. 
Deshalb hat das Pflegesystem einen Anreiz, die Löhne der Dienstleisterinnen niedrig 
zu halten: „Das heißt nichts anderes, als dass eine große Gruppe so genannter 
‚working poor’ kreiert wird“, erklärt die Schweizer Ökonomin Mascha Madörin (Madörin 
2008). 
Durch die vorwiegend „illegal“ tätigen 24-Stunden-Betreuerinnen entgehen dem Staat 
Steuereinnahmen, die ihm dann wiederum für Sozialleistungen fehlen würden. In 
Zukunft steigen die Kosten der Pflege weiter an. Bereits heute kostet den Staat 
Langzeitpflege im Ausmaß von 50 Stunden für sechs Monate insgesamt ca. 3 Mrd. 
Euro im Jahr (Österle 2008).  
Das Hausbetreuungsgesetz steht ganz in der Linie der politischen Prioritäten für das 
Pflegesystem: Ausweitung der privat finanzierten Pflege bei gleichzeitigem 
Niedrighalten der Löhne für Betreuerinnen. Den Preis dafür haben die Allgemeinheit 
und vor allem die Betreuerinnen aus Osteuropa zu tragen.  
6.5.1.2 Grenzen der Solidarität 
Die Ausbeutung und Marginalisierung der osteuropäischen Betreuerinnen ist 
unbestreitbar. Vertreter/innen der Arbeitnehmer/innen stellen sich in ihren Beiträgen 
jedoch vorwiegend auf Seite des inländischen Pflege- und Betreuungspersonals. Es 
gebe genug qualifiziertes Personal in Österreich, lediglich die Arbeitsbedingungen 
seien im Bereich der mobilen Pflege für qualifiziertes Pflegepersonal nicht attraktiv 
genug. Die als schlecht ausgebildet stigmatisierten ausländischen Arbeitskräfte 
brächten in ihrer Wahrnehmung vor allem Lohndumping und weitere arbeitsrechtliche 
Verschlechterungen (Krajic/Nowak 2005, 6-9). 
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Es stellt sich also die Frage, warum sich Arbeitnehmer/innen-Vertretungen nicht 
vehementer gegen die für 24-Stunden-Betreuerinnen nachteiligen Arbeitsbedingungen 
wehren. Eine Mobilisierung der 24-Stunden-Betreuerinnen zur Durchsetzung ihrer 
Interessen fand bisher nicht statt. Ursachen dafür könnten im Vorliegen eines 
kulturimperialistischen Denkens liegen. In diesem werden die ausländischen 
Arbeitskräfte als „Fremde“ klassifiziert und außerhalb des Zuständigkeitsbereichs, der 
bei den nationalen Grenzen endet, positioniert. Dementsprechend dienen die 
Betreuerinnen dann als Projektionsfläche für die herrschende Problematik. Der 
Gesetzgeber hingegen kann sich zurücklehnen und im Falle von Beschwerden auf 
seine Verpflichtung zur Marktöffnung hinweisen, die sich aus internationalen und 
bilateralen Abkommen ergibt.  
6.6 Grenzgängerinnen zwischen Berufsfeldern 
24-Stunden-Betreuerinnen werden tatsächlich für alle anfallenden Tätigkeiten 
eingesetzt. Sie erledigen sozialbetreuerische Aufgaben und leisten pflegerisch-
medizinische Versorgung. Im österreichischen Pflege- und Betreuungsbereich werden 
üblicherweise zur Abgrenzung von Berufsgruppen rigide Grenzen zwischen Tätigkeiten 
der Betreuung und Pflege eingezogen. Der wesentliche Unterschied zwischen 
Betreuung und Pflege liegt dabei in der Ausübung medizinischer 
Versorgungsleistungen. Tätigkeiten, die in den Bereich der Pflege fallen, werden 
vorwiegend den Angehörigen der Gesundheits- und Krankenpflegeberufe vorbehalten, 
wobei je nach Ausbildungsniveau unterschiedliche Berufsprofile und 
Handlungsspielräume bestehen. Zur Sozialbetreuung gehören Aufgaben wie 
hauswirtschaftliche Tätigkeiten (z.B. Putzen u. Aufräumen), Botendienste (z.B. 
Einkaufen, Behördenwege), Unterstützung bei der Zubereitung und Einnahme von 
Mahlzeiten, Dokumentation, Beobachtung des Allgemeinzustands und Herbeiholen von 
Hilfe (z.B. Verständigung von Ärzt/innen) etc. Davon bisher klar unterschieden wurden 
pflegerische, also medizinische Aufgaben, die nur von medizinisch qualifiziertem 
Personal ausgeübt werden durften. Betroffene, die eine Person gemäß HBeG 
beschäftigen wollen, müssen aber mindestens Pflegestufe 3 aufweisen und sind 
demnach jedenfalls auf Pflegeleistungen angewiesen. Deshalb haben 24-Stunden-
Betreuerinnen in der Praxis auch solche Tätigkeiten ausgeübt. Dazu fehlte ihnen bis 
April 2008 jedoch die gesetzliche Grundlage. Eine Gesetzesänderung erlaubt seither 
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auch die Übernahme pflegerischer Tätigkeiten, wenn Betreuerinnen dazu von einem 
Arzt/ einer Ärztin befugt werden (GesBRÄG 200738). 
Betreuerinnen, die gemäß HBeG tätig werden, dürfen heute also alle Aufgaben, die sie 
tatsächlich in den Haushalten erledigen, auch rechtlich abgesichert ausführen. Dies 
kommt insbesondere den Bedürfnissen der Betroffenen zugute, die bisher für 
pflegerische Tätigkeiten zusätzliche Dienstleistungen zukaufen mussten. Die 
Vertreter/innen der pflegerischen und betreuerischen Berufe laufen dagegen Sturm, 
denn sie sehen ihre Qualifizierungs- und Differenzierungsstrukturen gefährdet. Aus 
Sicht der 24-Stunden-Betreuerinnen führt das Mehr an Ausgaben zu keiner Aufwertung 
ihres Tätigkeitsfelds oder Verbesserung ihrer Situation. Es fehlt ihnen an einer eigenen 
Profession oder Berufsbezeichnung. Nach wie vor werden sie als „Betreuerinnen“ 
bezeichnet. Dies verschleiert zum einen den Pflegeanteil ihrer Arbeit und verwehrt 
ihnen zum anderen eine eigene Berufsbezeichnung und Profession. Sie stehen 
zwischen den Berufsgruppen von Betreuung und Pflege und werden dennoch von 
beiden Seiten ausgeschlossen, weil keine Seite unter denselben Arbeitsbedingungen 
leiden möchte.  
6.6.1.1 Doppelter Maßstab I: Heimhelfer/innen  
Bei Erlass des HBeG im Sommer 2007 war der für Betreuerinnen vorgesehene 
Aufgabenbereich auf Hilfestellung bei der Haushalts- und Lebensführung begrenzt (§1 
[3] HBeG). Das damals vorgegebene Tätigkeitsfeld umfasste im Wesentlichen nur 
sozialbetreuerische Aufgaben und wurde zu einem zentralen Problemfeld öffentlicher 
Debatten rund um das HBeG. Die Kritikpunkte reichten vom als zu eingeschränkt 
betrachteten Tätigkeitsspielraum über kompetenzrechtliche Abgrenzungsprobleme 
zwischen Bund und Ländern bis hin zu mangelnden Qualitätsrichtlinien.  
Betreuungspersonen gemäß HBeG dürfen seit dem GesBRÄG 2007, ohne dass eine 
Änderung im Qualifikationsprofil vorgenommen wurde, ein weitaus größeres Ausmaß 
an Tätigkeiten ausführen. Dies macht eine weitere Unstimmigkeit in der politischen 
Diskussion deutlich, denn in der parlamentarischen Debatte des Bundesrates über 
Annahme bzw. Ablehnung des HBeG im Juni 2007 betonte Staatssekretärin Christine 
                                                
38 57. Bundesgesetz, mit dem das Gesundheits- und Krankenpflegegesetz, das Hebammengesetz, das 
Kardiotechnikergesetz, das Medizinischer Masseur- und Heilmasseurgesetz, das MTD-Gesetz, das Bundesgesetz über 
die Regelung des medizinisch-technischen Fachdienstes und der Sanitätshilfsdienste, das Sanitätergesetz, das 
Zahnärztegesetz, das Zahnärztekammergesetz, das Ärztegesetz 1998, das Hausbetreuungsgesetz, die 
Gewerbeordnung 1994 und das Bundespflegegeldgesetz geändert werden (Gesundheitsberufe-
Rechtsänderungsgesetz 2007 – GesBRÄG 2007; BGBl. Nr. I 57/2008) 
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Marek (BMWA), dass das vorgesehene Aufgabenfeld der Betreuungspersonen keine 
Pflegetätigkeiten enthält und deshalb keine besondere Qualifikation erforderlich sei. 
Eine Ausweitung des Aufgabenspektrums auf Pflegeleistungen hätte demnach im 
Umkehrschluss auch eine Änderung der Qualifizierung der Betreuerinnen mit sich 
bringen müssen (Marek 2007, 132). 
6.6.1.2 Anderer Spielraum bei Beschäftigungsformen: 
Seit April 2008 erbringen Betreuungspersonen laut HBeG jene Pflegetätigkeiten, wie 
sie Heimhelfer/innen übernehmen dürfen, wenn ihnen diese von diplomierten 
Gesundheits- oder Krankenpflegepersonal bzw. Ärzten/Ärztinnen übertragen wurden. 
Dies zeigt ein Vergleich der Tätigkeitsbereiche von Heimhelfer/innen mit jenen der 
Betreuungskräfte gemäß HBeG.39 Es werden nunmehr nicht nur faktisch die gleichen 
Leistungen erbracht wie es vor der Erweiterung des Tätigkeitsfelds informell der Fall 
war, die Betreuerinnen sind nun auch rechtlich dazu befugt. Im Gegensatz zu den 
Heimhelfer/innen ist jedoch im Hausbetreuungsgesetz für die Betreuungspersonen 
keine Ausbildung vorausgesetzt. Außerdem bleibt es Heimhelfer/innen verwehrt, ihre 
Leistungen als Unternehmer/innen (Selbstständige) auszuüben. Sie dürfen nur in 
einem Arbeitsverhältnis zu Trägervereinen stehen: „Es stellt eine Ungleichbehandlung 
dar, dass die Hausbetreuung unter freie Gewerbe, vergleichbare Tätigkeiten hingegen 
unter reglementierte Gewerbe fallen“ (Salzburger LR 2007, 2; Tiroler LR 2007, 2; 
Wiener LR 2007, 4; 8-9;). 
6.6.1.3 Gründe für niedrigere Qualifikationsanforderung 
Der Gesetzgeber setzt also dem Anschein nach zwei Maßstäbe, auch bei der 
Beurteilung der Kompetenzvoraussetzungen zur Ausübung teilweise pflegerischer 
Tätigkeiten. Diese sind im Fall der Betreuung und Pflege gemäß HBeG anders als bei 
Heimhelfer/innen. Im HBeG werden keine Ausbildungserfordernisse formuliert, obwohl 
Betreuerinnen die gleichen Tätigkeiten wie Heimhelfer/innen ausüben dürfen. In den 
Stellungnahmen der Expert/innen wird befürchtet, dass eine fehlende Ausbildung der 
Betreuerinnen zu Behandlungsmissständen führen würde (AK 2007, 2; BMSK 2007b, 
1; 5; Diakonie 2007, 3; Hilfswerk 2007, 5): „Eine Nivellierung der beruflichen 
                                                
39 Siehe Anlage 2 Ausbildungsmodul „Unterstützung bei der Basisversorgung“, (3) Tätigkeiten; In: Vereinbarung gemäß 
Art. 15a B-VG zwischen dem Bund und den Ländern über Sozialbetreuungsberufe; BGBl. I Nr. 55/2005 und §1 [3] Z4-5 
HBeG 
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Mindestanforderung nach unten sollte im Hinblick auf das Wohl der Betroffenen und 
aus Gründen der Qualitätssicherung nicht erfolgen“ (BMSK 2007b, 2). 
6.6.1.4 Kompetenzstreit zwischen Bund und Ländern 
Darüber hinaus wurde darauf hingewiesen, dass die Betreuung gemäß HBeG aufgrund 
ihrer Ähnlichkeit zum Berufsbild der Heimhelfer/innen zu den Sozialbetreuungsberufen 
zählen müsste. Diese Berufsgruppe wäre zudem nicht vom Bund zu regeln, sondern 
fällt aufgrund einer Vereinbarung gemäß Art. 15a (1) B-VG40 in den Kompetenzbereich 
der Länder. Die herrschende Rechtslage teilt die Verantwortung im Bereich der Pflege 
und Betreuung folgendermaßen: Der Bundesgesetzgeber ist für die medizinische 
Pflege kranker Personen im Zusammenhang mit ärztlicher Betreuung zuständig. 
Betreuungstätigkeiten mit Schwerpunktsetzung auf sozialer Integration (z.B. 
Erleichterung der Bewältigung des Alterns) werden - als Sozialbetreuungsberufe 
definiert – von den Ländern geregelt (Sperlich 2007, 452; Wegscheider 2007, 955-
956).  
Die Vereinbarung verpflichtet Bund und Länder zur Einhaltung und gegenseitigen 
Anerkennung von Qualitäts- und Ausbildungsstandards und sollte Einheitlichkeit bei 
Berufsbezeichnungen schaffen, sowie Doppelgleisigkeiten unter Berufsbildern 
vermeiden. Zu den in der Norm beschriebenen Sozialbetreuungsberufen zählen 
Diplom- und Fach-Sozialbetreuer/innen mit möglichen Ausbildungsschwerpunkten in 
Altenarbeit, Familienarbeit (nur Diplom-Sozialbetreuer/innen), Behindertenarbeit oder 
Behindertenbegleitung sowie Heimhelfer/innen (Art. 1 [2] BGBl. I Nr. 55/2005). In 
diesen Berufsbildern werden die Sozialbetreuer/innen gemäß ihrer Ausbildung dazu 
berechtigt, neben betreuerischen Aufgaben auch ansonsten vornehmlich Angehörigen 
der diplomierten Gesundheits- und Krankenpflegeberufe vorbehaltene pflegerische 
Aufgaben im Ausmaß der „Unterstützung bei der Basisversorgung einschließlich der 
Unterstützung bei der Einnahme und Anwendung von Arzneimitteln“ zu übernehmen 
(Anlage 1 ZI 4 BGBl. I Nr. 55/2005; Wegscheider 2007, 955-956). 
Die Stellungnahmen kritisieren demnach auch das Spannungsverhältnis in der 
Kompetenzverteilung zwischen Ländern und Bund, in welchem sich die Länder durch 
                                                
40 „Bund und Länder können untereinander Vereinbarungen über Angelegenheiten ihres jeweiligen Wirkungsbereiches 
schließen.“ (Art 15a (1) B-VG) Bundes-Verfassungsgesetz; BGBl. Nr. 1/1930 Eine derartige Vereinbarung wurde für den 
Bereich der Sozialbetreuungsberufe in folgender Rechtsnorm geregelt: Vereinbarung gemäß Art. 15a B-VG zwischen 
dem Bund und den Ländern über Sozialbetreuungsberufe, BGBl. I Nr. 55/2005 (NR: GP XXII RV 779 AB 869 S. 110. 
BR: AB 7291 S. 722.)  
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den Erlass des HBeG um ihre Mitwirkungsmöglichkeiten gebracht fühlen (AK 2007, 2; 
10; Burgenländische LR 2007, 1; BKA 2007b, 4; Kärntner LR 2007, 3; 
Niederösterreichische LR,1; Salzburger LR 2007, 2; Städtebund 2007,4; 
Steiermärkische LR 2007, 2; Vorarlberger LR 2007, 2; Wiener LR 2007, 8). 
6.6.1.5 Doppelter Maßstab II: Differenzsetzung zwischen inländischen 
und ausländischen Pflegepersonen 
In der Praxis erbringen 24-Stunden-Betreuerinnen und Heimhelfer/innen die gleichen 
Leistungen, es liegen ihnen jedoch unterschiedliche sozial- und arbeitsrechtliche 
Bestimmungen zu Grunde. Dies könnte darauf zurückzuführen sein, dass der Beruf der 
Heimhelfer/innen vornehmlich Inländer/innen, die Betreuung laut HBeG für 
Ausländer/innen vorgesehen ist. Die Arbeitsaufgaben sind gleich, die Pflichten und 
Rechte sind es jedoch nicht. Die Heimhelfer/innen benötigen eine Ausbildung gemäß in 
Österreich gültiger Vorschriften. Durch eine klare Kompetenzzuteilung zu den Ländern 
und die Einordnung in die Berufsgruppe der Sozialbetreuungsberufe werden die 
Interessen der Arbeitnehmer/innen, wie vorgeschriebene Arbeitsschutzbestimmungen 
und Kollektivarbeitsrechte (z.B. Berufsverbände, Kollektivvertragsverhandlungen, 
Mindestlöhne etc.) entsprechend der in Österreich üblichen Regelungen geschützt. Für 
die Personen, die nach HBeG berufstätig sind, wurden zahlreiche Ausnahmen im 
Arbeitsrecht zum Nachteil für die Beschäftigten vorgenommen.  
Einige wenige Stellungnahmen deuten auf jene für diese Abgrenzungen wahrscheinlich 
ausschlaggebende Form von Unterdrückung, den Kulturimperialismus, hin. 
Beispielsweise wird der Umgang mit ausländischen Betreuerinnen, die für 
Pflegetätigkeiten qualifiziert sind, hinterfragt: „(N)icht nachvollziehbar ist … warum das 
HBeG streng genommen unanwendbar sein sollte, wenn die zur Hausbetreuung 
angestellte Person zur Verrichtung dieser Tätigkeit qualifiziert ist“ (Mazal 2007, 581-
582). Das HBeG lässt es jedoch nicht zu, dass qualifizierte „Fachkräfte aus dem 
Ausland zum Einsatz kommen“. Beziehungsweise werden die Ausbildungen jener 
Fachkräfte nicht entsprechend durch Nostrifikationsprozesse anerkannt oder der 
zeitliche Aufwand ist unverhältnismäßig hoch (Caritas 2007, 3-4). Das Aufzeigen dieser 
Probleme weist darauf hin, dass jener Teil der Gesellschaft, welcher Definitionsmacht 
darüber besitzt, wer als fremd weil „ausländisch“ gilt, und mit welchen Eigenschaften 
und Qualifikationen diese „Anderen“ ausgestattet sind, das Bild der „unqualifizierten 
Hausbetreuerin aus dem Osten“ aufrechterhalten will.  
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In diesem Zusammenhang besteht nun die Notwendigkeit auf die Voraussetzungen der 
Förderwürdigkeit durch das BMSK hinzuweisen, welche die mehrheitlich geforderte 
Qualität sichern sollen. Damit betreuungsbedürftige Personen bzw. deren Angehörige 
finanzielle Unterstützung für die Betreuungskraft vom BMSK erhalten, muss seit 1. 
Jänner 2009 auch ein Mindesterfordernis hinsichtlich der Kompetenzen erfüllt sein. 
Verlangt wird eine Ausbildung „die im Wesentlichen der theoretischen Ausbildung einer 
HeimhelferIn … entspricht, oder: eine 6 Monate andauernde, sachgerechte Betreuung 
des Förderwerbers durch die Betreuungskraft, oder: eine Delegation von pflegerischen 
oder ärztlichen Aufgaben an die Betreuungskraft“ (BMSK 2008b, 10). Diese Regelung 
kann nicht gewährleisten, dass auch tatsächlich alle Betreuungskräfte über die 
Kenntnisse zur Ausübung der gesetzlich erlaubten pflegerischen Maßnahmen 
verfügen. Für die Praxis wird eine Umgehung der Ausbildung einfach möglich sein, 
denn in vielen Fällen besteht bereits ein längeres Betreuungsverhältnis, und zur 
Ausübung pflegerischer Tätigkeiten muss ohnedies jedenfalls eine Anordnung vom 
behandelnden Arzt/ von der behandelnden Ärztin erfolgen. Die Umgehung der 
Ausbildungsmaßnahmen zur „Wahrung der Behandlungsqualität“ wird demnach vom 
Fördergeber selbst ermöglicht.  
6.6.1.6 Fazit 
Implizit wird die Betreuungstätigkeit gemäß HBeG für als „unqualifiziert“ klassifizierte 
ausländische Arbeitskräfte vorgesehen. Eine fehlende Berufsbezeichnung und geringe 
Ausbildungserfordernisse dienen als Legitimation für die Ausbeutung der in der 24-
Stunden-Betreuung tätigen Migrantinnen. Für die Ausübung von pflegerischen 
Tätigkeiten „qualifizierte“ Inländerinnen würden die Arbeitsbedingungen und Umstände, 
die für eine 24-Stunden-Betreuung vorgegeben sind, nicht in Kauf nehmen und sind 
deshalb an einer „klaren“ Abgrenzung der Berufsgruppen weiterhin interessiert.  
6.7 Qualitätsverständnisse 
Der Grundgedanke von Qualitätssicherung hat mit der Vereinheitlichung von 
Erwartungen und Vorstellungen über eine Leistung bzw. ein Produkt zu tun. Im Bereich 
der Arbeitswelt bieten solche Standards Sicherheiten für Arbeitnehmer/innen, 
Arbeitgeber/innen und die Konsument/innen. In diesem Kapitel werden die 
verschiedenen Bedeutungen von Qualität und deren Sicherungsmöglichkeit aus Sicht 
der Pflegebedürftigen, der anderen Angehörigen von Pflege- und Betreuungsberufen, 
des Gesetzgebers, sowie der 24-Stunden-Betreuerinnen geschildert.  
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6.7.1.1 Qualität: Gesetzgeber  
Das Gesetz summiert unter dem Titel „Qualitätssicherung in der Betreuung“ drei 
Verpflichtungen, die von den betreuenden Personen eingehalten werden müssen: 
Verhalten nach Handlungsleitlinien, Zusammenarbeit „mit anderen in die Pflege und 
Betreuung involvierten Personen und Einrichtungen“ und Verschwiegenheit „über alle 
ihr in Ausübung ihrer Tätigkeit bekannt gewordenen oder anvertrauten 
Angelegenheiten“. Mit diesen im HBeG sehr knapp umschriebenen 
„Qualitätsrichtlinien“ macht der Gesetzgeber deutlich, dass die politische Intention zur 
Lösung des steigenden Pflegebedarfs nicht von Qualitäts- und Kompetenzfragen 
geleitet ist. Vielmehr steht der Kosteneindämmungsaspekt im Bereich der Pflege im 
Vordergrund, dem mit einer Öffnung des Marktes entgegengewirkt werden soll. „Durch 
die vorliegenden Vorschriften wird die Rund-um-die-Uhr-Betreuung daheim aus der 
Illegalität herausgeholt. Durch die Präzisierung des bereits derzeit möglichen freien 
Gewerbes im Bereich der Personenbetreuung wird der Markt für derartige 
Dienstleistungen weiter geöffnet“ (BMWA 2007a, 1). 
6.7.1.2 Qualität: 24-Stunden-Betreuerinnen 
Aus Sicht der im Bereich der 24-Stunden-Betreuung tätigen Personen wird mit der 
Unterscheidung in qualifizierte, inländische Heimhelfer/innen und unqualifizierte, 
ausländische Betreuungskräfte und Personenbetreuerinnen eine neue Form der 
Arbeitsteilung normiert. Obwohl die Herkunft der in der Pflege und Betreuung 
beschäftigten Personen nichts über ihre fachliche Qualifikation aussagt, wird in die 
Pflegelandschaft für ausländische Arbeitskräfte ein neues „Billigsegment“ am 
Pflegearbeitsmarkt geschaffen. Dieser Bereich ist gekennzeichnet von weniger 
strengen fachlichen Anforderungen, sowie unterdurchschnittlichen Arbeitsbedingungen 
und dies dient als Legitimation für eine schlechtere Bezahlung (Ausbeutung). Die 
Betreuungspersonen aus dem Ausland werden dadurch mit Erwartungen über 
„schlechtere Qualität“ stigmatisiert und das Ziel, den quantitativen Versorgungsbedarf 
in der Pflege aufrecht zu erhalten, wird erreicht. Die Qualifikationsvoraussetzungen die 
eine Betreuerin außerhalb Österreichs erworben hat scheinen nichtig zu sein. 
6.7.1.3 Qualität: Vertretung der Betreuerinnen-Interessen 
Die Sichtweise der Betreuungspersonen ist in den Stellungnahmen rund um die 
Qualitätssicherung wenig präsent. Die Kommentare beschäftigten sich nur vereinzelt 
mit den Bedürfnissen der betreuenden Personen. Diese einzelnen Verweise stehen 
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aber wieder im Dienste der Pflegebedürftigen und beziehen sich auf die 
Behandlungsqualität: „Um die Qualitätssicherung zu gewährleisten, ist, unabhängig 
von einer potentiellen Reglementierung, zu überlegen, Empfehlungen zur 
Weiterbildung und zur begleitenden Supervision abzugeben, um die Leistungsfähigkeit 
und Motivation der betreuenden Personen aufrechtzuerhalten“ (WKO 2007, 4). 
Geradezu beiläufig erwähnt die Bundeskammer der Arbeiter und Angestellten, auf 
welche Weise neben der Sicherung der Behandlungsqualität für zu Pflegende, „zudem“ 
die Interessen der 24-Stunden-Betreuerinnen, gewahrt bleiben würden:  
(G)emeinnützige Trägervereine [bieten sich] als potentielle Arbeitgeber an. Sie 
übernehmen die Arbeitgeberrolle gegenüber den Beschäftigten und die 
Vertragspartnerrolle gegenüber den Pflege- bzw. Betreuungsbedürftigen. In 
dieser Konstellation wird das Entstehen der genannten Schwierigkeiten für die 
Pflegebedürftigen (oder deren Angehörige) vermieden. Zudem kann das 
notwendige Mindestmaß an Schutz der Beschäftigten vor psychischer oder 
fachlicher Überforderung (Supervision/Ausbildung), die Einhaltung 
arbeitsrechtlicher und arbeitnehmerschutzrechtlicher Regelungen (Mindestlohn, 
Urlaub, Entgeltfortzahlung bei Dienstverhinderung, Arbeitszeit, Unterkunft, etc) 
viel leichter gewährleistet werden (AK 2007,5). 
Die zögerliche und indirekte Art und Weise, wie etablierte Arbeitnehmer/innen-
Vertretungen die Interessen der 24-Stunden-Betreuerinnen erwähnen, unterstützt die 
Prioritätensetzung der Gesetzgebung. Außerdem wird klar, dass die vorwiegend 
ausländischen 24-Stunden-Betreuerinnen keine Lobby haben.  
6.7.1.4 Qualität aus Sicht anderer Berufsgruppen des Pflege- und 
Betreuungsbereiches sowie der Pflegebedürftigen 
Von den Berufsvertretungen und Vertreter/innen der Pflegebedürftigen wird durch das 
Gesetz ein Verlust an Behandlungsqualität befürchtet. Der Hauptkritikpunkt betrifft das 
bereits erwähnte Fehlen jeglicher Qualifikationsvoraussetzungen. Das Gesetz verlangt 
„von einer künftigen Betreuungsperson umfassende Kenntnisse über 
Haushaltsführung, über die Betreuungs- und Pflegelandschaft in Österreich, über 
sozialrechtliches Grundwissen und über Managementfunktionen, um die Versorgung, 
Betreuung und Pflege der zu betreuenden Person qualitativ und fachlich sicherstellen 
zu können. Festgehalten werden muss, dass mit keiner Silbe in der vorliegenden 
Gesetzesvorlage auf mögliche fachspezifische Qualifikationen zukünftiger 
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Betreuungspersonen für diesen Tätigkeitsbereich eingegangen wird. Auch hier wird 
Quantität vor Qualität gestellt“ (DV AltenfachbetreuerInnen 2007, 3). 
Erwartungen beziehen sich neben möglicher Fehlversorgung auch auf eine 
Überschreitung des erlaubten Tätigkeitsspielraums und die Nichtbeachtung der 
Handlungsleitlinien: „Wie soll die Einhaltung dieser Bestimmungen hinter 
verschlossenen Türen gewährleistet werden“ (Städtebund 2007,4). 
Zur Gewährleistung der Qualität werden Änderungen gefordert, die von der Einführung 
von Kontrollen durch Ärzte/Ärztinnen bzw. diplomiertes Gesundheits- und 
Krankenpflegepersonal, über eine generelle Unmöglichkeit der selbstständigen 
Berufsausübung, Ausbildungsmaßnahmen41 und die verpflichtende Anstellung bei 
Trägervereinen reichen. Die letzterwähnte Forderung vereint alle angesprochenen 
Problemfelder der Qualitätssicherung. Denn gemeinnützigen, sozialen Trägervereinen 
wird die Kompetenz zugestanden, die 24-Stunden-Betreuung am besten zu 
organisieren und durch Bedarfserhebungen, laufende Kontrollen der 
Arbeitsbedingungen, sowie der Leistungserbringung ein hohes Qualitätsniveau zu 
halten (ÖGB 2007,1). 
7 Meta-Analyse 
Durchwegs einig sind sich die Akteur/innen-Gruppen im Pflegesektor, dass die 
Pflegevorsorge in Österreich Probleme hat, den aktuellen demographischen (Änderung 
der Bevölkerungsstruktur und Entwicklung des Gesundheitszustandes) und anderen 
Entwicklungen (Arbeitsmarktbeteiligungsrate von Frauen und Kostenentwicklung im 
Pflegesektor) gerecht zu werden (Mühlberger/Knittler/Guger 2008, I;10).  
Im Bereich der Altenpflege und -betreuung haben sich in den letzten Jahren 
Alternativen zu öffentlichen und privaten (Pflege durch Angehörige) 
Versorgungsstrukturen, wie die 24-Stunden-Betreuung entwickelt. Diese 
Betreuungsform hat jedoch die darin tätigen Pflegerinnen aus Osteuropa in einen für 
sie nachteiligen rechtlichen Graubereich gedrängt. Die ausbeuterische und 
diskriminierende Situation, in der sich 24-Stunden-Betreuerinnen vor der Einführung 
des Hausbetreuungsgesetzes befanden, geht unter anderem auf ein Zusammenwirken 
                                                
41 Forderungen hinsichtlich Mindestqualifikation von: BMJ 2007, 3; BMSK 2007b, 2; 5, Caritas 2007, 1; 
Gemeindebund 2007, 2; Hilfswerk 2007, 5; Kärntner LR 2007, 3; Lebenshilfe 2007, 2; ÖRK 2007, 3; RAK 
2007, 2; Wiener LR 2007, 9; WKO 2007, 4 
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von sozialen Kategorien (Geschlecht, Ethnie und Klasse) zurück. Die Betrachtung des 
Interaktions-Mechanismus der spezifischen Ungleichheitsfaktoren zeigt, dass jene 
Personen - vorwiegend Frauen - die aus Osteuropa nach Österreich kommen, um in 
der Altenbetreuung zu arbeiten, aufgrund struktureller Ungerechtigkeiten am Rand der 
Gesellschaft positioniert sind. Bei der gesetzlichen Regelung dieses Pflegemodells 
wird auf die hinter diesen Ungerechtigkeiten stehenden Strukturen keineswegs 
eingegangen. Regierung und Gesetzgeber wähnen sich bei der Ausgestaltung des 
Hausbetreuungsgesetzes in einer passiven Rolle. Ihre Benachteiligungen-normierende 
Machtposition versteckt sich hinter einer Fassade von Reaktivität, die mit 
„Bedarfsorientierung“ und „Leistbarkeit“ argumentiert wird: „Die ökonomische Debatte 
blendet weitgehend aus, dass es sich um einen vergeschlechtlichen strukturell 
entwerteten Tätigkeitsbereich handelt“ (Lutz 2007b, 21).  
Die Übertragung der 24-Stunden-Betreuung in einen legalen Rahmen und die damit 
einhergehende Professionalisierung verändert den Status personenbezogener 
haushaltsnaher Tätigkeiten nicht automatisch. Das vordergründig reaktive 
Erscheinungsbild des Gesetzgebers bröckelt angesichts der im parlamentarischen 
Prozess aufgeworfenen Problembereiche. Ein tieferer Blick auf implizite Wertbezüge, 
Strukturen und Bedingungen zeigt, wie die vorliegende gesetzliche Konstruktion jene 
24-Stunden-Betreuerinnen seit kurzem nun auch aktiv rechtlich benachteiligt. Dem 
Hausbetreuungsgesetz liegt die im Folgenden erläuterte Unterdrückungssystematik 
zugrunde.  
Symbolisch-kulturelle Normen verorten bestimmte soziale Gruppen innerhalb 
gesellschaftlicher Strukturen. Auf Basis von scheinbar abgrenzbaren Attributen wie z.B. 
Herkunft werden mittels Statuszuweisungen Ungleichheiten legitimiert. Ausbeutung, 
Marginalisierung und Machtlosigkeit sind jene drei Formen von Unterdrückung, die auf 
Arbeitsteilung basieren. Innerhalb und zwischen den bei der 24-Stunden-Betreuung 
relevanten sozialen Kategorien wie Klasse, Ethnizität und Geschlecht wird den 
Betreuerinnen ein bestimmtes Tätigkeitsfeld innerhalb der Hierarchie 
professionalisierter Pflegearbeit eröffnet. Dieses erhält durch die Zuweisung von sozial- 
und arbeitsrechtlichen Standards einen gewissen Status, der diese Frauen am 
Pflegearbeitsmarkt und in weiterer Folge innerhalb der Gesellschaft verortet.  
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7.1 Kulturimperialismus: Die Kulturrealität von 24-
Stunden-Betreuerinnen. 
Der Mechanismus der Schaffung von ethnifizierten, gegenderten „Billigarbeitsplätzen“, 
welcher diese Betreuerinnen aus Osteuropa mit einem bestimmten Status versieht und 
benachteiligt auf dem Arbeitsmarkt positioniert, ist auf den ersten Blick nicht sichtbar. 
Denn in der dominierenden Darstellung der Ausgangssituation ist die „Ostfrau“ von 
ihren fachlichen Fähigkeiten im Vorhinein unterdurchschnittlich begütert, hat aber 
durchaus als Frau eine in ihrer „Natur“ liegende Prädestinierung für Betreuungs- und 
Pflegetätigkeiten und profitiert scheinbar von den sozial- und arbeitsrechtlichen 
Konditionen. Dass bei diesem als „win-win Situation“ dargestellten, auf den ersten Blick 
geschlossenen Kreislauf maßgeblich nachgeholfen wurde, bleibt verschleiert. Im 
Hausbetreuungsgesetz verbirgt der Gesetzgeber die zugrunde liegenden kulturellen 
Vorstellungen hinter einer ontologisch neutralen Rhetorik. Über die unterdrückenden 
und diskriminierenden Verhältnisse kann jedoch nicht hinweggetäuscht werden.  
7.2 Machtlosigkeit: Wer die Wahl hat, hat die Macht. 
Bei der Auswahl zwischen selbstständiger oder unselbstständiger Beschäftigung ist die 
Macht zu Ungunsten der vorwiegend aus osteuropäischen Ländern kommenden 
Betreuerinnen verteilt. Es hängt nicht von ihnen ab, ob sie selbstständig arbeiten 
wollen oder angestellt werden. Die Entscheidung für eine, in 98% der Fälle der legalen 
Hausbetreuung vorkommende, selbstständige Erwerbstätigkeit wird vom Gesetzgeber 
maßgeblich beeinflusst. Denn er suggeriert eine Wahlmöglichkeit zur Ausgestaltung 
der Arbeitsbeziehung und steuert das Ergebnis mittels der Vergabepolitik von 
Fördermitteln sowie fehlender Sanktionsmechanismen. Diese auf Selbstständigkeit der 
Betreuerinnen beruhende Beschäftigungsform dient insbesondere den Interessen der 
„Inländer/innen“ die einer 24-Stunden-Betreuung bedürfen. Sie müssen sich nicht als 
Arbeitgeber/innen deklarieren und werden daher auch nicht mit den für 
Arbeitgeber/innen unumgänglichen steuer- und sozialversicherungsrechtlichen 
Pflichten konfrontiert. Darüber hinaus ist die Höhe der monetären Förderung für die 
pflegebedürftigen Personen in dieser Betreuungsvariante am höchsten und deshalb 
geben die Pflegebedürftigen, wenn es in ihrem Ermessen liegt, der Inanspruchnahme 
einer selbstständigen Pflegekraft den Vorzug.  
Doch rechtlich gesehen ist die Unterscheidung zwischen selbstständiger und 
unselbstständiger Beschäftigung keine willkürliche Angelegenheit. Es gibt eindeutige 
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Grundsätze, die Klarheit darüber verschaffen sollen, welche Art von Erwerbstätigkeit 
vorliegt. Auch im Hausbetreuungsgesetz verweist der Gesetzgeber auf die von Lehre 
und Judikatur geltenden Bestimmungen zur Differenzierung, ob eine selbstständige 
Ausübung der 24-Stunden-Betreuung möglich ist (Unternehmerrisiko, 
Weisungsgebundenheit etc.). Bezeichnend ist, dass er in diesem spezifischen Fall der 
24-Stunden-Betreuung auf eine genauere Prüfung der Einhaltung dieser Vorgaben 
verzichtet, obwohl jene gesellschaftlichen Institutionen, die zu einer solchen Kontrolle 
befugt wären, wie Finanzämter und Sozialversicherungsträger, unmissverständlich klar 
gemacht haben, dass sie nicht in der Lage sind, die Richtigkeit der angegebenen 
Beschäftigung, d.h. selbstständige oder unselbstständige, zu gewährleisten. Außerdem 
bleiben jene Einschätzungen von Expert/innen aus Arbeits- und Sozialrecht 
unbeachtet, die zu dem Schluss kommen, dass die Kriterien einer selbstständigen 
Arbeit im Falle der 24-Stunden-Betreuung überhaupt nicht gegeben sein können. 
Folglich ermutigt der Gesetzgeber zur „Scheinselbstständigkeit“. Dies hat zur 
Konsequenz, dass ein Großteil der nun 98% auf selbstständiger Basis tätigen 
Betreuerinnen auch nach der gesetzlichen Regelung im Graubereich zwischen 
Legalität und Illegalität arbeitet.  
Die Motive des Gesetzgebers sind wiederum auf die symbolisch-kulturelle Triade von 
Klasse, Geschlecht und Ethnie zurückzuführen. Dabei vereint sich im Kontext der 24-
Stunden-Betreuung der geschlechtlich segregierte Arbeitsmarkt mit ethnischen und 
klassenspezifischen Zuschreibungen. Durch das Gesetz wird an der Verantwortungs- 
bzw. Prädestinierungszuschreibung von Pflegearbeit an Frauen, sowie an der geringen 
gesellschaftlichen Bewertung dieser Arbeit festgehalten. Da jedoch aus aktueller 
gesellschaftspolitischer Sichtweise die Nachfrage an Altenbetreuung- und Pflegearbeit 
aufgrund von Demographie, Veränderung von Geschlechterrollen etc. steigt, können 
die beschriebenen Strukturen im Pflegebereich nur über eine Verlagerung dessen 
Erledigung an Migrantinnen aufrecht erhalten werden. 
7.3 Ausbeutung: Den Leib auf die Arbeit geschneidert. 
Ausbeutung resultiert aus einer ungleichen Verteilung von Ressourcen zwischen 
Gruppen, z.B. bei der Distribution des erreichten Erfolges. 24-Stunden-Betreuerinnen 
gemäß HBeG sind von Ausbeutung betroffen, weil die Rahmenbedingungen sie in 
prekäre und nachteilige Vertragssituationen drängen. 
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Für eine Beschäftigung im Rahmen der 24-Stunden-Betreuung sieht das 
Hausbetreuungsgesetz Ausnahmen von arbeitsrechtlichen Standards vor. Es findet 
eine Unterminierung von EU- und Österreichweit gültigen Mindeststandards statt und 
dadurch werden ausbeuterische Arbeitsbedingungen rechtlich legitimiert. Für 
angestellte Personenbetreuerinnen werden beispielsweise Arbeitsbereitschaftszeiten 
ausgeweitet, ohne diese entsprechend zu vergüten. Die Grenzen zwischen Freizeit 
und Bereitschaftszeit verschwimmen, und es wird 14-tägige Dauerarbeit möglich, in der 
die Betreuerinnen die nähere Umgebung der Hausgemeinschaft unter Umständen 
nicht einmal verlassen können. Diese Ausnahmebestimmungen sind in der Regel für 
die unselbstständige Arbeit vorgesehen, in der aktuell rund 2% der 24-Stunden-
Betreuerinnen arbeiten. Nichtsdestotrotz werden diese Modalitäten in der Praxis auch 
für die selbstständige Personenbetreuung übernommen. Dies wird besonders durch 
die fehlende Überprüfung der Rechtmäßigkeit der Art der Beschäftigung durch den 
Gesetzgeber ermöglicht. Die wichtigsten Mittel zur Begrenzung der Macht des/der 
Arbeitgeber/in im Hinblick auf die Gestaltung der Arbeitsbedingungen ist nämlich der 
Arbeitsvertrag und die Kontrolle dessen Einhaltung. Der Gesetzgeber ermöglicht also 
explizit die Ausbeutung der angestellten Betreuerinnen durch die vielfältigen 
Ausnahmen von arbeitsrechtlichen Mindeststandards im HBeG. Implizit unterstützt er 
durch sein „Darüberhinwegsehen“, dass die diskriminierenden Verhältnisse auch nach 
der Regulierung der 24-Stunden-Betreuung bestehen bleiben.  
Die kritische Betrachtung der Arbeitsbedingungen verdeutlicht, dass das 
Hausbetreuungsgesetz gezielt für eine spezifische Gruppe von Arbeiterinnen 
geschaffen wurde. Die Bedingungen der 24-Stunden-Betreuung werden mehrheitlich 
von Frauen aus osteuropäischen Ländern in Kauf genommen, die ausschließlich 
aufgrund eines West-Ost-Gefälles im Lohnniveau bereit sind, die prekären Konditionen 
dieser Arbeitsgestaltung auf sich zu nehmen. Unbestreitbar handelt es sich dabei um 
eine Ausbeutung, die auf ethnischer, geschlechtlicher und klassenspezifischer 
Separierung beruht und diese diskriminierenden Differenzierungen weiter verfestigt. 
Dies geschieht unter anderem durch einen Prozess der Entwertung von Kenntnissen 
und Fähigkeiten. Dabei werden einerseits bestehende Qualifikationen von vornherein 
nicht anerkannt bzw. der Tätigkeitsbereich erweitert, ohne tatsächlich 
Ausbildungserfordernisse zu prüfen.  
Ein Prozess der De-Qualifizierung jener Migrantinnen wird weiters beim Vergleich mit 
anderen Berufsgruppen (z.B. Heimhelfer/innen) deutlich, die ähnliche 
Tätigkeitsspielräume haben, welchen jedoch standardgemäße, arbeits- und 
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sozialrechtlichen Grundlagen, z.B. durch die Unmöglichkeit einer selbstständigen 
Erwerbstätigkeit, nicht vorenthalten werden. Darüber hinaus lässt die Formulierung der 
vorgesehen „haushaltsnahen“ Tätigkeiten nicht ausschließen, dass die Betreuerinnen 
für alle im Haushalt anfallenden Tätigkeiten ausgenützt werden können. Dies wird 
insbesondere durch die erwähnten Ausnahmen aus dem Arbeitsrecht (spezielle 
Arbeitszeitbestimmungen, 14-tägige Arbeitsperiode, Wohnen in der Haushaltseinheit 
der pflegebedürftigen Person etc.) nahe gelegt, die eine Marginalisierung jener 
Personenbetreuerinnen aus Osteuropa verursacht. Die vom Gesetzgeber 
geschaffenen Rahmenbedingungen verändern die Situation der Pflegearbeiterinnen 
nur unwesentlich, sie bleiben Menschen zweiter Klasse. Die 24-Stunden-Betreuerinnen 
erleben nach wie vor eine tiefgehende Einschränkung ihrer persönlichen Freiheiten 
und kämpfen mit der zeitweisen Entpersönlichung. Während der Arbeitsperiode 
werden sie nur in ihrer beruflichen Rolle wahrgenommen. Wesentliche Teile ihrer 
Persönlichkeit wie grundlegende Bedürfnisse (z.B. Ernährung, Erholung, 
Rückzugsmöglichkeiten etc.) und ihre eigenen familiären Verpflichtungen sowie 
Sozialkontakte bleiben in der Regel außerhalb des Pflegehaushalts.  
Die Schilderung jener Arbeitssituation, die besonders für osteuropäische Betreuerinnen 
geschaffen wurde, kann die Ähnlichkeit mit feudalen Arbeitsverhältnissen nicht außer 
Acht lassen. Das HBeG positioniert in der transnationalen Pflege tätige Migrantinnen 
aus Osteuropa in eine moderne „Dienstbotinnen“ Rolle und die Professionalisierung 
der 24-Stunden-Betreuung rüttelt in keiner Weise am Geschlechtervertrag. Die 
Verantwortung für Pflege tragen weiterhin nur Frauen. 
7.4 Marginalisierung: Ausschluss von übrigem 
Pflegearbeitsmarkt 
Im Vergleich zu ähnlichen Gruppen innerhalb der in Österreich etablierten 
Gesundheitsberufe legt das HBeG für 24-Stunden-Betreuerinnen andere, unter dem 
Standard liegende, Maßstäbe fest. Aus Sicht dieser Frauen, die Pflege und Betreuung 
leisten, bringt eine selbstständige Erwerbstätigkeit, wie sie in 98% der Fall ist, keine 
Vorteile. Von Expert/innen aus Arbeits- und Sozialrecht wird die Möglichkeit einer 
selbstständigen Beschäftigung sogar weitgehend bezweifelt und eine Verbreitung von 
„Scheinselbstständigkeit“ zum Nachteil der Betreuerinnen befürchtet. Darüber hinaus, 
hat ihnen auch die Ausweitung des Tätigkeitsspielraums durch das Gesundheitsberufe-
Rechtsänderungsgesetz 2007 weder mehr Rechte, noch ein Mehr sozialer 
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Anerkennung verschafft. Die soziale Anerkennung bleibt ihnen nicht zuletzt deshalb 
verwehrt, weil ihnen weder eine eigene Berufsbezeichnung, noch eine klare Verortung 
innerhalb der Gesundheitsberufe zukommt. Das Bild der „unqualifizierten“ 
ausländischen Arbeitskräfte und die damit einhergehende Ausgrenzung aus den 
„qualifizierten“ Gesundheitsberufen, wird durch die Anwendung eines doppelten 
Maßstabs bei den Ausbildungserfordernissen, zwischen den 24-Stunden-
Betreuerinnen und vergleichbaren Berufsgruppen, aufrecht erhalten. Denn im HBeG 
selbst werden, im Gegensatz zum ähnlichen Berufsfeld der Heimhelfer/innen, keine 
Ausbildungserfordernisse bestimmt. Lediglich in den Kriterien zur Vergabe von 
monetären Förderungen, die an Pflegebedürftige zur Finanzierung der 24-Stunden-
Betreuung vergeben werden, sind Qualifikationsnachweise gefordert. Für eine höhere 
Anerkennung personenbezogener haushaltsnaher Dienstleistungen wäre ein 
Zugeständnis von Professionalität durch ein Mindestmaß an Qualifikation sicher 
förderlich: „If the domestic worker must be trained for her employment, how can 
domestic work continue to be a natural ability of women in general?“ (Anderson 2000 
in: Lutz 2007b, 203).  
Doch der Fördergeber hat nicht die Absicht eine echte Statusaufwertung von 24-
Stunden-Betreuung durch Qualifizierung durchzuführen, dies macht er durch die 
gleichzeitig mit den Mindestanforderungen eingeräumten Umgehungsstrategien 
deutlich. Dadurch wird die Differenzierung und Ungleichbehandlung von 
„ausländischen“ 24-Stunden-Betreuerinnen gegenüber vergleichbaren, vorwiegend von 
„Inländer/innen“ ausgeführten Gesundheitsberufen legitimiert. Diese Frauen aus 
Osteuropa werden durch die mittels des Hausbetreuungsgesetzes regulierte 24-
Stunden-Betreuung marginalisiert und stigmatisiert. Die Unterdrückung erfolgt über 
eine versteckte Ausschließung der osteuropäischen Frauen vom regulären 
Pflegearbeitsmarkt (z.B. durch Abwertung von Qualifikation) und die Zuweisung einer 
gesonderten Kategorie von „Billigarbeit“. Mittels dieser Systematik  rechtfertigt die 
herrschende Kultur wiederum die Andersbehandlung jener Frauen mit schlechteren 
arbeits- und sozialrechtliche Bedingungen. 
8 Zusammenfassung und Ausblick 
Das 2007 erlassene Hausbetreuungsgesetz war Teil einer politischen Maßnahme zur 
Reorganisation der Pflege in Österreich und regelt die davor illegal ausgeübte 24-
Stunden-Betreuung. Wie der erste Forschungsteil dieser Arbeit zeigt, liegen diesem 
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Rund-um-die-Uhr-Pflegemodell soziale Kategoriesysteme zugrunde, die jene dort 
arbeitenden Frauen aus Osteuropa gezielt benachteiligen. In der 24-Stunden-
Betreuung wirken insbesondere drei soziale Ungleichheitskategorien: Geschlecht, 
Ethnie und Klasse. Diese Konstruktionen der Differenzsetzung dienen der Legitimation 
symbolisch-kultureller Stereotype, wie z.B. die Prädestinierung von Frauen für 
Fürsorge- und Pflegearbeiten oder die schlechtere Qualifizierung von Migrantinnen aus 
Osteuropa. Auf der Grundlage dieser kulturell vermittelten Wertbezüge hat sich in der 
Altenbetreuung in Österreich ein spezifisch für Frauen aus Osteuropa konzipiertes und 
zunächst illegales „Billigarbeitmodell“, die 24-Stunden-Betreuung, etabliert. Dieses 
vergeschlechtlichte und auf einer internationalen Arbeitsteilung gründende 
Pflegemodell diskriminiert die in österreichischen Haushalten als 24-Stunden-
Betreuerinnen arbeitenden Ausländerinnen.  
Im Bestreben zur Legalisierung und Professionalisierung dieser ausbeuterischen, auf 
Vertrauen basierenden Verhältnisse wurden regulierende Strukturen wie das 
Hausbetreuungsgesetz geschaffen. Der Gesetzgeber drängt dadurch aber die 
Betreuerinnen in für sie nachteilige sozial- und arbeitsrechtliche 
Beschäftigungsverhältnisse. Denn die Neuregulierung normiert Ungerechtigkeiten und 
institutionalisiert geschlechter- und ethnizitäts-stereotype Differenzsetzungen innerhalb 
der Gesellschaft. Gleichzeitig wird in der Öffentlichkeit ein völlig anderes Bild vermittelt. 
Dem Gesetz liegt demnach eine Systematik an Unterdrückung durch Ausbeutung, 
Entmachtung und Marginalisierung der Betreuerinnen aus Osteuropa zugrunde, die 
nicht vordergründig sichtbar ist. Vielmehr handelt es sich um implizite Definitions-, 
Kategorisierungs- und Schlussfolgerungsregeln, die durch eine qualitative Analyse des 
Gesetzwerdungsprozesses deutlich werden. Dass beispielsweise 98% der seit 
Inkrafttreten des Gesetzes gemeldeten Betreuerinnen selbstständig arbeiten und damit 
Gefahr laufen, als „scheinselbstständig“ zu gelten, wird von den gesetzlichen 
Rahmenbedingungen gelenkt. Politisch wird dieses Arbeitsmodell bevorzugt, obwohl 
es den geltenden Kriterien einer selbstständigen Arbeit widerspricht. Auch 
Förderwesen und Sanktionsmechanismen wurden darauf ausgerichtet die 
pflegebedürftigen Inländer/innen weitestgehend von lästigen Pflichten zu entbinden 
und diese zuungunsten von 24-Stunden-Betreuerinnen zu verteilen.  
Die Andersbehandlung und Marginalisierung der ausländischen Betreuerinnen erfolgt 
durch eine Hierarchisierung und Ausschließung vom regulären Pflegearbeitsmarkt. 
Mittels eines Prozesses der Geringwertung ihrer Kenntnisse und durch Vorenthaltung 
von Qualifizierungsmaßnahmen erfüllt sich die Prophezeiung der unqualifizierten 
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„Billigarbeitskräfte“, welche wiederum die Unterminierung sozial- und arbeitsrechtlicher 
Mindeststandards legitimiert. Die Analyse des Hausbetreuungsgesetzes verdeutlicht, 
dass jener Wille, das österreichische Pflegesystem zu reformieren, den 
Geschlechtervertrag nicht einschließt. Es handelt sich um keine systemkritische und 
substanzielle Reform, sondern um mehr vom selben. Die Beibehaltung herrschender 
Kategorie- und Differenzkonzepte wird durch eine Ausweitung der 
Verantwortungsübertragung an Privathaushalte erreicht. Damit die Allgemeinheit die 
Bürde der privat finanzierten Pflege auch freiwillig übernimmt, muss der Preis für jene 
Leistungen niedrig gehalten werden. Dieser Effekt wird erzielt, indem die 
geschlechtliche Arbeitsteilung um eine internationale Dimension erweitert wird.  
Durch die aktuellen sozioökonomischen Bedingungen wird die Pendelmigration von 
Frauen aus Österreichs östlichen Nachbarländern derzeit begünstigt. Anders als 
dargestellt handelt es sich jedoch nicht um eine „win-win“ Situation für alle Beteiligten. 
Im Prozess der Wertschöpfung besteht ein großes Ungleichgewicht zulasten der 24-
Stunden-Betreuerinnen. Die Ist-Situation wirft jedoch bereits ihre Schatten auf 
individueller und gesellschaftlicher Ebene voraus. Die Betreuerinnen kämpfen mit den 
Folgen der doppelten Verantwortungsübertragung für Reproduktionsarbeit im Ziel- und 
Herkunftsland. Zusätzlich dazu müssen sie nun auch als Unternehmerinnen die 
sozialrechtlichen Verpflichtungen tragen, die sich aus der selbstständigen 
Beschäftigung ergeben. In den Herkunftsländern kann dies zu einem „care drain“ 
führen.  Dieser englische Begriff bezeichnet das gesellschaftspolitische Problem, wenn 
in bestimmten Regionen durch Pendelmigration zu Zwecken der 24-Stunden-
Betreuung die eigene Versorgung mit bezahlten und unbezahlten Pflegeleistungen in 
Gefahr ist. 
Die Ausbeutung der 24-Stunden-Betreuerinnen und Bewertung der Pflege- und 
Betreuungsarbeit spiegelt wieder, wie weit wir zweifellos noch von einer 
gesellschaftlichen Gerechtigkeit zwischen den Geschlechtern entfernt sind. Die 
Erforschung strukturimmanenter Entwicklungen und dessen Auswirkungen auf den 
Geschlechtervertrag dürfen in der Analyse der Umverteilung von Reproduktionsarbeit 
zwischen Frauen (Inländerinnen als Arbeitgeberinnen im Privathaushalt vs. 
migrantische Arbeiterinnen) nicht vernachlässigt werden. 
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Abstract 
As part of a political plan to reorganize the Austrian care system, a specific law called 
the ″Hausbetreuungsgesetz″ (i.e. Home Care Law) was introduced in 2007. It regulates 
the 24-hour care for elderly people, a care model that was illegally operated 
beforehand and in which mainly women from Eastern Europe have been working. The 
first part of this research paper shows that social categories underlying this care model 
discriminate against women working in this area. The main three categories of social 
inequality acting in the 24-hour care are: gender, race and class. These constructions 
of differentiation provide a basis to legitimize symbolic cultural stereotypes, e. g. the 
predisposition of women for care work or the lower qualification of migrants from 
Eastern European countries. These culturally imparted values led to the establishment 
of a specific at first illegal and "cheap" concept for the care of elderly in Austria: the 24-
hour care. This care model is deeply gendered and grounded on an international 
segregation of labour that discriminates against the mainly female migrant workers. In 
order to legalize and professionalize these conditions that used to depend only on 
contracts of trust, regulating structures such as the ″Hausbetreuungsgesetz″ have 
been introduced. However, with this law the legislative body, in accordance with social 
and employment rules, keeps the female care workers in disadvantageous conditions. 
This way of reorganization normalizes injustice and institutionalizes practices of 
differentiation based on gender and racial stereotypes within society. At the same time, 
a totally differing image is spread in the public. The law is sustained by an invisible 
system of suppression through exploitation, disempowerment and marginalization of 
female care workers from Eastern Europe. These implicit rules of definition, 
categorization and reasoning can be visualized by a qualitative analysis of the law 
genesis. By way of example, it is shown that 98% of all care workers have been 
declared as self-employed since the law became effective, despite the fact that most of 
them should be regarded as employed according to the official labour legislation. This 
is due to the new law and its framework. Politicians prefer these work contracts even 
though they contradict the valid criteria for self-employment. Furthermore, the 
government aid system and the sanctioning mechanisms are aligned to free the 
Austrian population in need of care from responsibilities, such as obligations that arise 
from being an employer, and distribute them to the disadvantage of the 24-hour care 
workers. Foreign female care workers are differently treated and marginalized due to a 
hierarchy on the market of care work that excludes them from regular care segments. 
  XVII 
The prophecy of unqualified ″low-wage-workers″ that serves to undermine standards of 
social and labour law fulfils itself through a process of devaluation of the existing 
knowledge and abilities of migrant care workers and withholding them from qualification 
programmes.  
A deeper look at the ″Hausbetreuungsgesetz″ discloses that the wish to reform the 
Austrian care system does not include the gender contract. The reform is neither a 
critical nor a substantial reform of the dominating system, but it is consistent with the 
traditions. The ongoing shift of care-responsibilities to private households serves to 
perpetuate established concepts of categorization and differentiation. In order to 
convince the general public to carry the burden of self-organization and partly self-
financing of elderly care, the costs of and consequently the prices for those services 
must be kept low. This aim is achieved by expanding the sex segregation in the labour 
market on an international scale. The current socio-economic conditions support 
oscillating migration of women from Austria’s eastern neighbouring countries. Contrary 
to popular belief, it is not a ″win-win″ situation for everybody involved. The imbalance 
disadvantaging the 24-hour care workers persists within the process of creating value. 
The actual situation foreshadows negative implications on individual and social levels. 
Female care workers have to cope with the double load of being responsible for 
reproduction work within the target country and the country of origin. Additionally, they 
are bound by the obligations of social law associated with being self-employed. This 
situation can also develop into a socio-political problem within the countries of origin in 
case the migration dimension in a particular region reaches such an extent that the 
local maintenance of paid and unpaid care work is at risk (i.e. “care drain”).  
While exploring structural developments and their implications on the shift of work 
between women (Austrian women as employers within the household vs. Migrant care 
workers), we must not disregard their consequences on the gender contract. The 
exploitation of 24-hour care workers due to undervaluation of care work reflects how far 
the goal of gender equality still is. 
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